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25 Jahre Induſtrieverlag Spaeth & Linde 


Don Fritz Reinhardt, Staatsfekretär im Reichsfinanzminifterium 


Am 1. Mal 1914 wurde der Induſtrſeverlag Spaeth & Linde gegründet. Drei Monate Später brach der Welt 
krieg über Deutſchland herein. Der Verlag ſtellte jenen Selbſtbehauptungswillen unter Beweis. Die eijerne 
Tatkraft feines Inhabers Paul Linde gewährleiftetete den Fortbeſtand des Unternehmens. 


Der Induſtrleverlag Spaeth & Linde übernahm im Fahr 1915 die „Deutſche Steuer⸗Zeltung“. Er wurde 
nach dem Weltkrieg zu dem Verlag, bei dem Erläuterungsbächer über alle Geblete des Deutſchen Steuer- 
rechts erjchienen. 


Das Steuerrecht it ſtändig in Fluß. Es muß den Entwicklungen in der Volkswirtschaft und den finanzlellen 
Etjorderniſſen des Reichs, feit der Übernahme der ſtaatlichen Macht durch den Sührer auch der Volker 
anſchauung und damit insbeſondere den ſozlalpolitſſchen und bevölkerungspolitiſchen Geboten des Nattonal⸗ 
ſozlallsmus laufend angepaßt werden. 


Schon im Jahr 1919 wurde mir die „Deutſche Steuer⸗Zeltung“ zu einem unentbehrlichen Hilfsmittel und 
Berater in allen Stagen des Deutſchen Steuerrechts. Ich finde in meiner Bücherei noch heute dle praktiſchen 
Handausgaben von Nechtsanwalt Dr. Frith Koppe und Anderen aus den Jahren 1919 und 1920. Jeder 
Lehrer für Steuerrecht, jeder Steuerberater, ſeder Rechtsanwalt und jeder gewerbliche Unternehmer war auf 
dieſe Handausgaben angewiefen, wenn er in Fragen des Steuerrechts auf der Höhe fein wollte. Daneben 
erschlenen in Coſe⸗Blatt⸗Form die Kommentare. 


Im Frühſahr 1934 wurde mein „Wirtschaftlicher Beobachter“ mit der „Deutſchen Steuet⸗Zeitung vereinigt. 
Ich übernahm die Herausgeberfchaft und damit die Fuͤhrung der „Deutſchen Steuet⸗Zeitung“. Dieſe iſt zu 
einem laufenden Lehr und Nachſchlagewerk für jeden Steuerfachmann und für 
Jeden Unternehmer geworden. Die Leſer werden Schnell, ſicher und in einfachſter Sprache und Dar⸗ 
ſtellungsweſſe mit jeglichen Neuerungen auf dem Geblet des Steuerrechts und mit allen grundlegenden Ent⸗ 
wicklungen im Getriebe der Deutſchen Volkswirtſchaft und auf dem Gebiet des Außenhandels vertraut ge⸗ 
macht. Die „Deutsche Steuer⸗Zeitung“ enthält außerdem Auffäge, durch die Zwelfel geklärt wer⸗ 
den, dle auf dem Gebiet des Steuerrechts entſtehen, und durch dle das ee 
fortentwlckelt wird. 


Der Inhaber des Induſtrieverlags Spaeth & Linde, Herr Senator Paul Linde, fft freudig und tatkräftig 
meinem Wunſch nach Schaffung der Bächerel des Steuerrechts“ gefolgt. Dadurch wird eine 
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Sammlung von Erläuterungsbäcern geſchaffen, dle einfach und klar in Sprache und Aufmachung und im 
Preis niedrig find. Es find bis jetzt drelzehn Bände erſchienen. Dieſe ſtellen den Anfang der Bücherei des 
Steuerrechts dar. Die Bücherei wird ſo ausgebaut werden, daß die Beantwortung feglicher Fragen auf 
dem Gebiet des geſamten Steuerrechts in ihr zu finden fein wird. Sie wird in überſichtlicher Form auch alle 
Neſchsfinanzhof⸗Eutſcheldungen bringen, ſoweſt fie heute noch in Betracht kommen und foweit der Wortlaut 
von Bedeutung ft, fie wird Bände mit praktiſchen Fällen bringen, und fie wird Bände in ABESorm 
bringen. Belſpiel: Band 4 Die Amſatzſteuer“, Band 4 a Neichsfinanzhof⸗Eutſcheldungen zur Vmſatzſteuer“, 
Band 4 b „Praktifche Fälle der Umſatzſteuer“, Band 4c „ABC des Umfahfteuerrechts”. 

Von unermeßlicher Bedeutung iſt das Werk Buchführung, Bilanz und Steuern“, von dem 
bis jetzt drei Bände in Nleſenauflage erſchlenen find. Durch dleſes Werk wird Klarheit in die Begriffe der 
Buchführung und des Bllanzweſens gebracht. 

Dann find insbeſondere zu nennen: das Handbuch der ſteuerlichen Betriebspräfung‘, 
von dem bis jetzt zwei Bände erſchlenen find, „Betriebspräfung, Warenelngangs buch und 
Warenausgangsverorduung“, von dem in dleſen Tagen dle vlerte, verbeſſerte und erweiterte 
Auflage erſchelnt, und das Werk „Dieneuen Steuergeſetze“, das ſetzt in Coſe⸗Blatt⸗Form erſcheint. 


An allen dieſen Verlagserzeugulſſen beſteht ein ſehr erhebliches öffentlihes Intereſſe. Die finan⸗ 
ziellen Erforderniffe des Reichs gebieten, daß alle Kreiſe der Bevölkerung auf allen Gebieten des Finanz ⸗ 
und Steuerrechts rechtzeitig genügend aufgeklärt werden. Es find Zeitungen, Bücher und Werke erforderlich, 
die auf Einfachheit und Klarheit im Denken abgeſtellt find und durch die das Verſtändnls für die finanziellen 
Erforderniffe des Reiche, für dle ſteuerliche Gleichmäßigkeit und damit für die wirtſchaftliche und ſoztale Ge⸗ 
techtigkelt gefördert wird. Diefem öffentlichen Inteteſſe entſpricht in vollem Maß der Jnduſtrleverlag 
Spaeth & Linde. Dafür gebühren ähm Anerkennung und Dank. 

Die „Deutſche Steuer⸗Zeitung“, die „Bücherei des Steuerrechts“, „Buchführung, Bilanz und Steuern“ und 
die anderen oben bezeichneten Verlagserzeugulſſe, die der Aufklärung auf dem Gebiet des Steuerrechts, der 
Buchführung und des Bilanzwefens, der Betriebsprüfung ufw. dienen, find nicht die einzigen Verlags⸗ 
erzeugniſſe des Induſtrieverlags Spaeth & Linde. „Die Handels⸗Hochſchule“, „Das neue 
Deutſche Neichsrecht“, „Die Verwaltungs⸗Akademſe“, Grundlagen, Aufbau 
und Wirtſchaftsordnung des natfonalfozfalfftifhen Staates“ und der in Nieſen⸗ 
auflage erſcheinende „Kurzberichterftatter” find weitere Verlagserzeugniſſe unferes Jubllars. Das 
neue Deutſche Nelchstecht“ wird durch Staatsſekretär Pfundtner und den Präſt⸗ 
denten der RNelchs⸗Nechtsanwaltskammer, Juftfzrat Neubert, herausgegeben. Es 
ſtellt das Standardwerk der geſamten Deutſchen Rechtskunde dar. „Die Verwal⸗ 
tungs⸗Akademle“ und „Grundlagen, Aufbau und Wirtfhaftsordnung des 
natlonalſoztallſtiſchen Staates“ find Standardwerke, die durch Reihsminifter 
Dr. Lammers und Staatsſekretär Pfundtner herausgegeben werden. Das erſtere gehört 
in die Bücherei jedes Amtes und möglichſt auch ſedes Beamten, das zweite in dle Bücherel jedes Unter 
nehmers. Durch dleſe Verlagswerke wird ebenfalls einem öffentlichen Intereſſe entſprochen. Auch dafür ges 
buͤhren dem Induſtrleverlag Spaeth & Linde Anerkennung und Dank. 


Die Anerkennung und der Dank gelten zunächſt dem Inhaber und Betrlebsfährer des Unter 
nehmens, dem Hauptjubilar Senator e. h. Paul Linde. 

Er verfügt über den ſicheren Blick, über das Verftändnis für gegebene Notwendigkeiten und über den Mut 
und dle Tatkraft, die die Vorausſetzung für das Gelingen aller großen Werke ſind. 


Die Anerkennung und der Dank gebuͤhren aber auch der Gefolgſchaft des Induſtrleverlags Spaeth 
& Linde, die wiederholt unter Beweis geſtellt hat, daß fie unter der Führung Paul Llndes jeglichen 
Anforderungen gewachſen iſt. Wer Einblick in den Induſtrleverlag Spaeth & Linde erlangt hat und wer 
Gelegenheit gehabt hat, die Harmonie zu beobachten, dle den Betrlebsführer Paul Linde und die 
Angehörigen feiner Gefolgſchaft umſchlingt, der kann dem Induſtrleverlag Spaeth & Linde das Zeugnis eines 
Nattonalſozfalfſtiſchen Muſterbetrlebs ertellen. 


Möge der Induſtrleverlag Spaeth & Linde auch in den nächſten fünfundzwanzig Jahren unter gänftigen 
Sternen ſtehen, möge ihm Insbefondere der Betriebsführer Paul Linde in Geſundhelt und Tat; 
kraft erhalten bleiben, und mögen alle Werke des Induſtrleverlags weiterhin gelingen und dem öffent: 
lichen Intereſſe dlenlich ſein. 
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Die Durchfuhrungs verordnung zum Neuen Finanzplan 


Von Fritz Reinhardt, Staatssekretär im Reichsfinanz ministerium 
Inhalt: 


1. Zum Steuergutſchein⸗Verfahren, 
2. Zur Bewertungsfreiheit auf Grund von 
Steuergutſcheinen J, 


1. Zum Steuergutſchein⸗Verfahren 

Am 20. März 1939 iſt der Neue Finanz⸗ 
plan erſchienen. Die Maßnahmen des Neuen 
Finanzplans ſind: 

1. Ausgabe von Steuergutſcheinen ſtatt 
Aufnahme von Reichsanleihen, 

2. Bewertungsfreiheit für die abnutz⸗ 
baren Wirtſchaftsgüter des betrieb⸗ 
lichen Anlagevermögens auf Grund von 
Steuergutſcheinen, 

3. Einſparungen bei den Ausgaben der 
öffentlichen Verwaltung, 

4. Mehreinkommenſteuer. 

Die Steuergutſcheine werden durch den Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen ausgegeben, und zwar zum 
Nennbetrag und in zwei Ausſtattungen: 
Steuergutſcheine J und Steuergutſcheine II. Am 
26. April 1939 iſt die Durchführungsverord⸗ 
nung zum Neuen Finanzplan erſchienen. 

§ 2 Abſatz 1 des Neuen Finanzplans gemäß ſind 
das Reich, die Länder, die Gemeinden und die Ge⸗ 
meindeverbände, die Reichsbahn, die Reichspoſt und 
das Unternehmen Reichsautobahnen und andere vom 
Reichsminiſter der Finanzen bezeichnete juriſtiſche Per⸗ 
ſonen oder ähnliche Gebilde ver p flichtet, Liefe⸗ 
rungen und ſonſtige Leiſtungen gewerblicher Unterneh⸗ 
mer in Höhe von 40 vom Hundert des Rechnungs⸗ 
betrags in Steuergutſcheinen, und zwar je zur Hälfte 
in Steuergutſcheinen J und II zu bezahlen. 

82 Abſatz 2 des Neuen Finanzplans gemäß find 

luriſtiſche Perſonen des Privatrechts, gewerbliche 

Einzelunternehmer und Unternehmergemeinſchaften 

berechtigt, Lieferungen und ſonſtige Leiſtungen 

gewerblicher Unternehmer bis zu 40 vom Hundert 
des Rechnungsbetrags in Steuergutſcheinen zu be⸗ 
zahlen. Durch dieſe Berechtigung iſt den Empfän⸗ 
gern von Steuergutſcheinen die Möglichkeit gegeben, 
ſie w eiterzugeben. Die Empfänger von Steuer⸗ 
gutſcheinen können die Steuergutſcheine behalten: 
in Steuergutſcheine I zwecks Inanſpruchnahme von 

985 wertungsfreiheit für Wirtſchaftsgüter 

des betrieblichen Anlagevermögens, die Steuergut⸗ 

ſcheine II als Anlagepapier, ſie können ſie aber 
un bei der Bezahlung von Lieferungen und ſonſtigen 

Lerſtungen gewerblicher Unternehmer weiter 

geben, und zwar jeweils bis zu 40 vom Hundert 

des Rechnungsbetrags. Dieſe Wahl, die Steuergut- 

En zu a oder weiterzugeben, hat jeder 

Empfänger von Steuergutſchei i 

drltte, bietet gutſcheinen, auch der zweite, 

Der Berechtigung des Schuldners, in 
Steuergutſcheinen zu zahlen, ſteht zwangsläufig eine 
Verpflichtung des Gläubigers, Steuergut⸗ 


8. n der Ausfuhrinduſtrie und des 
usfuhrhandels, 
4. Zur Mehreinkommenſteuer. 


ſcheine in Zahlung zu nehmen, gegenüber. Es kann 
keine juriſtiſche Perſon des Privatrechts, kein gewerb⸗ 
licher Einzelunternehmer und keine Unternehmer⸗ 
gemeinſchaft die Inzahlungnahme von Steuergut⸗ 
ſcheinen bis zu 40 vom Hundert des Rechnungsbetrags 
ablehnen. Liquiditätsſchwierigkeiten werden ſich 
daraus nicht ergeben, weil Steuergutſcheine nur in 
dem Umfang ausgegeben werden, der den Liqui⸗ 
ditäts möglichkeiten der Deutſchen Volkswirt⸗ 
ſchaft entſpricht. Durch die Ausſtattung der 
Steuergutſcheine iſt eine natürliche Nachfrage 
gewährleiſtet, die das Angebot ſolcher Unter⸗ 
nehmer ausgleicht, die Steuergutſcheine weder behal⸗ 
ten noch an Zahlungſtatt weitergeben können, ſondern 
veräußern wollen. 


Die erſten Steuergutſcheine wer⸗ 
den am 2. Mai 1939 ausgegeben. A 
dieſem Zeitpunkt beſtehen die Verpflichtung und die 
Berechtigung zur Bezahlung von Rehnungsteil- 
beträgen in Steuergutſcheinen und die gegenüber⸗ 
ſtehende Verpflichtung zur Inzahlungnahme von 
Steuergutſcheinen. Die Verpflichtung und die Berech⸗ 
tigung beſtehen nicht nur für ſolche Rechnungsbeträge, 
die nach dem 30. April 1939 fällig werden, ſondern 
auch für ſolche, die nach dem 31. März 1939 
fällig geworden, aber am 3 0. April 193 9 n och 
nicht bezahlt ſind. Dieſe Regelung ergibt ſich 
aus 8 17 der ſoeben erſchienenen Durchführungsver⸗ 
ordnung (DVD). 


Im 85 DO iſt klargeſtellt, daß bei der Anwen⸗ 
dung des Neuen Finanzplans die National- 
ſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei 
dem Reich gleichſteht. Zur Nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Deutſchen Arbeiterpartei gehören auch die Glie⸗ 
derungen der NSDAP. 


Der Reichsminiſter der Finanzen kann juriſtiſche 
Perſonen und ähnliche Gebilde beſtimmen, die eben ; 
falls verpflichtet ſind, Lieferungen und ſonſtige 
Leiſtungen gewerblicher Unternehmer in Höhe von 
40 vom Hundert des Rechnungsbetrags in Steuer⸗ 
gutſcheinen I und II zu bezahlen. 8 6 DVD gemäß 
ſind das bis jetzt: 

1. die der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiter: 
partei angeſchloſſenen Verbände; 

der Reichsnährſtand; 

die Reichswirtſchaftskammer, die Induſtrie⸗ und 
Handelskammern und die Handwerkskammern; 

der Deutſche Gemeindetag: 

die Zweckverbände; 

die Verſorgungsbetriebe, die in privatrechtlicher 
Form geführt werden, wenn die Mehrheit der An⸗ 
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teile an dieſen Betrieben dem Reich, einem Land, 
einer Gemeinde, einem Gemeindeverband oder 
einem Zweckverband oder einigen gemeinſam un⸗ 
mittelbar oder mittelbar gehört; 

7. die Religionsgeſellſchaften öffentlichen Rechts und 
ſolche Körperſchaften, Perſonenvereinigungen und 
Vermögensmaſſen, die Zwecken dienen, durch deren 
Erfüllung eine Religionsgeſellſchaft öffentlichen 
Rechts unmittelbar gefördert wird. 


Die Dienſtſtellen des Reichs und der NSDAP 
werden mit den Steuergutſcheinen, die ſie zur Bezah⸗ 
lung auf Grund des Neuen Finanzplans brauchen, 
durch die Finanzämter beliefert, und zwar die ein⸗ 
zelne Dienſtſtelle durch das Finanzamt, in deſſen 
Dienſtbereich ſie liegt. Dabei iſt es einerlei, ob die zu 
beliefernde Kaſſe der oberſten Inſtanz, einer 
mittleren Inſtanz oder einer unteren In⸗ 
ſtanz angehört. Die Steuergutſcheine, die an Dienſt⸗ 
ſtellen der NSDAP geliefert werden, werden durch 
den Reichsſchatzmeiſter der NSDAP dem Reichsmini⸗ 
ſter der Finanzen bezahlt. 

Die anderen Stellen, die zur Bezahlung in 
Steuergutſcheinen verpflichtet ſind, erhalten die 
Steuergutſcheine durch das Finanzamt, in deſſen 
Dienſtbereich ſie liegen, gegen ſofortige Be⸗ 
zahlung. Stellen mit erheblichem Zahlungs⸗ 
verkehr, insbeſondere die Kaſſen der Länder und der 
großen Städte, erhalten die Steuergutſcheine in 
Blöcken. Darüber haben ſie monatlich mit den 
Finanzkaſſen abzurechnen. 

Für die Dienſtſtellen der Reichsbahn und der 
Reichspoſt gilt eine beſondere Regelung. 


* 


Bei der Bezahlung in Steuergutſcheinen auf 
Grund von $ 2 des Neuen Finanzplans find an Zah⸗ 
lungſtatt anzunehmen: 

1. die Steuergutſcheine I zum Nennbetrag, 

2. die Steuergutſcheine II im Ausgabemonat und im 
folgenden Kalendermonat zum Nenn betrag, 
in den weiteren Monaten zuzüglich eines Aufgeldes. 
Dieſes beträgt ab dem zweiten Kalendermonat nach 
dem Ausgabemonat für jeden Monat ein Drittel 
vom Hundert des Nennbetrags, und zwar bis ein⸗ 
ſchließlich des ſiebenunddreißigſten Kalendermonats 
nach dem Ausgabenmonat. Es laufen auf die Weiſe 
die 12 vom Hundert Aufgeld auf, mit dem die 
Steuergutſcheine II ab dem ſiebenunddreißigſten 
Monat nach dem Ausgabemonat bei der Entrichtung 
von Reichsſteuern in Zahlung genommen werden. 


(8 9 Abſatz 1 DV O.) 


Die Steuergutſcheine ſollen im Reichsgebiet 
verbleiben. Es darf deshalb an gewerbliche Unter⸗ 
nehmer, die keine Betriebſtätte im Reichs ⸗ 
gebiet haben, in Steuergutſcheinen nicht bezahlt 
werden, und es ſind ſolche Unternehmer auch nicht 
berechtigt, in Steuergutſcheinen zu bezahlen ($ 10 
Abſätze 1 und 2 DO). 

Auf die Lieferung von Erzeugniſſen einer aus ⸗ 
ländiſchen Volkswirtſchaft, die im Reichs⸗ 


gebiet weder bearbeitet noch verarbeitet worden ſind, 
findet das Steuergutſcheinverfahren nicht Anwen⸗ 
dung (8 10 Abſatz 3 DVD). Die Einfuhrunternehmer 
ſind demgemäß von der Verpflichtung zur Inzahlung⸗ 
nahme von Steuergutſcheinen inſoweit befreit, als ſie 
ausländiſche Erzeugniſſe umſetzen, bevor ſie bearbeitet 
oder verarbeitet worden ſind. Dieſe Freiſtellung iſt 
erforderlich, weil die Einfuhrunternehmer ihre aus⸗ 
ländiſchen Lieferer nicht mit Steuergutſcheinen be⸗ 
zahlen können und dürfen. Der Begriff, daß die Er⸗ 
zeugniſſe der ausländiſchen Volkswirtſchaft „weder be⸗ 
arbeitet noch verarbeitet“ ſein dürfen, iſt dem Um⸗ 
ſatzſteuerrecht entnommen. 

Auch auf den Geldverkehr, den Kapital⸗ 
verkehr und den Wertzeichenverkehr 
findet das Steuergutſcheinverfahren nicht Anwendung 
(S 11 DOLL). 


2. Zur Bewertungsfreiheit auf Grund von Steuergut⸗ 
ſcheinen I 

Jeder gewerbliche Unternehmer, der Steuergut⸗ 
ſcheine I eine beſtimmte Zeit lang ununterbrochen in 
ſeinem Eigentum behält, kann in Höhe von 20 vom 
Hundert des Geſamtbetrags dieſer Steuergutſcheine 
Bewertungsfreiheit für die abnuf- 
baren Wirtſchaftsgüter des betrieb⸗ 
lichen Anlagevermögens in Anſpruch neh⸗ 
men. Die Bewertungsfreiheit beſteht darin, daß 
neben den Abſetzungen und Abſchreibungen, die 
dem Einkommenſteuergeſetz oder Körperſchaftſteuer⸗ 
geſetz gemäß vorgenommen werden können, in Höhe 
der bezeichneten 20 vom Hundert Sonderab⸗ 
ſchreibungen vorgenommen werden können. Es 
handelt ſich bei der Bewertungsfreiheit in jedem Fall 
um etwas Zu ſätzliches. 

Die Bewertungsfreiheit erſtreckt ſich auf alle 
abnutzbaren Wirtſchaftsgüter des betrieblichen Anlage⸗ 
vermögens, und zwar ohne Rückſicht darauf, welche 
betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer das einzelne Wirt ⸗ 
ſchaftsgut hat, wann es angeſchafft oder hergeſtellt 
worden iſt und wie hoch die Anſchaffungs⸗ oder Her⸗ 
ſtellungskoſten geweſen ſind. 


Der Begriff der abnutzbaren Wirtſchaftsgüter iſt 
der gleiche wie im Einkommenſteuerrecht und im Kör⸗ 
perſchaftſteuerrecht (§S 19 DVO). 

Wie der gewerbliche Unternehmer die Sonder- 
abſchreibungen, in denen die Bewertungsfreiheit ſich 
ausdrückt, auf die abnutzbaren Wirtſchaftsgüter ſeines 
betrieblichen Anlagevermögens verteilt, iſt 
gleichgültig. Es iſt nicht erforderlich, daß die 
Wirtſchaftsgüter, für die Bewertungsfreiheit in An⸗ 
ſpruch genommen wird, auf einem beſonderen Konto 
geführt werden, ſondern nur: 


1. daß ordnungsmäßige Buchführung beſteht und die 
Sonderabſchreibungen auf einem beſonderen „Ab⸗ 
ſchreibungskonto NF“ ausgewieſen werden, und 


2. daß die Sonderabſchreibung in der gleichen Höhe 
in der Handelsbilanz vorgenommen wird, es ſei 
denn, daß die Buchwerte der abnutzbaren Wirt⸗ 
ſchaftsgüter in der Steuerbilanz höher ſind als in 
der Handelsbilanz. 


(8 22 DVB.) 
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Der Zeitraum, in dem dem gewerblichen Unter- 
nehmer die Steuergutſcheine I ununterbrochen gehört 
haben müſſen, umfaßt für Wirtſchaftsjahre, die im 
Kalenderjahr 1939 enden, die letzten ſechs 
Monate des Wirtſchaftsjahrs, für die 
weiteren Wirtſchaftsjahre die letzten zehn Monate 
des Wirtſchaftsjahrs (§ 3 Abſätze 1 und 2 NF). Da 
die Steuergutſcheine ab 2. Mai 1939 ausgegeben wer⸗ 
den, kann die Bewertungsfreiheit für die Wirtſchafts⸗ 
jahre in Anſpruch genommen werden, die nach dem 
1. November 1939 ablaufen. Die meiſten Wirt⸗ 
ſchaftsjahre fallen mit dem Kalenderjahr zuſammen. 
In dem Fall müſſen die Steuergutſcheine I ſpä⸗ 
teſtens am 30. Juni 1939 erworben ſein und 
bis zum 31. Dezember 1939 ununterbrochen behalten 
werden, wenn der Unternehmer in Höhe von 20 vom 
Hundert des Betrags der Steuergutſcheine Bewer- 
tungsfreiheit in Anſpruch nehmen will. 


Der Hundertſatz von 20 vom Hun- 
dert erhöht ſich für jede weiteren 
zwölf Monate ununterbrochenen Ei- 
gentums um 5 vom Hundert bis zu 35 
vom Hundert. 


Der Nachweis des ununterbrochenen Eigentums 
der Steuergutſcheine J iſt dadurch zu führen, daß die 
Steuergutſcheine I in der ordnungsmäßigen Buch⸗ 
führung auf einem „Steuergutſcheinkonto I” ausge⸗ 
wieſen werden und darüber ein beſonderes Beſtands⸗ 
buch geführt wird (§ 23 Abſatz 1 DVO). Soweit der 
Steuerpflichtige Steuergutſcheine I einem Kredit- 
inſtitut übergeben hat, kann er den Nachweis durch 
Beſcheinigung des Kreditinſtituts führen (§ 23 Ab- 
ſatz 2 DV O). 


3. Förderung der Ausfuhrinduſtrie und des Ausfuhr⸗ 
handels 
„Der Neue Finanzplan ſieht im § 3 Abſätzen 4 und 
5 eine beſondere Vergünſtigung für die Ausfuhr⸗ 
induſtrie und für den Außenhandel vor. 
$ 24 Abſatz 1 DO lautet: 
„Die Bewertungsfreiheit iſt für die gewerblichen 
Unternehmer der Ausfuhrinduſtrie, die un⸗ 
mittelbar oder mittelbar zum Anfall von Deviſen 
beitragen, erweitert.“ 


Das gleiche gilt 8 26 DVo gemäß für den A ußen⸗ 
handel. 


Die Erweiterung der Bewertungsfreiheit 

für die Ausfuhrinduſtrie und den Ausfuhrhandel be⸗ 
Heht darin, daß der Hundertſatz, in deſſen Höhe 
kawvertungsfreiheit in Anſpruch genommen werden 
ann, ſich um 10 vom Hundert erhöht, alſo auf 30, 
35, 40 und 45 vom Hundert. 


Dem Geſetz gemäß iſt Vorausſetzung für die In⸗ 
anſpruchnahme der erweiterten Bewertungsfreiheit, 
daß a Ausfuhrumſatz im Kalenderjahr minde- 
ſtens 25 vom Hundert des Gejamtum- 
Tat 5 beträgt (8 3 Abſatz 5 N§ und 8 24 Abſatz 2 


Beiſpiel: 


Einem gewerblichen Unternehmer gehören 
300 000 Reichsmark Steuergutſcheine I ununter- 


brochen von Juni 1939 bis Dezember 1942. Er 
kann Bewertungsfreiheit in Anſpruch nehmen: 
bei der Aufſtellung ſeiner Jahresſchlußbilanz 

für 1939 in Höhe von 90 000 RM 


1900 , „ „ 105 000 „ 
M „ „ 12000% „ 
1942 „ „ „ 185000 „ 


insgeſamt in Höhe von 450 000 RM. 

Dieſer Ausfuhrunternehmer erfährt demgemäß in 
dem Abſchnitt 1939 bis 1942 eine ſteuerliche 
Entlaſtung um rund 225000 Reichs ⸗ 
mark (rund 50 vom Hundert von 450 000 Reichs⸗ 
mark). Dieſe ſteuerliche Entlaſtung von 225 000 
Reichsmark iſt darauf zurückzuführen, daß er die 
300 000 Reichsmark Steuergutſcheine I 3 Jahre 
lang ununterbrochen behalten hat. Die 300 000 
Reichsmark würden ihm, wenn er ſie nicht in Steuer⸗ 
gutſcheinen I, ſondern zinsbringend angelegt haben 
würde, beim Zinsſatz von 5 vom Hundert in der 
gleichen Zeit 52 500 Reichsmark erbracht haben. Der 
Vorteil für den Ausfuhrunternehmer beträgt dem⸗ 
gemäß für die Gegenwart 225 000 — 52500 — 
172 500 Reichsmark. Der Vorteil iſt in Wirklichkeit 
noch größer, weil die 52 500 Reichsmark Zinsein⸗ 
künfte der Beſteuerung unterliegen würden. 


Es gibt viele Ausfuhrunternehmer, bei denen die 
vorgeſehene Mindeſtgrenze von 25 vom Hundert des 
Geſamtumſatzes nicht erreicht wird. Auch dieſen 
wird eine erweiterte Bewertungsfreiheit ge⸗ 
währt, allerdings unter der Vorausſetzung, daß ſich 
ihr Ausfuhrumſatz gegenüber dem Vor⸗ 
jahr erhöht hat. $ 25 Abſatz 1 DVO beſtimmt 
das folgende: 

„Erreicht der Ausfuhrumſatz nicht die im Geſetz 
vorgeſehene Mindeſtgrenze von 25 vom Hundert des 
Geſamtumſatzes, hat ſich aber der Ausfuhrumſatz 
gegenüber dem Ausfuhrumſatz des vorangegangenen 
Kalenderjahrs erhöht, fo erhöht ſich die Bewertungs 
freiheit für jede vollen 2 vom Hundert der Ausfuhr⸗ 
ſteigerung um 1 vom Hundert des Beſtands an 
Steuergutſcheinen, höchſtens jedoch um 10 vom Hun- 
dert des Beſtands an Steuergutſcheinen.“ 


Beiſpiel: 
Der Ausfuhrumſatz hat im Kalenderjahr 1938 
200 000 Reichsmark, im Kalenderjahr 1939 236 000 
Reichsmark betragen. Die Ausfuhrſteigerung um 
36 000 Reichsmark beträgt 18 vom Hundert. Die 
Bewertungsfreiheit erhöht ſich für jede vollen 2 vom 
Hundert der Ausfuhrſteigerung um 1 vom Hundert, 
demgemäß in unſerm Beiſpiel um 9 vom Hundert 
auf 29 vom Hundert. Werden die Steuergutſcheine 
auch 1940 behalten und wird die Ausfuhr in 1940 
auf 274 000 Reichsmark geſteigert, ſo erhöht ſich der 
Hundertſatz von 25 vom Hundert auf 33 vom Hun⸗ 
dert; denn die Ausfuhrſteigerung gegenüber 1939 
beträgt 16 vom Hundert, die Erweiterung der Be⸗ 
wertungsfreiheit demgemäß 8 vom Hundert. 
Durch dieſe Maßnahme des § 25 DO werden die 
Ausfuhrunternehmer angeregt, ihren Ausfuhrumſatz 
zu fteigern. 
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Die erweiterte Bewertungsfreiheit gilt für die 
Ausfuhr induſtrie ſowohl als auch für den Aus⸗ 
fuhr handel. In Unternehmen der Ausfuhrin⸗ 
duſtrie wird der Beſtand an abnutzbaren Wirt⸗ 
ſchaftsgütern des betrieblichen Anlagevermögens in 
der Regel groß genug ſein, um Bewertungsfreiheit in 
Anſpruch nehmen zu können. In Unternehmen des 
Ausfuhr handels wird jedoch der Beſtand an ab⸗ 
nutzbaren Wirtſchaftsgütern des betrieblichen Anlage⸗ 
vermögens oft ſo klein ſein, daß eine ſteuerliche 
Erleichterung durch Inanſpruchnahme von Bewer⸗ 
tungsfreiheit entweder gar nicht oder in nur unbe⸗ 
deutender Höhe erlangt werden kann. Für dieſe Fälle 
iſt im 8 26 Abſatz 2 DVD eine Sonderregelung 
vorgeſehen. Dieſe lautet: 

„Soweit dieſe Unternehmer (des Außenhandels) 
von der Bewertungsfreiheit nicht in ausreichendem 
Umfang Gebrauch machen können, dürfen ſie an 
Stelle der ihnen zuſätzlich zuſtehenden Bewertungs⸗ 
freiheit einen Abzug vom ſteuerpflichti⸗ 
gen Gewinn außerhalb der Bilanz 
vornehmen. Die Höhe des Abzugs richtet ſich nach 
dem Beſtand an Steuergutſcheinen I, die dem ge⸗ 
werblichen Unternehmer in dem Zeitraum ununter⸗ 
brochen gehört haben, den das Geſetz vorſchreibt.“ 

Der Ausfuhrhändler muß zunächſt die er⸗ 
weiterte Bewertungsfreiheit in An⸗ 
ſpruch nehmen. Soweit er abnutzbare Wirtſchafts⸗ 
güter nicht in ausreichendem Umfang beſitzt, darf er 
den Abzug vom ſteuerpflichtigen Ge⸗ 
winn außerhalb der Bilanz vornehmen. 
Dieſer Gewinnabzug beträgt, wenn der Ausfuhrumſatz 
mindeſtens 25 vom Hundert des Geſamtumſatzes be⸗ 
trägt, 10 vom Hundert des Beſtands an 
Steuergutſcheinen I. 


Beiſpiel: 

Der Geſamtumſatz in 1939 beträgt 1 000 000 
Reichsmark, der Ausfuhrumſatz 300 000 Reichsmark. 
Dem Ausfuhrhändler haben in dem Zeitraum vom 
1. Juli bis 31. Dezember 1939 Steuergutſcheine 1 
im Geſamtbetrag von 100 000 Reichsmark ununter⸗ 
brochen gehört. Sein Beſtand an abnutzbaren Wirt⸗ 
ſchaftsgütern beträgt 15 000 Reichsmark. Der Spiel⸗ 
raum für die Inanſpruchnahme der Bewertungs⸗ 
freiheit iſt 30 vom Hundert von 100 000 Reichsmark 
= 30 000 Reichsmark. Er kann jedoch die Bewer⸗ 
tungsfreiheit nur in Höhe von 15 000 Reichsmark 
in Anſpruch nehmen, weil nur ſo groß ſein Beſitz an 
abnutzbaren Wirtſchaftsgütern iſt. Er kann außer⸗ 
halb der Bilanz von ſeinem ſteuerpflichtigen Gewinn 
10 vom Hundert von 100 000 Reichsmark — 10 000 
Reichsmark abſetzen. Sein ſteuerpflichtiger 
Gewinn vermindert ſich durch die 
Inanſpruchnahme der Bewertungs⸗ 
freiheit um 15000 Reichsmark und 
durch den Gewinnabzug um 10 000 
Reichsmark. 

Der für den Außenhändler hier vorgeſehene 
Gewinnabzug unterſcheidet ſich von der Be⸗ 
wertungsfreiheit dadurch, daß es ſich bei der 
Bewertungsfreiheit nur um eine Verla⸗ 
gerung von Steuern in die Zukunft 
handelt, beim Gewinnabzug jedoch um eine 


endgültige Verminderung der Steuer⸗ 
la ſt. Dieſe ſtellt eine beſondere Förderung 
des Außenhandels in Form von 
Steuerermäßigung dar. Es kommt dadurch 
der Wille der Reichsregierung zum Ausdruck, den 
Außenhandel auch durch ſteuerliche Maßnahmen 
beſonders zu fördern. 


* 


Es wird manchen Ausfuhrhändler geben, der die 
im Geſetz vorgeſehene Mindeſtgrenze von 25 vom Hun⸗ 
dert des Geſamtumſatzes nicht erreicht. In dem Fall 
wird ähnlich verfahren wie bei der Ausfuhr indu⸗ 
ſtriee. Die erweiterte Bewertungsfreiheit oder der 
Gewinnabzug beträgt in dem Fall für jede vollen 
2 vom Hundert der Ausfuhrſteigerung 1 vom Hundert 
des Beſtands an Steuergutſcheinen, höchſtens jedoch 
10 vom Hundert des Beſtands an Steuergutſcheinen. 


* 


Ob bei den Ausfuhrunternehmern die im Geſetz 
vorgeſchriebene Mindeſtgrenze von 25 vom 
Hundert des Geſamtumſatzes erreicht iſt, 
beſtimmt ſich nach der Umſatzſteuerveranla⸗ 
gung (§ 24 Abſatz 3 DVO). Dadurch wird das Ver⸗ 
fahren möglichſt einfach geſtaltet; denn bei der 
Umſatzſteuerveranlagung werden die Ausfuhrlieferun⸗ 
gen ohnedies feſtgeſtellt. Alles, was Ausfuhr⸗ 
lieferung im Sinn des Umſatzſteuerrechts iſt, 
iſt auch Ausfuhrumſatz im Sinn der Vorſchrif⸗ 
ten über die erweiterte Bewertungsfreiheit und über 
den Gewinnabzug außerhalb der Bilanz. Inſoweit 
bedarf es zur Feſtſtellung der Ausfuhrumſätze keiner 
beſonderen Feſtſtellungen durch den Un⸗ 
ternehmer und durch das Finanzamt. 

Es gibt jedoch neben den Ausfuhrlieferungen, 
die ſolche im Sinn des Umſatzſteuerrechts ſind, 
noch eine Reihe anderer Vorgänge, die zu einem 
Deviſenanfall führen. Dieſe Geſchäfte ſollen bei der 
Feſtſtellung der Höhe des Ausfuhrumſatzes eben⸗ 
falls berückſichtigt werden. Da ſie nicht auch der 
Umſatzſteuerveranlagung entnommen werden können 
und demgemäß dem Finanzamt nicht ohnedies 
bekannt ſind, muß der Steuerpflichtige nachweiſen, daß 
er weitere Geſchäfte für ausländiſche Rechnung ge⸗ 
tätigt hat, die er als Ausfuhrumſatz berüdfichtigt 
haben will (§ 24 Abſatz 3 Satz 2 DV O). Als ſolche 
weiteren Geſchäfte kommen insbeſondere in Betracht: 
1. die Veredelung von Gegenſtänden für 

Rechnung eines ausländiſchen Auf⸗ 
traggebers, zum Beiſpiel das Färben von Ge⸗ 
weben für ausländiſche Auftraggeber. Hier iſt Aus⸗ 
fuhrumſatz der Werklohn; 

die Ausfuhr von Gegenſtänden, die in einem Zoll- 

ausſchlußgebiet, zum Beiſpiel in einem 
Freihafengebiet, hergeſtellt worden ſind, in das 
ſtaatsrechtliche Ausland; 

3. die Ausfuhr von Gegenſtänden, die die inländiſchen 
Unternehmer zunächſt in ihre ausländi⸗ 
ſchen Verkaufsläger, Zweignieder⸗ 
laſſungen uſw. verbringen und von 
hier aus an ausländiſche Abnehmer verkaufen; 

4, Lieferungen von Anlagen an ausländiſche Be⸗ 
ee wenn die Anlage erſt im Ausland erftellt 
wird. 
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Beim Ausfuhrhandel rechnet zum Ausfuhrumſatz 
auch der Tranſithandel (§ 26 Abſatz 1 DO). 

Bei den gewerblichen Herſtellern rechnen 
auch die mittelbaren Ausfuhrgeſchäfte 
zur Ausfuhr, wenn der Abnehmer Händler iſt und 
die Ausfuhr dem Herſteller durch eine Beſcheinigung 
nachweiſt ($ 24 Abſatz 4 DVD). Dieſe Einbeziehung 
der mittelbaren Ausfuhr wird verhindern, daß Her- 
ſteller zwecks Erlangung der erweiterten Bewertungs⸗ 
freiheit zur un mittelbaren Ausfuhr übergehen und 
dadurch den Ausfuhr handel ausſchalten. 


Es iſt auch unſchädlich, wenn bei der mittelbaren 
Ausfuhr zwiſchen Abnehmer und Herſteller ein Lie⸗ 
ferungsſyndikat eingeſchaltet iſt (§ 24 Abſatz 5 
DVO). 

Bei der Feſtſtellung der Höhe des Ausfuhr— 
umſatzes wird durch die Finanzämter großzügig 
verfahren werden. 


4. Zur Mehreinkommenſteuer 


Die Durchführungsverordnung zum Neuen 
Finanzplan ſieht eine Erhöhung des Frei⸗ 
betrags, eine Ermäßigung des Steuer— 
ſatzes und weitere Milderungen vor, die 
ich bereits bei der Bekanntgabe des Neuen Finanz⸗ 
plans angekündigt habe. 


Für die Jahre 1939 und 1940 ſind die folgenden 
Milderungen vorgeſehen: 


1. Für die Berechnung der Mehreinkommenſteuer iſt 
als Einkommen des Erſtjahrs in jedem Fall 
mindeſtens ein Betrag von 6 000 Reichs- 
mark zugrunde zu legen ($ 44 DVD). Dahinzu 
kommt ein Freibetrag von 1200 Reichsmark 
(8 45 DO). Demgemäß ſcheiden alle Per- 
ſonen, deren Jahreseinkommen im 
Zweitjahr nicht mehr als 7200 
Reichsmark beträgt, von vornherein 
für die Mehreinkommenſteuer aus. 


2. Der Freibetrag erhöht ſich um je 900 Reichs⸗ 
mark für das dritte und jedes weitere 
Kind, für das dem Steuerpflichtigen bei der 
Veranlagung für das Zweitjahr Kinder 
ermäßigung zuſteht. Sind vier Kinder vor- 
handen, für die bei der Einkommenſteuer Kinder⸗ 
ermäßigung gewährt wird, ſo kommt demgemäß 
eine Mehreinkommenſteuer nicht in Betracht, wenn 
das Jahreseinkommen 9 000 Reichsmark nicht über⸗ 
ſteigt. Bei fünf Kindern erhöht ſich dieſe Jahres- 
einkommensgrenze auf 9 900 Reichsmark, bei ſechs 
Kindern auf 10 800 Reichsmark uſw. 


. Werden die unter Ziffern 1 und 2 bezeichneten 
nden überſchritten, ſo iſt die Mehrein⸗ 
ommenſteuer zu entrichten. 

Beiſpiel: 

Ein Familienvater mit fünf kinderermäßi— 
gungsfähigen Kindern hat in 1950 15 000 Reich 
mark, in 1938 20 000 Reichsmark Einkommen ge⸗ 
habt. Das Mehreinkommen beträgt 5 000 Reichs. 
mark. Das Mehreinkommen ermäßigt ſich um 
1 200 + 2700 = 3900 Reichsmark. Der Mehr⸗ 
N unterliegen nur 1100 Reichs- 
mark. 


4. Im Geſetz iſt für die Mehreinkommenſteuer ein 
Steuerſatz von 30 vom Hundert vorgeſehen 
mit der Maßgabe, daß die Mehreinkommenſteuer 
bei der Ermittlung des ſteuerpflichtigen Ein⸗ 
kommens abzugsfähig iſt. In der Durch⸗ 
führungs verordnung wird der Steuer⸗ 
ſatzauf 15 vom Hundert ermäßigt mit 
der Maßgabe, daß die Mehreinkommenſteuer bei 
der Ermittlung des Einkommens nicht abzugs⸗ 
fähig iſt (88 47 und 48 DO). Das iſt ein weſent⸗ 
lich einfacheres und ein durchaus gerechtes 
Verfahren. Dieſes Verfahren wird insbeſondere 
von den Angehörigen des gewerblichen 
Mittelſtandes, der freien Berufe und 
der leitenden Angeſtellten begrüßt 
werden; denn alle diejenigen, bei denen die Geſamt⸗ 
belaſtung des Einkommens durch die Steuern vom 
Einkommen und vom Ertrag 50 vom Hundert 
nicht erreicht, erfahren gegenüber dem Geſetz eine 
weſentliche Erleichterung. 

Beiſpiel: 

Ein mittlerer Gewerbetreibender hat im 
Jahr 1937 9 000 Reichsmark, im Jahr 1938 
12 000 Reichsmark Einkommen gehabt. Das 
Mehreinkommen beträgt 3 000 Reichsmark. 
Dieſes vermindert ſich um 1200 Reichsmark all⸗ 
gemeinen Freibetrag und um 2 X 900 Reichs- 
mark für ſein drittes und viertes kinderermäßi⸗ 
gungsfähiges Kind. Der Gewerbetreibende 
bleibt demgemäß mehreinkommenſteuer frei. 
Würden in feinem Fall kinderermäßigungs⸗ 
fähige Kinder nicht zu berückſichtigen ſein, ſo 
würde die Mehreinkommenſteuer 15 vom 
Hundert von 1800 Reichsmark 8 270 Reichs ⸗ 
mark betragen. Dieſe Mehreinkommenſteuer 
wird bei einem Mehreinkommen von 3000 
Reichsmark und einem Geſamteinkommen von 
12.000 Reichsmark in der Zeit außergewöhnlichen 
Finanzbedarfs des Reichs als erträglich be⸗ 
zeichnet werden können. 


* 


Bon ſehr großer Bedeutung find die SS 31 und 32 
der Durchführungsverordnung. Danach dürfen bei der 
Berechnung des Mehreinkommens außergewöhnliche 
Verhältniſſe berückſichtigt werden. Im 8 32 Abſatz 1 
ſind einige Beiſpiele angeführt, in denen der Begriff 
der außergewöhnlichen Verhältniſſe ohne weiteres ge- 
geben iſt und der Steuerpflichtige demgemäß einen 
Rechtsanſpruch auf Verückſichtigung dieſer außer⸗ 
gewöhnlichen Verhältniſſe hat. Darüber hinaus iſt im 
§ 32 Abſatz 2 eine allgemeine Härtebeſtim⸗ 
mung enthalten, deren Anwendung im pflicht⸗ 
gemäßen Ermeſſen des Finanzamts ſteht. Dieſe allge⸗ 
meine Härtebeſtimmung lautet: 

„Außergewöhnliche Verhältniſſe, die eine beſon⸗ 
dere Berechnung des Mehreinkommens rechtfertigen, 
kann das Finanzamt auf Antrag des Steuerpflich⸗ 
tigen auch dann anerkennen, wenn wegen der Art 
des Berufs oder aus anderen Gründen in 
der Zugrundelegung des vollen Mehreinkommens 
eine unbillige Härte gegeben ſein würde.“ 


Der Begriff der unbilligen Härte ſetzt voraus, daß 
es fi) bei den Verhältniſſen um eine erhebliche Ab⸗ 
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weichung von der Regel handelt. Hier ift zum 

Beiſpiel an die folgenden Fälle gedacht: 

1. Ein Angeſtellter, Gewerbetreibender oder Ange⸗ 
höriger eines freien Berufs hat Jahre hindurch 
faſt nichts verdient und vielleicht ſogar 
Schulden gemacht. Er hat im Jahr 1938 erſt⸗ 
mals wieder ein annehmbares Einkommen erzielt, 
das er zum Teil zur Bezahlung von Schulden, zur 
Neuanſchaffung von Kleidern, zur Einrichtung 
ſeiner Wohnung oder zur Erneuerung ſeiner Be⸗ 
triebsanlagen verwendet hat. Auch in dieſem Fall 
wird ein Teil des Mehreinkommens mehreinkom⸗ 
menſteuer frei gelaſſen werden müſſen; 

2. In verſchiedenen Grenzgebieten hat 
der allgemeine Wirtſchaftsauf⸗ 
ſchwung ſpäter eingeſetzt als im 
anderen Reichsgebiet. Es ſind Fälle denk⸗ 
bar, in denen es unbillig ſein würde, das in 
1938 erzielte Mehreinkommen eines im Grenzgebiet 
gelegenen Unternehmens reſtlos zur Mehrein⸗ 
kommenſteuer heranzuziehen. Im Land Ofterreich 
und im Sudetenland gilt die Mehreinkommenſteuer 
noch nicht. Es kommen demgemäß insbeſondere Be⸗ 
triebe in Betracht, die in den Grenzgebieten im 
Oſten und im Weiten gelegen find. 

Mit diefen wenigen allgemeinen Beiſpielen iſt die 
Zahl der außergewöhnlichen Verhältniſſe ſelbſtver⸗ 
ſtändlich nicht erſchöpft. 

Die Finanzämter werden ſtets das erforderliche 
Verſtändnis aufbringen, wenn die allgemeinen Inter⸗ 
eſſen des Volksganzen ein Entgegenkommen bei der 
Berechnung des Mehreinkommens geboten erſcheinen 
laſſen. A 


Es haben Steuerpflichtige mitgeteilt, daß ihr Ein⸗ 
kommen ausgerechnet im Jahr 1937 ſehr niedrig 
geweſen ſei, und daß nun dieſes niedrige Einkommen 
bei der Feſtſtellung des Mehreinkommens des Erſt⸗ 
jahrs zu gelten habe. Das ſei unbillig. In den 
Jahren 1936 und 1935 ſei ihr Einkommen höher 
geweſen. Dieſe Unbilligkeit wird durch den § 33 der 
Durchführungsverordnung beſeitigt. Dieſer 
lautet: 

„Auf Antrag des Steuerpflichtigen iſt für die 
Berechnung des Mehreinkommens an Stelle des 
Kalenderjahrs 1937 als Erſtjahr das Kalenderjahr 
1936 oder das Kalenderjahr 1935 zugrunde zu 
legen.“ 

* 

Iſt das Einkommen des Erſtjahrs bei der 
Veranlagung zur Einkommenſteuer oder Körperſchaft⸗ 
ſteuer durch einen Verluſtabzug gemindert wor⸗ 
den, ſo gilt als Einkommen des Erſtjahrs ſelbſtver⸗ 
ſtändlich nur das Einkommen vor Abzug des Ver⸗ 
luſts. Das ift durch 834 DVD ausdrücklich klargeſtellt. 

Die Einkünfte aus Land⸗ und Forſtwirt⸗ 
ſchaft find ſchon durch 87 Ziffer 1 des Geſetzes von 
der Mehreinkommenſteuer ganz ausgenommen. 839 
DO bringt für die Land- und Forſtwirtſchaft eine 
weitere Vergünſtigung. Dieſe beſteht darin, daß bei 
denjenigen Steuerpflichtigen, die verſchiedenartige Ein⸗ 
künfte und ſolche aus Land- und Forſtwirtſchaft haben, 
das Mehreinkommen ſich vermindert um ein etwa bor- 
handenes Weniger an land- und forſtwirt⸗ 


ſchaftlichen Einkünften im Zweitjahr gegenüber 
dem Erſtjahr. Durch dieſe Vergünſtigung wird in aller 
Eindeutigkeit ausgedrückt, welche Bedeutung die 
Reichsregierung der Land⸗ und Forſtwirt⸗ 
ſchaft beimißt. 

Die gewerblichen Unternehmer haben ins⸗ 
beſondere ſehr großen Vorteil, daß die Teile des 
Mehreinkommens, die ſie im Zweitjahr für not⸗ 
wendige Erweiterungen des abnutz⸗ 
baren betrieblichen Anlagevermögens 
aufgewendet haben, nicht der Mehreinkommenſteuer 
unterliegen (§ 7 Ziffer 4 NF). 8 42 Abſatz 1 der 
gene an beſtimmt dazu das fol⸗ 
gende: 

„Ob notwendige Erweiterungen vorliegen, iſt 
nicht vom Standpunkt des einzelnen Steuerpflich⸗ 
tigen, ſondern vom Standpunkt der Deutſchen 
Volkswirtſchaft unter Berückſichtigung der Belange 
der Wehrmacht und der Aufgaben des Vierjahres⸗ 
plans zu entſcheiden. Eine notwendige Erweiterung 
des abnutzbaren betrieblichen Anlagevermögens 
liegt nur vor, wenn dadurch unmittelbar eine Er⸗ 
höhung der Erzeugung von Gütern oder eine Er⸗ 
höhung der Leiſtungskraft eines Betriebs bezweckt 
wird.“ . 


Für die Mehreinkommenſteuer gelten auch die 
allgemeinen Anordnungen über die Stundung. 
Wenn ein Steuerpflichtiger nachweiſt, daß er nicht in 
der Lage iſt, die Mehreinkommenſteuer friſt⸗ 
gemäß zu entrichten, kann das Finanzamt die Mehr- 
einkommenſteuer ſtunden. Anträge auf Stundung, 
die in 19 39 geſtellt werden, werden die Finanzämter 
beſonders wohlwollend bearbeiten. 

Die Mehreinkommenſteuer 1939 iſt in drei 
gleichen Teilbeträgen am 10. September 1939, 
10. Dezember 1939 und 10. März 1940 zu entrichten. 
Ab 1940 wird die Mehreinkommenſteuer in vier 
gleichen Teilbeträgen am 10. Juni, 10. September, 
10. Dezember 1940 und 10. März 1941 zu entrichten 
fein ($ 49 DO). . 


Alle Land- und Forſtwirte, faſt alle Arbeiter, 
die meiſten Angeſtellten, die Anfänger in den freien 
Berufen und die meiſten Augehörigen des Handwerks 
und des gewerblichen Mittelſtandes werden durch die 
Mehreinkommenſteuer nicht erfaßt. Die Land⸗ und 
Forſtwirte deshalb nicht, weil Mehreinkünfte aus 
Land- und Forſtwirtſchaft ohne Begrenzung mehr- 
einkommenſteuerfrei find, die Arbeiter, die meiſten 
Angeſtellten, die Anfänger in den freien Berufen und 
die meiſten Angehörigen des Handwerks und des ge- 
werblichen Mittelſtandes deshalb nicht, weil bei einem 
Jahreseinkommen von nicht mehr als 7200 Reichs⸗ 
mark die Mehreinkommenſteuer nicht Anwendung 
findet und ſich dieſe Einkommensgrenze um je 
900 Reichsmark für das dritte und jedes weitere 
kinderermäßſigungsfähige Kind erhöht. 

An alle anderen Volksgenoſſen richte ich den 
Appell, ſich ſtets ihrer Verantwortung gegenüber der 
Volksgemeinſchaft und damit gegenüber dem Staat 
bewußt zu ſein und ſtets zu bedenken, daß ihr Wohl 
und ihre Entwicklungsmöglichkeit ſich nach den 
Leiſtungen des Nationalſozialiſtiſchen Staates 
beſtimmen. 
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Wortlaut der Durchführungsverordnung zum Neuen Finanzplan 


(NFDVO) — RGB I. I S. 829 


Auf Grund des $ 11 des Geſetzes über die Finan⸗ 
zierung nationalpolitiſcher Aufgaben des Reichs (Neuer 
Finanzplan — NF —) vom 20. März 1939 (RG Bl. I 
S. 561) und auf Grund der §8 12 und 13 der Reichs⸗ 
abgabenordnung wird hierdurch verordnet: 


Zu Abſchnitt 1 
Steuergutſcheine 
Zu § 1 des Geſetzes 
81 
Ausſtattung der Steuergutſcheine 


(1) Die Steuergutſcheine werden in zwei Aus- 
ſtattungen ausgegeben: Steuergutſcheine I und 
Steuergutſcheine II (Muſter 1 und 2). Sie lauten auf 
100, 200, 500, 1 000, 2 000, 5 000 und 10 000 Reichs⸗ 
mark. Die Einführung von Steuergutſcheinen, die auf 
andere Beträge lauten, bleibt vorbehalten. 

(2) Die Steuergutſcheine ſind Inhaberpapiere. 

(3) Die Steuergutſcheine, die auf 100, 200, 500, 
1000, 2000 und 5 000 Reichsmark lauten, werden zu 
Blöcken von je 20 Stück, die Steuergutſcheine, die auf 
10 000 Reichsmark lauten, zu Blöcken von je 10 Stück 
zuſammengefaßt. 

82 
Auslieferung der Steuergutſcheine 
) Die Dienſtſtellen des Reichs und die National⸗ 
ſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei erhalten die er⸗ 
forderlichen Steuergutſcheine durch die vom Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen beſtimmten Stellen. 

(2) Die Länder, die Gemeinden, die Gemeinde⸗ 
verbände, die Reichsbahn, die Reichspoſt, das Unter⸗ 
nehmen Reichsautobahnen und die vom Reichsminiſter 
der Finanzen bezeichneten juriſtiſchen Perſonen und 
ähnlichen Gebilde, die Lieferungen und ſonſtige Lei⸗ 
ſtungen gewerblicher Unternehmer zu bezahlen haben, 
beziehen die Steuergutſcheine gegen ſofortige Bezah⸗ 
zung von den vom Reichsminiſter der Finanzen be- 
zeichneten Stellen. Der Reichsminiſter der Finanzen 
kann anordnen, daß Stellen mit erheblichem Zah⸗ 
lungsverkehr, die Steuergutſcheine in vollen Blöcken 
Sziehen. nur die von ihnen in Zahlung gegebenen 
Steuergutſcheine, und zwar monatlich oder in kürzeren 
Seitabichnitten, zu bezahlen haben. Dieſe Stellen 
hs = a vom Reichsminiſter der Finanzen beauf⸗ 
5 bn Dienſtſtellen der Reichsfinanzverwaltung auf 

erlangen nachzuweiſen, in welchem Betrag ſie in dem 


abgelaufenen Zeitabſchnitt C * b 
lung gegeben Da mitt Steuergutſcheine in Zah 


83 
Verwendung der Steuergutſcheine 
(1) Die Steuergutſcheine werden von dem darauf 
bezeichneten Monat ab von allen Finanzkaſſen und 
Zollkaſſen des Reichs bei der Entrichtung von Reichs⸗ 
ſteuern in Zahlung genommen, Steuergutſcheine I zu 
ihrem Nennwert, Steuergutſcheine II zu 112 vom Hun⸗ 


dert ihres Nennwerts. Steuergutſcheine, die entwertet 
oder ſo beſchädigt ſind, daß die Prüfung ihrer Echtheit 
oder des Zeitpunkts ihrer Einlösbarkeit nicht möglich 
iſt, und unvollſtändig ausgefüllte Steuergutſcheine 
werden nicht in Zahlung genommen. 


(2) Steuergutſcheine können bei den Finanzkaſſen 
in Steuergutſcheine, die nicht früher einlösbar ſind, 
umgetauſcht werden. Der Umtauſch von Steuergut⸗ 
ſcheinen in Steuergutſcheine anderer Wertklaſſen iſt 
zuläſſig. Der Umtauſch von Steuergutſcheinen I in 
Steuergutſcheine II und umgekehrt iſt unzuläſſig. Der 
Umtauſch iſt ausgeſchloſſen, wenn die Steuergutſcheine 
entwertet oder ſo beſchädigt ſind, daß die Prüfung 
ihrer Echtheit oder des Zeitpunkts ihrer Einlösbar⸗ 
keit nicht mehr möglich iſt, oder wenn ſie unvollſtändig 
ausgefüllt ſind. 

8 4 


Abhanden gekommene Steuergutſcheine 
Das Reich gewährt keinen Erſatz für Steuergut⸗ 
ſcheine, die verlorengegangen oder ſonſt abhanden 
gekommen ſind. Die Einleitung eines gerichtlichen 
Aufgebotsverfahrens iſt ausgeſchloſſen. 


Zu 8 2 des Geſetzes 


85 
N S D A P 
Die Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei 
ſteht bei der Anwendung des Geſetzes dem Reich gleich. 


86 
Zur Bezahlung in Steuergutſcheinen 
verpflichtete Stellen 
(1) Zur Bezahlung in Steuergutſcheinen ſind 
außer den Stellen, die im $ 2 Abſatz 1 des Geſetzes 
bezeichnet ſind, verpflichtet: 

1. die der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiter- 
partei angeſchloſſenen Verbände; 

2. der Reichsnährſtand; 

3. die Reichswirtſchaftskammer, die Induſtrie⸗ und 
Handelskammern und die Handwerkskammern; 

4. der Deutſche Gemeindetag; 

. die Zweckverbände; 

6. die Verſorgungsbetriebe, die in privatrechtlicher 
Form geführt werden, wenn die Mehrheit der 
Anteile an dieſen Betrieben dem Reich, einem Land, 
einer Gemeinde, einem Gemeindeverband oder 
einem Zweckverband oder einigen gemeinſam un⸗ 
mittelbar oder mittelbar gehört; 

7. die Religionsgeſellſchaften öffentlichen Rechts und 
ſolche Körperſchaften, Perſonenvereinigungen und 
Vermögensmaſſen, die Zwecken dienen, durch deren 
Erfüllung eine Religionsgeſellſchaft öffentlichen 
Rechts unmittelbar gefördert wird. 


or 
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(2) Der Reichsminiſter der Finanzen kann durch 
Bekanntmachung im Reichsanzeiger weitere juriſtiſche 
Perſonen und ähnliche Gebilde verpflichten, nach 8 2 
Abſatz 1 des Geſetzes zu verfahren. 


(3) Die Reichsmonopolverwaltung für Brannt⸗ 
wein iſt von der Verpflichtung zur Bezahlung in 
Steuergutſcheinen ausgenommen. 


8 7 
Begriff „gewerbliche Unternehmer“ 
Gewerbliche Unternehmer find natürliche Perſo⸗ 
nen, Körperſchaften, Perſonenvereinigungen und Ver⸗ 
mögensmaſſen, die Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
haben. Die Reichsbahn, die Reichspoſt und die Reichs⸗ 
monopolverwaltung für Branntwein ſind nicht zur An⸗ 
nahme von Steuergutſcheinen an Zahlungſtatt ver⸗ 
pflichtet. 
8 8 


Verfahren bei der Bezahlung in Steuer- 
gutſcheinen durch die dazu verpflichte⸗ 
ten Stellen 

(1) Die Finanzkaſſe hat bei der Auslieferung der 
Steuergutſcheine an die Kaſſen, die auf Grund von 
§ 2 des Geſetzes verpflichtet find, in Steuergutſcheinen 
zu bezahlen (auszahlende Kaſſen), die Bezeichnung 
des Monats, in dem die Einlöſung der Steuergut⸗ 
ſcheine früheſtens zuläſſig iſt, handſchriftlich mit Tinte 
oder mit einem unzerſtörbaren Stempelaufdruck in die 
dafür beſtimmte Zeile einzutragen, und zwar die Be⸗ 
zeichnung des Monats in Buchſtaben, die Bezeichnung 
des Jahrs in Ziffern. Dieſe Eintragung hat nicht die 
Finanzkaſſe, ſondern die auszahlende Kaffe vorzu- 
nehmen, wenn ſie die Steuergutſcheine in vollen 
Blöcken ohne ſofortige Bezahlung des Gegenwerts be⸗ 
zieht. 

(2) Die auszahlende Kaſſe hat in das dafür be⸗ 
ſtimmte Feld des Steuergutſcheins ihren Dienſtſtempel 
zu ſetzen. Führt die Kaſſe keinen Dienſtſtempel, ſo 
ſind die Steuergutſcheine mit dem Dienſtſtempel der 
Behörde oder Stelle zu verſehen, zu der die Kaſſe ge⸗ 
hört. Führt auch dieſe Behörde oder Stelle keinen 
Dienſtſtempel, ſo hat die Finanzkaſſe den Steuer⸗ 
gutſchein bei der Auslieferung an die auszahlende 
Kaſſe mit ihrem Dienſtſtempel zu verſehen. In dieſem 
Fall iſt unterhalb des Stempelabdrucks der Finanz⸗ 
fis die Bezeichnung der auszahlenden Kaſſe einzu⸗ 
ügen. 

(3) Bei der Übergabe oder Überſendung der 
Steuergutſcheine auf Grund von § 2 Abſatz 1 des 
Geſetzes hat die auszahlende Kaſſe auf dem Stamm 
der Steuergutſcheine zu beſcheinigen, welchem Gläubi⸗ 
ger und an welchem Tag der Steuergutſchein über⸗ 
geben oder überſandt worden iſt. Sind der Kaſſe, die 
in Steuergutſcheinen bezahlt, die Steuergutſcheine nicht 
in vollen Blöcken geliefert worden, ſo hat die belie⸗ 
fernde Finanzkaſſe auf jedem Stamm zu befcheinigen, 
welcher Kaſſe und an welchem Tag der zugehörige 
Steuergutſchein ausgeliefert worden iſt. 

(4) Bei der Bezahlung in Steuergutſcheinen auf 
Grund von 8 2 Abſatz 1 des Geſetzes hat die aus⸗ 
zahlende Kaſſe die Stückelung ſo zu wählen, daß die 
Zahl der Steuergutſcheine, die einem Gläubiger zu 
übergeben oder zu überſenden find, möglichſt klein iſt. 


Der Gläubiger kann eine andere Stückelung ver⸗ 
langen. 

(5) Die Stellen, die zur Bezahlung in Steuer⸗ 
gutſcheinen verpflichtet find, bezahlen nur mit ſolchen 
Steuergutſcheinen, mit denen ſie § 2 dieſer Verord⸗ 
nung gemäß beliefert worden ſind, oder die ſie auf 
Grund von § 2 Abſatz 2 des Geſetzes an Zahlungſtatt 
erhalten haben. 

89 


Sachliche Regelung der Bezahlung 
in Steuergutſcheinen 
(1) Bei der Bezahlung in Steuergutſcheinen auf 
Grund von §2 des Geſetzes find an Zahlungſtatt an- 
zunehmen: 
1. die Steuergutſcheine J zum Nennbetrag, 


2. die Steuergutſcheine II im Ausgabemonat und im 
folgenden Kalendermonat zum Nennbetrag, in den 
weiteren Kalendermonaten zuzüglich eines Auf⸗ 
gelds. Das Aufgeld beträgt im zweiten Kalender⸗ 
monat nach dem Ausgabemonat ein Drittel vom 
Hundert des Nennbetrags. Es erhöht ſich mit Be⸗ 
ginn eines jeden weiteren Kalendermonats bis ein⸗ 
ſchließlich des ſiebenunddreißigſten Kalendermonats 
um ein weiteres Drittel vom Hundert des Nenn⸗ 
betrags. Auf den in Steuergutſcheinen zu bezah⸗ 
lenden Rechnungsteilbetrag iſt nur der Nennbetrag 
der Steuergutſcheine anzurechnen. Das Aufgeld iſt 
mit dem in Geld zu vergütenden Rechnungsteil⸗ 
betrag zu verrechnen. 


(2) Die im $ 2 des Geſetzes vorgeſehene Bezah⸗ 
lung in Steuergutſcheinen II iſt nur bis zum Ablauf 
des ſechsunddreißigſten Kalendermonats nach dem Aus⸗ 
gabemonat des einzelnen Steuergutſcheins zuläſſig. 


(8) Auf die Bezahlung in Steuergutſcheinen fin- 
den die Vorſchriften über die Geldübermittlung An⸗ 
wendung. 


(4) Der Hingabe von Steuergutſcheinen an Zah⸗ 
lungſtatt ſteht die Verſchaffung des Miteigentums 
an den Steuergutſcheinen gleich, die zum Sammel- 
beſtand einer Wertpapierſammelbank gehören. 


(5) Das Entgelt gilt für ſteuerliche Zwecke in 
dem Zeitpunkt als vereinnahmt, in dem die Steuer⸗ 
gutſcheine dem Unternehmer zugefloſſen ſind. 


$ 10 
Ausnahmen für Perſonenohne Betrieb: 
ſtätte im Reichsgebiet und für auslän- 
diſche Waren 


(1) An Gläubiger, die keine Betriebſtätte im 
Reichsgebiet haben, darf in Steuergutſcheinen nicht 
bezahlt werden. 


(2) Gewerbliche Unternehmer, die keine Betrieb⸗ 
ſtätte im Reichsgebiet haben, ſind nicht berechtigt, in 
Steuergutſcheinen zu bezahlen. 

(3) Auf die Lieferung von Erzeugniſſen einer 
ausländiſchen Volkswirtſchaft, die im Reichsgebiet 
weder bearbeitet noch verarbeitet worden ſind, finden 
die Vorſchriften des § 2 des Geſetzes nicht Anwendung. 
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8 11 
Keine Bezahlung in Steuergutſcheinen 
im Geld⸗, Kapital⸗ und Wertzeichen⸗ 
verkehr 


Die Entgelte, die mit der Gewährung von Kre⸗ 
diten und Bürgſchaften und mit der Übertragung von 
Geldforderungen (3. B. Wechſeln und Schecken), von 
Wertpapieren und Anteilen an Geſellſchaften und ſon⸗ 
ſtigen Vereinigungen verbunden ſind, und die Über⸗ 
tragung von Banknoten, Papiergeld, Geldſorten und 
inländiſchen amtlichen Wertzeichen gelten nicht als 
Lieferungen und Leiſtungen im Sinn des § 2 des 
Geſetzes. 

8 12 
Übertragung des Anſpruchs 
auf Steuergutſcheine 

Der Anſpruch auf Steuergutſcheine iſt übertrag⸗ 
bar. § 2 des Geſetzes gilt auch, wenn der Anſpruch auf 
den Gegenwert einer Lieferung oder ſonſtigen Lei⸗ 
ſtung des gewerblichen Unternehmers abgetreten, ge⸗ 
pfändet oder verpfändet worden iſt. 


813 
Begriff „Rechnungsbetrag“, Fällig- 
keitsregelung, Zuſammenfaſſung der 
von derſelben Kaſſe am gleichen Tag zu 
leiſtenden Zahlungen 


(1) Als Rechnungsbetrag im Sinn des § 2 des 
Geſetzes gilt der an einen Unternehmer für einen 
Auftrag oder auf Grund eines ſonſtigen Vertrags ins- 
geſamt zu zahlende Betrag. Sind mindeſtens 500 RM 
zu zahlen und werden Teilzahlungen geleiſtet, ſo iſt 
bei deren Fälligkeit Zahlung nur auf den durch 
500 teilbaren Betrag zu leiſten. Der verbleibende 
Spitzenbetrag iſt jeweils der nächſten Teilzahlung hin⸗ 
zuzurechnen. Er wird ſpäteſtens mit der letzten Teil⸗ 
zahlung fällig. 

(2) ‚Aufträge über eine einheitliche Lieferung 
oder Leiſtung dürfen von den zur Bezahlung in 
Steuergutſcheinen verpflichteten Stellen nicht zerlegt 
werden, um den in Steuergutſcheinen zu bezahlenden 
deechnungskeilbetrag auszuſchließen oder zu vermin⸗ 

ern. 

(3) Der Berechnung des in Steuergutſcheinen zu 
bezahlenden Betrags iſt die Summe der Zahlungen 
zugrunde zu legen, die am gleichen Tag von derſelben 
Kaſſe an einen Unternehmer zu leiſten find. 


N 8 14 
Entſcheidung in Streitfällen 
In Streitfällen darüber, ob eine Behörde, ein 
men oder eine Stelle auf Grund von 82 Ab⸗ 
Sen te 2 des Geſetzes zur Inzahlunggabe von 
Fe Sen u berechtigt oder zur Inzahlungnahme 
ee der n verpflichtet iſt, entſcheidet der 
1 r Fin i i 
beſtimmte Stelle, anzen oder eine durch dieſen 
b $ 15 
Befreiung von der Börſenumſatzſteuer 
Anſchaffungsgeſchäfte über Steuergutſcheine un⸗ 
terliegen nicht der Börſenumſatzſteuer. 


8 16 
Strafrechtlicher Schutzder Steuer⸗ 
gutſcheine 

(1) Die 88 146 bis 148, 151, 152 und 360 Ziſ⸗ 
fern 4 bis 6 des Strafgeſetzbuchs und das Geſetz über 
den Schutz des zur Anfertigung von Schuldurkunden 
des Reichs und der Länder verwendeten Papiers gegen 
unbefugte Nachahmung vom 3. Juli 1925 (RGBl. 1 
S. 93) finden auf Steuergutſcheine Anwendung. 

(2) Die Erlaubnis, die im 8 1 des Geſetzes über 
den Schutz des zur Anfertigung von Schuldurkunden 
des Reichs und der Länder verwendeten Papiers 
gegen unbefugte Nachahmung vom 3. Juli 1925 
(RGBl. I S. 93) vorgeſehen iſt, ſteht hinſichtlich des 
zur Anfertigung von Steuergutſcheinen verwendeten 
Papiers dem Reichsminiſter der Finanzen zu. 


8 17 
Rechnungsbeträge, auf die die Vor⸗ 
ſchriften über die Bezahlung in Steuer ⸗ 
gutſcheinen erſtmals Anwendung finden 


§ 2 des Geſetzes findet auf Rechnungsbeträge An⸗ 
wendung, die nach dem 31. März 1939 fällig gewor- 
den ſind, ſoweit ſie nicht am 30. April 1939 bereits 
bezahlt ſind. 


Zu 8 3 des Geſetzes 
Bewertungsfreiheit auf Grund von 
Steuergutſcheinen ! 

§ 18 ie 

Begriffder Bewertungsfreiheit 

(J) Die Bewertungsfreiheit berechtigt, neben den 
Abſetzungen und Abſchreibungen, die im Einkommen⸗ 
ſteuergeſetz und im Körperſchaftſteuergeſetz vorgeſehen 
find, Sonderabſchreibungen im Rahmen des § 3 des 
Geſetzes ohne Rückſicht auf die Nutzungsdauer und den 
Teilwert vorzunehmen. Es iſt belanglos, wann die 
Wirtſchaftsgüter angeſchafft oder hergeſtellt worden 
ſind. 1 8 N 

(2) Die Bewertungsfreiheit gilt erſtmals für 
Wirtſchaftsjahre, die im Kalenderjahr 1939 enden. 


8 19 
Begriff der abnutzbaren Wirtſchafts⸗ 

güter 

(J) Zu den abnutzbaren Wirtſchaftsgütern des 

betrieblichen Anlagevermögens gehören alle Wirt⸗ 
ſchaftsgüter, die ſich durch ihre betriebliche Nutzung 
techniſch oder wirtſchaftlich verbrauchen und bei denen 
dieſer Verbrauch erfahrungsgemäß länger als ein 
Jahr dauert (zum Beiſpiel: Gebäude, Maſchinen, Ein- 
richtungsgegenſtände, Patentrechte, im Abbau befind- 
liche Subſtanz bei Bergbauunternehmen, Steinbrüchen, 
Sand-, Ton- und Kiesgruben). Der Begriff der ab⸗ 
nutzbaren Wirtſchaftsgüter iſt demgemäß der gleiche 
wie im Einkommenſteuerrecht und Körperſchaftſteuer⸗ 
recht. 

1 (2) Zu den abnutzbaren Wirtſchaftsgütern des be⸗ 
trieblichen Anlagevermögens gehören zum Beiſpiel 
nicht: Grund und Boden, noch nicht in Abbau be⸗ 
findliche Felder beim Bergbau, Beteiligungen, Be⸗ 
triebsbeſtehenswert (Geſchäftswert), Apothekenrecht. 
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8 20 
Perſönliche Vorausſetzungen 
Bewertungsfreiheit haben nur gewerbliche Unter⸗ 
nehmer im Sinn des § 7 dieſer Verordnung. 


8 21 
Sachliche Vorausſetzungen 

(1) Die Bewertungsfreiheit iſt abhängig von der 
Höhe des Beſtands an Steuergutſcheinen I, die dem 
gewerblichen Unternehmer in dem Zeitraum ununter⸗ 
brochen gehört haben, den das Geſetz vorſchreibt. Es 
iſt der niedrigſte Beſtand in dieſem Zeitraum maß⸗ 
gebend. 

(2) Es iſt belanglos, ob die Steuergutſcheine 
als Entgelt für Lieferungen oder ſonſtige Leiſtungen 
eines gewerblichen Unternehmers oder auf andere Art 
(zum Beiſpiel durch Kauf, Erbſchaft oder Schenkung) 
erworben ſind. 

(3) Die Bewertungsfreiheit wird nicht beein⸗ 
trächtigt durch den Umtauſch von Steuergutſcheinen. 


822 
Formelle Vorausſetzungen 


(1) Der gewerbliche Unternehmer muß ordnungs⸗ 
mäßige Bücher führen. 

(2) Es iſt nicht erforderlich, daß die Wirtſchafts⸗ 
güter, für die Bewertungsfreiheit in Anſpruch ge⸗ 
nommen wird, auf einem beſonderen Konto geführt 
werden. Die Sonderabſchreibungen ſind auf einem 
„Abſchreibungskonto N“ auszuweiſen. 


(3) Die Sonderabſchreibung iſt ſteuerlich nur in 
der Höhe zuläſſig, in der ſie in der Handelsbilanz vor⸗ 
genommen wird. Dieſe Einſchränkung gilt nicht, ſo⸗ 
weit die Buchwerte der abnutzbaren Wirtſchaftsgüter 
in der Steuerbilanz höher ſind als in der Handels⸗ 
bilanz. 

§ 23 
Nachweis des ununterbrochenen 
Eigentums 


(1) Die Steuergutſcheine J ſind in der ordnungs⸗ 
mäßigen Buchführung auf einem „Steuergutſchein⸗ 
konto I” auszuweiſen. Daneben iſt ein Beſtandsbuch 
für die Steuergutſcheine J zu führen. Aus dem Be⸗ 
ſtandsbuch muß erſichtlich fein, 

a) wann und von wem der Steuerpflichtige die 
Steuergutſcheine J erhalten hat, 

b) wann und an wen der Steuerpflichtige die 
Steuergutſcheine I weitergegeben hat, 

c) wie hoch der jeweilige Beſtand (Nennbetrag) iſt. 

(2) Soweit der Steuerpflichtige Steuergut- 
ſcheine I einem Kreditinſtitut übergeben hat, kann er 
den Nachweis durch eine Beſcheinigung des Kredit⸗ 
inſtituts führen. 

8 24 


Erweiterte Bewertungsfreiheit 
für die Ausfuhrinduſtrie 
(1) Die Bewertungsfreiheit iſt für die gewerb⸗ 
lichen Unternehmer der Ausfuhrinduſtrie, die unmit⸗ 
telbar oder mittelbar zum Anfall von Deviſen bei⸗ 
tragen, erweitert. 


(2) Vorausſetzung für die Inanſpruchnahme der 
erweiterten Bewertungsfreiheit ift, daß der Ausfuhr⸗ 
umſatz im Kalenderjahr mindeſtens 25 vom Hundert 
des Geſamtumſatzes beträgt. 


(3) Ob dieſe Mindeſtgrenze erreicht wird, iſt der 
Umſatzſteuerveranlagung zu entnehmen. Darüber hin⸗ 
aus kann der Steuerpflichtige nachweiſen, daß er wei⸗ 
tere Geſchäfte für ausländiſche Rechnung getätigt hat. 


(4) Zur Ausfuhr rechnen auch die mittelbaren 
Ausfuhrgeſchäfte gewerblicher Herſteller, wenn die fol⸗ 
genden Vorausſetzungen gegeben ſind: 

1. Die Abnehmer müſſen die ihnen von den gewerb⸗ 
lichen Herſtellern gelieferten Gegenſtände ausge⸗ 
führt haben; 

2. Den Abnehmern muß wegen dieſer Ausfuhrge⸗ 
ſchäfte eine Ausfuhrhändlervergütung zuſtehen 
(SS 66 bis 72 Umſatzſteuerdurchführungsbeſtim⸗ 
mungen); 

3. Die gewerblichen Herſteller müſſen das Vorliegen 
der unter Ziffern 1 und 2 bezeichneten Voraus- 
ſetzungen durch Beſcheinigung ihrer Abnehmer 
nachweiſen. Liegt unmittelbare Verſendung ins 
Ausland durch die Herſteller vor, ſo kann das Vor⸗ 
liegen der Vorausſetzungen unter Ziffer 1 durch 
Verſendungsbelege nachgewieſen werden. 


&) Unſchädlich iſt, wenn bei der mittelbaren 
Ausfuhr zwiſchen Abnehmer und Herſteller ein Liefe⸗ 
rungsſyndikat eingeſchaltet iſt. 


(6) Weiſt der Steuerpflichtige weitere Ausfuhr⸗ 
geſchäfte nach (Abſätze 3 bis 5), ſo iſt für die Berech⸗ 
nung auch von einem entſprechend erhöhten Geſamt⸗ 
umſatz auszugehen. 

8 25 
Bewertungsfreiheit bei Erhöhung des 
Ausfuhrumſatzesder Ausfuhrinduſtrie 

(1) Erreicht der Ausfuhrumſatz nicht die im Ge⸗ 
ſetz vorgeſehene Mindeſtgrenze von 25 vom Hundert 
des Geſamtumſatzes, hat ſich aber der Ausfuhrumſatz 
gegenüber dem Ausfuhrumſatz des vorangegangenen 
Kalenderjahrs erhöht, ſo erhöht ſich die Bewertungs⸗ 
freiheit für jede vollen 2 vom Hundert der Ausfuhr⸗ 
ſteigerung um 1 vom Hundert des Beſtands an Steuer⸗ 
gutſcheinen, höchſtens jedoch um 10 vom Hundert des 
Beſtands an Steuergutſcheinen. 

(2) Für die Ermittlung des Ausfuhrumſatzes gel- 
ten die Beſtimmungen des $ 24 Abſätze 3 bis 6. 


8 26 
Vergünſtigung für den Ausfuhrhandel 


(1) Den Unternehmern des Ausfuhrhandels ſteht 
die Bewertungsfreiheit im gleichen Umfang zu wie 
den Unternehmern der Ausfuhrinduſtrie, wenn der 
Ausfuhrumſatz leinſchließlich des Tranſithandels) im 
Kalenderjahr mindeſtens 25 vom Hundert des Ge- 
ſamtumſatzes beträgt. 

(2) Soweit dieſe Unternehmer von der Bewer⸗ 
tungsfreiheit für die abnutzbaren Wirtſchaftsgüter des 
betrieblichen Anlagevermögens nicht in ausreichendem 
Umfang Gebrauch machen können, dürfen ſie an 
Stelle der ihnen zuſätzlich zuſtehenden Bewertungs⸗ 
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freiheit einen Abzug vom ſteuerpflichtigen Gewinn 
außerhalb der Bilanz vornehmen. Die Höhe des Ab⸗ 
zugs richtet ſich nach dem Beſtand an Steuergutſchei⸗ 
nen I, die dem gewerblichen Unternehmer in dem 
Zeitraum ununterbrochen gehört haben, den das Ge- 
ſetz vorſchreibt. Der Abzug beträgt 10 vom Hundert 
des Beſtands an Steuergutſcheinen I, wenn der Aus⸗ 
fuhrumſatz mindeſtens 25 vom Hundert des Gejamt- 
umſatzes beträgt. 


(3) Wird dieſe Mindeſtgrenze von den im Abſatz 2 
Satz 1 genannten Unternehmern nicht erreicht, ſo 
wird ein Gewinnabzug beim Vorliegen einer Aus⸗ 
fuhrſteigerung ($ 25) gewährt. Dieſer beträgt für 
jede vollen 2 vom Hundert der Ausfuhrſteigerung 
1 vom Hundert des Beſtands an Steuergutſcheinen, 
höchſtens jedoch 10 vom Hundert des Beſtands an 
Steuergutſcheinen. 


8 27 
Verminderung des Beſtands 
an Reichsanleihen 


(1) Zur Ermittlung des Betrags, der $ 3 Abſatz 6 
des Geſetzes gemäß abzuziehen iſt, iſt vom Nennbetrag 
des Beſtands an Reichsanleihen uſw. zu Beginn des 
Zeitraums der Nennbetrag des geringſten Beſtands 
während des Zeitraums abzuziehen. Der Grund der 
Beſtandsverminderung iſt belanglos. 


(2) Das Geſetz iſt am 25. März 1939 in Kraft 
gekreten. Mit dieſem Tag beginnt der im § 3 Ab- 
ſatz 6 des Geſetzes bezeichnete Zeitraum, ſoweit für 
ſeinen Beginn das Inkrafttreten des Geſetzes maß⸗ 
gebend iſt. 


(3) Beiſpiel: 


a) Beſtand an Reichsanleihen am 
25. März 1939. 


3120 100 000 RM 
Niedrigſter Beſtand während des 
Wirtſchaftsjahrs 70 000 RM 
Verminderung um 30 000 RM 
b) Niedrigſter Beſtand an Steuer- 
gutſcheinen im Wirtſchaftsjahr . 150 000 RM 
Verminderung des Beſtands an 
Reichsanleihen 30 000 RM 
Die Bewertungsfreiheit beſteht 
F 120 000 RM. 


Sonderabſchreibung: 20 vom Hundert von 
120 000 RM = 24 000 RM. 


(4) Eine 


Verminde „die i En 
von Schuldve rung, die infolge Einlöſung 


ee dperſchreibungen oder Schatzanweiſungen 
oe bleibt außer Betracht, wenn der Nennbetrag 
es Beſtands innerhalb von zehn Tagen, nachdem der 


Einlöſungsbetrag dem Unte I N 
wieder aufgefüllt wird. rnehmer zugefloſſen iſt, 


(5) Den Schuldverſchreibungen und verzinslichen 
Schatzanweiſungen des Reichs ſtehen die in das Reichs⸗ 
ſchuldbuch eingetragenen Vuchſchulden des Reichs 
(Reichsſchuldbuchforderungen) gleich. 


(6) 8 3 Abſatz 6 des Geſetzes findet keine Anwen⸗ 
dung auf Kreditinſtitute, die Bank⸗ oder Sparkaſſen⸗ 
geſchäfte (§ 1 des Reichsgeſetzes über das Kreditweſen 
vom 5. Dezember 1934, RGBl. I S. 1203) als Haupt⸗ 
geſchäftszweig betreiben, mit Ausnahme der Grund⸗ 
kreditinſtitute. 


Zu Abſchnitt III 88 5 bis 10 
Mehreinkommenſteuer für 1939 


§ 28 
Perſönliche Steuerpflicht 
Mehreinkommenſteuerpflichtig ſind unbeſchränkt 
und beſchränkt Einkommenſteuerpflichtige und Kör⸗ 
perſchaftſteuerpflichtige. 


829 
Einkommen 
Zu dem ſteuerpflichtigen Einkommen im Sinn 
des Geſetzes gehört auch das zur Körperſchaftſteuer 
herangezogene Mindeſteinkommen (§ 17 des Körper⸗ 
ſchaftſteuergeſetzes). 
8 30 
Grundlage 
Bei Steuerpflichtigen, die zur Einkommenſteuer 
oder Körperſchaftſteuer veranlagt worden ſind, iſt von 
dem veranlagten Einkommen auszugehen. Dabei iſt 
der für die Veranlagung feſtgeſtellte Betrag des Ein⸗ 
kommens maßgebend. 


8 31 
Beſondere Berechnung des 
Mehreinkommens 

(1) Bei der Berechnung des Mehreinkommens 
find außergewöhnliche Verhältniſſe zu berückſichtigen. 

(2) Die außergewöhnlichen Verhältniſſe werden 
durch Zurechnungen und Abrechnungen beim Einkom⸗ 
men des Erſtjahrs berückſichtigt. 


8 32 
Außergewöhnliche Verhältniſſe 
(1) Außergewöhnliche Verhältniſſe, die zu einer 
beſonderen Berechnung des Mehreinkommens führen, 
ſind zum Beiſpiel die folgenden: 

1. übergang von der beſchränkten Steuerpflicht zur 
unbeſchränkten Steuerpflicht oder umgekehrt, 

2. Begründung oder Auflöſung einer Haushalts- 
gemeinſchaft, f 

3. Einführung oder Aufhebung ſachlicher Steuer⸗ 
befreiungen (zum Beiſpiel Steuerfreiheit für die 
Einkünfte aus Neuhausbeſitz oder Begünſtigung 
von Genoſſenſchaften), n f 90775 

5 ü eranlagungszeiträume (zum Beiſpie 

: b in die Steuerpflicht oder Ausſcheiden 
aus der Steuerpflicht), 

5. Fälle, in denen Einkünfte bei der Veranlagung mit 
dem Gewinn für einen kürzeren oder längeren 
Zeitraum als für ein Jahr oder infolge Anderung 
der Gewinnberechnungsart nach beſonderen Zu⸗ 
oder Abrechnungen angeſetzt ſind (zum Beiſpiel 
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Übergang von der Überſchußrechnung zur ordnungs⸗ 
mäßigen Buchführung oder Umſtellung des Wirt⸗ 
ſchaftsjahrs). 

(2) Außergewöhnliche Verhältniſſe, die eine be⸗ 
ſondere Berechnung des Mehreinkommens rechtferti⸗ 
gen, kann das Finanzamt auf Antrag des Steuerpflich⸗ 
tigen auch dann anerkennen, wenn wegen der Art des 
Berufs oder aus anderen Gründen in der Zugrunde⸗ 
legung des vollen Mehreinkommens eine unbillige 
Härte gegeben ſein würde. 


8 33 
Schwankendes Einkommen 
Auf Antrag des Steuerpflichtigen iſt für die Be⸗ 
rechnung des Mehreinkommens an Stelle des Kalen⸗ 
derjahrs 1937 als Erſtjahr das Kalenderjahr 1936 
oder das Kalenderjahr 1935 zugrunde zu legen. 


§ 34 
Verluſtabzug 
Iſt das Einkommen des Erſtjahrs bei der Veran⸗ 
lagung zur Einkommenſteuer oder Körperſchaftſteuer 
durch einen Verluſtabzug gemindert worden, ſo gilt als 
Einkommen des Erſtjahrs das Einkommen vor Abzug 
des Verluſtes. 


§ 35 
Zuweiſungen an Penſions⸗ und 
Unterſtützungskaſſen 


(1) Für die Berechnung des Mehreinkommens 
darf im Zweitjahr kein höherer Betrag für die Zuwei⸗ 
ſungen an Penſions⸗ und Unterſtützungskaſſen ab⸗ 
geſetzt werden als im Erſtjahr. 


(2) Iſt im Zweitjahr erſtmals eine Zuweiſung an 
eine neu gegründete Penſions⸗ oder Unterſtützungs⸗ 
kaſſe gemacht worden oder hat ſich die Zahl der 
Gefolgſchaftsmitglieder im Zweitjahr gegenüber dem 
Erſtjahr erhöht, ſo kann ein angemeſſener Betrag oder 
entſprechender Mehrbetrag zugelaſſen werden. 


§ 36 
Umwandlung, Zuſammenſchluß und 
Aufteilung 
(1) Im Fall der Umwandlung it für die Berech- 
nung des Mehreinkommens als Einkommen im Erſt⸗ 
jahr der Betrag anzuſetzen, den das Unternehmen in 
ſeiner früheren Form erzielt hat. 


(2) Im Fall des Zuſammenſchluſſes mehrerer 
Unternehmen find für die Berechnung des Mehrein- 
kommens als Einkommen im Erſtjahr die Beträge 
anzuſetzen, die die Unternehmen in ihrer früheren 
Form erzielt haben. 


(3) Im Fall der Aufteilung eines Unternehmens 
in mehrere Unternehmen iſt das Einkommen des 
füheren Unternehmens entſprechend aufzuteilen. 


§ 37 
Schachtelgeſellſchaften 
(1) Bei Schachtelgeſellſchaften ($ 9 des Körper⸗ 
ſchaftſteuergeſetzes) bleiben für die Berechnung des 


Mehreinkommens im Erſtjahr und im Zweitjahr die 
Gewinnanteile aus der Schachtelbeteiligung wie bei 
der Körperſchaftſteuerveranlagung außer Anſatz. 


(2) Hat die Schachtelbeteiligung im Erſtjahr noch 
nicht beſtanden, oder beſteht die Schachtelbeteiligung 
im Zweitjahr nicht mehr, ſo werden die auf die Be⸗ 
teiligung entfallenden Gewinne für die Berechnung 
des Mehreinkommens weder im Erſtjahr noch im 
Zweitjahr ausgeſchieden. 


8 38 
Organgeſellſchaften 

Iſt im Zweitjahr bei Organverhältniſſen durch 
Abſchluß, Anderung oder Aufhebung eines Gewinn⸗ 
abführungsvertrags die Grundlage für die Feſtſtel⸗ 
lung des Mehreinkommens verändert worden, ſo ſind 
für die Berechnung des Mehreinkommens Zurechnun⸗ 
gen oder Abrechnungen vorzunehmen, die die Aus⸗ 
wirkungen dieſer Veränderungen für die Berechnung 
des Mehreinkommens ausgleichen. 


Zu 87 des Geſetzes 
(Verminderung des Mehreinkommens) 


Zu 87 Ziffer 1 
§ 39 
Land- und Forſtwirtſchaft 
(1) Das Mehreinkommen wird durch ein Weniger 


an land- und forſtwirtſchaftlichen Einkünften im 
Zweitjahr gegenüber dem Erſtjahr vermindert. 


(2) Aufwendungen zu notwendigen Erweiterun⸗ 
gen eines land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Betriebs ſind 
bei der Berechnung eines ſteuerpflichtigen Mehrein⸗ 
kommens nicht abzugsfähig. 


Zu 87 Ziffer 2 
8 40 
Außerordentliche Einkünfte 


(1) Fallen außerordentliche Einkünfte im Sinn 
des § 34 Abſatzes 2 Ziffern 1, 3 und 4 des Einkom- 
menſteuergeſetzes im Erſtjahr oder im Zweitjahr an, 
ſo iſt nur der mit dem Erſtjahr oder Zweitjahr in Be⸗ 
ziehung ſtehende Teil der Einkünfte anzuſetzen. Außer⸗ 
ordentliche Einkünfte ſtehen zu dem Jahr, in dem ſie 
erzielt werden, mit dem Teil nicht in Beziehung, der 
als Entgelt für frühere oder ſpätere Jahre beſtimmt 
oder anzuſehen iſt. 


(2) Veräußerungsgewinne im Sinn des 8 34 
Abſatzes 2 Ziffer 2 des Einkommenſteuergeſetzes und 
im Sinn der 88 14, 15 und 16 des Körperſchaftſteuer⸗ 
geſetzes, die im Erſtahr oder im Zweitjahr anfallen, 
bleiben außer Anſatz. Das gilt auch für Ausſchüttun⸗ 
gen aus dem Anleiheſtock. 


Zu 8 7 Ziffer 3 
8 41 


Einkünfte aus einmaligen 
Vermögensanfällen 


(1) Zu den Einkünften aus einmaligen Vermö- 
gensanfällen gehören auch die Einkünfte aus Aus⸗ 
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ſteuern, Ausstattungen, Lotteriegewinnen, Kapital⸗ 
empfängen auf Grund von Lebensverſicherungen, Kapi⸗ 
talabfindungen, die als Entſchädigung für Unfälle und 
Körperverletzungen bezahlt werden, Kapitalabfindun⸗ 
gen auf Grund der Reichsverſicherung, der Beamten⸗ 
penſionsgeſetze und der Militärverſorgung. 


(2) Zu den Einkünften aus Erbſchaften, Schen⸗ 
kungen und anderen einmaligen Vermögensanfällen 
gehören auch die Einkünfte, die der Steuerpflichtige 
mittelbar auf Grund einer Erbſchaft oder eines an- 
deren einmaligen Vermögensanfalls bezogen hat. 


(3) Die Einkünfte im Zweitjahr ſind nur inſo⸗ 
weit abzuſetzen, als fie die aus dem angefallenen Ver⸗ 
mögen erzielten Einkünfte im Erſtjahr nicht über⸗ 
ſteigen. 


Zu 87 Ziffer 4 
8 42 
Notwendige Erweiterungen 
des betrieblichen Anlagevermögens 


(1) Ob notwendige Erweiterungen vorliegen, iſt 
nicht vom Standpunkt des einzelnen Steuerpflichtigen, 
ſondern vom Standpunkt der Deutſchen Volkswirt⸗ 
ſchaft unter Berückſichtigung der Belange der Wehr⸗ 
macht und der Aufgaben des Vierjahresplans zu ent⸗ 
ſcheiden. Eine notwendige Erweiterung des abnutz⸗ 
baren betrieblichen Anlagevermögens liegt nur vor, 
wenn dadurch unmittelbar eine Erhöhung der Erzeu- 
gung von Gütern oder eine Erhöhung der Leiſtungs⸗ 
kraft eines Betriebs bezweckt wird. 


(2) Als Erweiterungen gelten nicht Erſatzbeſchaf⸗ 
fungen und Inſtandſetzungen, auch wenn ſie dem 
techniſchen Fortſchritt angepaßt ſind. 


(83) Für den Abzug iſt der Betrag maßgebend, 
mit dem die Erweiterungen in die Steuerbilanz auf⸗ 
genommen worden ſind. 


Zu 8 7 Ziffer 6 
§ 43 
Abzug für Bewertungsfreiheit bei 
kurzlebigen Wirtſchaftsgütern 


(.) Hat der Steuerpflichtige im Erſtjahr Bewer⸗ 
lungsfreiheit für kurzlebige Wirtſchaftsgüter in An⸗ 
ſpruch genommen, ſo vermindert ſich das Mehreinkom⸗ 
men um den Betrag der in Anſpruch genommenen 
Bewertungsfreiheit, gekürzt um die Abſetzungen nach 
87 des Einkommenſteuergeſetzes, die der Steuerpflich⸗ 
nige ohne Inanſpruchnahme der Bewertungsfreiheit 
hätte vornehmen können. 


un Hat der Steuerpflichtige auch im Zweitjahr 
ee Veivertungsfreiheit für kurzlebige Wirtſchafts⸗ 
guter Gebrauch gemacht, fo wird nur der Unterſchieds⸗ 
„erog abgezogen, um den der nach Abſatz 1 berechnete 
Betrag der Bewertungsfreiheit im Erſtjahr höher war 
als der nach Abſatz 1 berechnete Betrag der Bewer⸗ 
tungsfreiheit im Zweitjahr. 


Zu 87 Ziffer 8 
8 44 
Angenommenes Einkommen des Erft- 
jahrs in der übergangszeit 

Für die Berechnung der Mehreinkommenſteuer 
1939 und 1940 iſt als Einkommen des Erſtjahrs in 
jedem Fall mindeſtens ein Betrag von 6000 Reichs⸗ 
mark zugrunde zu legen. 


8 45 
Freibetrag 
Bei der Veranlagung zur Mehreinkommenſteuer 
1939 und 1940 vermindert ſich das ſteuerpflichtige 
Mehreinkommen um den Betrag von 1200 Reichs⸗ 
mark (Freibetrag). 
8 46 
Erhöhung des Freibetrags 
bei Kinderreichen 
Der Freibetrag erhöht ſich für das dritte und 
jedes weitere Kind, für das dem Steuerpflichtigen bei 
der Veranlagung für das Zweitjahr Kinderermäßi⸗ 
gung zuſtand, um je 900 Reichsmark. 


Zu 88 8 bis 10 des Geſetzes 


8 47 
Steuerſatz 
Der Steuerſatz wird für die Mehreinkommen⸗ 
ſteuer 1939 und 1940 auf 15 vom Hundert ermäßigt. 


8 48 
Abzugsfähigkeit der Mehr- 
einkommenſteuer 

Die Vorſchrift über die Abzugsfähigkeit der Mehr⸗ 
einfommenfteuer (§ 10 des Geſetzes) iſt nicht anzu⸗ 
wenden, ſolange der ermäßigte Steuerſatz von 15 vom 
Hundert gilt. 

8 49 
Fälligkeit 

(1) Die Mehreinkommenſteuer 1939 ift in drei 
gleichen Teilbeträgen am 10. September 1939, 10. De⸗ 
zember 1939 und 10. März 1940 zu entrichten. 

(2) Die Mehreinkommenſteuer 1940 iſt in vier 
gleichen Teilbeträgen am 10. Juni 1940, 10. Septem⸗ 
ber 1940, 10. Dezember 1940 und 10. März 1941 zu 
entrichten. 

8 50 
Verfahren 

(1) Das Mehreinkommen iſt auf Grund der vor⸗ 
handenen Unterlagen zu ermitteln. Be 

(2) Das Finanzamt kann den Steuerpflichtigen 
zu einer beſonderen Erklärung über ſein Mehrein⸗ 
kommen innerhalb einer vom Finanzamt zu beſtim⸗ 
menden Friſt auffordern. 

Berlin, 26. April 1939. 
Der Reichsminiſter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 
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Anlage! 
5 . 
100 . Steuergutſche 
Serie! über A-0000000 
einlösbar ab dem Monat 19. 
Diefer Steuergulſchein I wird von den Finanzkaſſen und Jollkaſſen des Reichs von dem oben bezeichneten 
Monat ab zum Betrag von 400 Reichsmark bei der Entrichtung von Neichsſteuern in Zahlung genommen. 
Auf Grund dieſes Steuergutſcheins kann Bewertungsfreihelt für abnutzbare 1 0 5 
güter des betrieblichen Anlagevermögens in Anſpruch genommen werden. Dabei gelten die 
Vorausſetzungen im S3 des Geſetzes über dle Finanzierung nationalpolltiſcher Aufgaben 
d des Reichs (Heuer Finanzplan -A-) vom 20. März 1939 (Reichsgeſetzbl.J S. 564). 
Belchs⸗ Verlin, 24. Mürz 1939 (Abdruf dca 
an Der Reichsminiſter der Finanzen Dienfftempels) 
Anlage ? 


Serie ! A. 0000000 


Steuergutſchein II 


über 


Reichsmark 


einlösbar ab dem Monate. 94 


Dieſer Steuergutſchein Il wird von den 
Finanzkaſſen und Jollkaſſen des Reichs von 
demoben bezeichneten Monat ab zum Betrag 
von 112 Reichsmark bei der Entrichtung 
von Reichsſteuern in Zahlung genommen. 


Berlin, 24. Mürz 1939 
Der Reichsminifter der Finanzen 


bag lie Manz 


(Trockenſtempel (Aodeuck des Dienftftempels) 
mit der Umfchrift 


„Veichsſinanzminlſterlum“) 
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Die neuen Grundsteuer-Billigkeitsrichtlinien 


Von Oberregierungsrat Dr. Uhlich, Berlin, Reichsfinanzministerium 


Inhalt: 


. Einführung, 

Bedeutung der Richtlinien, 
Zwangsverſteigerungen, 

Kein Billigkeitserlaß für jüdiſchen Grundbeſitz, 
„Billigkeitserlaß bei Belaſtungserhöhungen, 
Eigentumswechſel ſeit dem 1. Januar 1988, 
Ausnahmefälle von Belaſtungserhöhungen, 

. Ablöjung der Hauszinsſteuer, 
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1. Einführung 


. In der DStz vom 23. April 1938 find die Richt⸗ 
linien für Billigkeitsmaßnahmen auf dem Gebiet der 
Grundſteuer — GrBilgt — abgedruckt, die der Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen und der Reichsminiſter des 
Innern am 19. April 1938 gemeinſam erlaſſen haben. 
Dieſe Billigkeitsrichtlinien waren insbeſondere in dem 
Abſchnitt II (übergangsmaßnahmen) auf das Rech- 
nungsjahr 1938 beſchränkt. Für das Rechnungs- 
jahr 1939 haben der Reichsminiſter der Finanzen 
und der Reichsminiſter des Innern neue Billig⸗ 
keits richtlinien aufgeſtellt (Erlaß vom 
11. April 1939 — L 1164 A — 30/39 III und V St. 
220 1/39/5605 — RStBl. S. 585). Dieſe neuen Billig⸗ 
keitsrichtlinien ſtimmen im allgemeinen mit den bis⸗ 
herigen überein. Sie berückſichtigen einige Ande⸗ 
rungen, die bereits in der Zwiſchenzeit durch Sonder⸗ 
anordnungen getroffen waren. Weitere Anderungen, 
die jetzt zum erſtenmal in den Billigkeitsrichtlinien 
auftreten, ſind bei der amtlichen Bekanntgabe der 
Richtlinien durch Anſtreichen kenntlich gemacht. Nach⸗ 
ſtehend follen die Abweichungen hervorgehoben 
werden, die die jetzigen Richtlinien gegenüber den 
Richtlinien vom 19. April 1938 aufweiſen, ſoweit die 
Anderungen nicht lediglich durch den Zeitablauf ver⸗ 
anlaßt ſind oder nur die Faſſung berühren. 


2. Bedeutung der Richtlinien 


Die Gemeinden find an die Richtlinien in der 
Weiſe gebunden, daß ſie in den Fällen, in denen die 
VBorausſetzungen der Richtlinien gegeben 
ſind, die entſprechende Billigkeitsmaßnahme treffen 
müſſen. Dies war ſchon bisher in den Richtlinien 
deutlich ausgeſprochen (Ziffer 2 Abſatz 2). Hinzuge⸗ 
fügt war bisher, daß es impflichtmäßigen Er- 
meſſen der Gemeinden ſtehe, ob ſie in anderen 
Fällen im Rahmen ihrer allgemeinen Erlaßbefugnis 
eine Erleichterung gewähren. Zur Klarſtellung wird 
na deutlich hervorgehoben, daß das pflichtmäßige Er⸗ 
995 in 52 Gemeinden nicht bloß in anderen Fällen, 
walt n u Richtlinien nicht betroffen werden, zu 

m hat, ſondern auch in den von den Richtlinien 


geregelten Fällen ein i 
veranlaſſen kann. E 


2 Zwangsverſteigerungen 


Ein auf den Richtlinien be illigkeits⸗ 
erlaß wird jeweils für ein R 97 5 1 8 
währt. Eine Ausnahme laſſen die neuen Billig. 
keitsrichtlinien bei Zwangsverſteigerungen zu (Bif- 
fern 3a und 21 a). Ziffer 3a lautet: 


9. Belaſtungserhöh. bei eigengenutzten Wohngrundſtücken, 

10. Maßſtab für die Ermittlung der Ertragsminderung, 

11. Ausgleich von Ertragjteigerungen mit Ertragsminde⸗ 
rungen, 

12. Eigengenutzte Grundſtücke des Beherbergungsgewerbes, 

13. Mit öffentlichen Wohnungsbaudarlehen finanzierte 
Wohnungsneubauten, 

14. Unbebaute Grundſtücke. 


„Za. Billigkeitserlaß bei 
verſteigerungen 

(1) In den Fällen der Zwangsverſteige⸗ 
rung iſt über einen Billigkeitserlaß nicht am 
Schluß des Rechnungsjahrs, ſondern bereits vor dem 
Verſteigerungstermin zu entſcheiden. Der Billig⸗ 
keitserlaß iſt für den Teil des Rechnungsjahrs zu 
gewähren, der dem Verſteigerungstermin bor- 
angeht. 

(2) Wird der Verſteigerungstermin verlegt, ſo 
iſt unter Aufhebung der bisherigen Entſcheidung 
erneut zu entſcheiden. 

(3) Führt das Zwangsverſteigerungsverfahren 
bis zum Ablauf des Rechnungsjahrs nicht zum 
Zuſchlag, ſo iſt für das abgelaufene Rechnungsjahr 
unter Aufhebung der etwaigen bisherigen Ent⸗ 
ſcheidung nach den allgemeinen Weiſungen (Ziffer 3) 
zu verfahren. 

(4) Für die Fälle, in denen eine Billigkeits⸗ 
maßnahme wegen Ertragsminderungen 
(Abſchnitt III) in Betracht kommt, wird wegen der 
Ermittlung und Berückſichtigung der Ertrags- 
minderung auf Ziffer 21 a hingewieſen.“ 

Ziffer 21 a der Richtlinien lautet: 
„21 a. Zwangsverſteigerungen 

Bei Zwangsverſteigerungen ($in- 
weis auf Ziffer 3a) iſt in den Fällen, in denen der 
Verſteigerungstermin in der Zeit vom 1. April bis 
31. Dezember ſtattfindet, wie folgt zu verfahren. 
Die in der Zeit vom 1. Januar bis zum Verſteige⸗ 
rungstermin erzielte Miete iſt auf ein ganzes 
Jahr umzurechnen und als „Miete des maßgeben- 
den Kalenderjahrs“ anzuſetzen. Entſprechendes gilt 
für den Vergleich der Umſätze (Ziffern 16 und 21). 
Der ſich hiernach für ein ganzes Rechnungsjahr er⸗ 
gebende Erlaßbetrag (Ziffer 18) iſt nur mit dem 
Anteil zu erlaſſen, der dem bis zum Verſteige⸗ 
rungstermin verſtrichenen Zeitraum entſpricht. Für 
den Teil des Rechnungsjahrs, der nach dem Ver⸗ 
ſteigerungstermin liegt, iſt entſprechend zu ver⸗ 
fahren. 

Beiſpiel: 

Bei einem Mietwohngrundſtück mit einer 
Jahresgrundſteuer von 2 000 RM findet der Ver⸗ 
ſteigerungstermin am 1. Juli 1939 ſtatt. 

Jahresrohmiete für den 1. Januar 


Zwangs- 


BE tr 12 000 RM 
Miete in den Monaten Januar 

bis Juni 1939 N 
Miete in den Monaten Juli bis 

Dezember 1939 ee 
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Die Berechnung der zu erlaffenden Steuer- 
beträge ergibt das folgende: 


a) für den vorangegangen Teil des Rech⸗ 
nungsjahrs (April bis Juni 1939): 
Jahresrohmiete für den 
1. Januar 1935 12 000 RM 
Als „Miete im Kalenderjahr 


1939“ ſind anzuſetzen 
3000 -12 
6 er 
Unterſchied 6000 RM. 
Ertragsminderung auf Grund 
der Ziff. 14: 
6 000 100 — 50 b. H. 
12.000 
Abzug (Ziff. 18 
Abſ. 2 . = 100.98. 
„Anzuſetzende 
Ertragsminde⸗ 
Si 40 v. H. 
Der Steuererlaß für das ganze 
Rechnungsjahr würde 80 
v. H. der anzuſetzenden Er⸗ 
tragsminderung betragen, 


alſo 32 v. H. von 2000 RM 


(Jahresſt euer) = 640 RM 
Der Anteil, der für die Monate 
April bis Juni tatſächlich 
zu erlaſſen iſt, beträgt ſomit 
an — 160 RM 
12 


b) für den folgenden Teil des Rechnungs- 
jahrs (Juli 1939 bis März 1940): 
Jahresrohmiete auf den 

1. Januar 1935 12 000 RM 
Als „Miete im Kalenderjahr 


1939“ ſind anzuſetzen 
450012 
6 e 
Unterſchied 3 000 RM. 
Ertragsminderung auf Grund 
der Ziff. 14: 
3 000 100 1 
12 000 
Abzug (Ziff. 18 
Abf. 100,9. 
„Anzuſetzende 
Ertragsminde⸗ 
rung 15 v. H. 
Der Steuererlaß für das ganze 
Rechnungsjahr würde 80 
v. H. der anzuſetzenden Er⸗ 
tragsminderung betragen, 
alſo 12 v. H. von 2000 RM 
(Jahresſteuer . . = 240 RM 
Der Anteil, der für die Monate 
Juli 1938 bis März 1939 
tatſächlich zu erlaſſen iſt, 
beträgt ſomit — D vr 


4. Kein Billigkeitserlaß für jüdiſchen Grundbeſitz 

Ziffer 4 Abſatz 1 der Richtlinien gemäß iſt ein 
Billigkeitserlaß nicht für Steuergegenſtände zu ge⸗ 
währen, die Juden gehören. Wer Jude iſt, beſtimmt 
§ 5 der Erſten Verordnung zum Reichsbürgergeſetz 
vom 14. November 1935 (RGBl. J S. 1333). 

Über Zweifelsfragen haben die Runderlaſſe vom 
17. Auguſt 1938 L 1164 A — 180 III und VSt 983/88 / 
5605 und vom 30. September 1938 L 1164 A — 211 
III und V St 983 III/38/5605 nähere Weiſungen ge- 
troffen. Auf dieſe Runderlaſſe wird in den neuen 
Billigkeitsrichtlinien hingewieſen. Sie haben folgen- 
den Inhalt: 


„a) Unter welchen Vorausſetzungen iſt 
Grundbeſitz im Eigentum mehrerer 
oder im Eigentum einer Körperſchaft 
als jüdiſch anzuſehen? 

(1) Für die in Ziffer 4 Abſatz 2 GrBilg vor⸗ 
behaltene Regelung iſt Artikel I der Dritten Ver⸗ 
ordnung zum Reichsbürgergeſetz vom 14. Juni 
1938 (RG Bl. I S. 627, NEU. S. 588) ſinngemäß 
anzuwenden. 

(2) Danach iſt z. B. Grundbeſitz, der 
mehreren zur geſamten Hand (alio 
3.8. einer Offenen Handelsgeſellſchaft, einer Ge⸗ 
ſellſchaft des bürgerlichen Rechts, einer Erben⸗ 
gemeinſchaft) gehört, dann als Juden gehörig an⸗ 
zuſehen, wenn einer oder mehrerer der Beteiligten 
19008 find ($1 Abſatz 2 der VO vom 14. Kuni 
1938). 

(3) Steht das Eigentum am Grumdbefit 
mehreren nach Bruchteilen zu, ſo gilt der 
Grundbeſitz nur inſoweit als jüdiſch, als die 
Bruchteile Juden gehören. Für die Anteile, die 
Nichtjuden gehören, iſt der Billigkeitserlaß an⸗ 
teilig zu gewähren. 

(4) Wegen der Körperſchaften, Per- 
ſonenvereinigungen und Vermö⸗ 
gensmaſſen (3. B. Aktiengeſellſchaften, Ge⸗ 
ſellſchaften mbH, Vereine, Stiftungen) iſt auf 
$ 1 Abſätze 3 und 4, §s 2 bis 5 der VO vom 
14. Juni 1938 hinzuweiſen. Aus der ſinngemäßen 
Anwendung des 83 ergibt ſich, daß der Grund⸗ 
beſitz einer Körperſchaft uſw. auch dann als Juden 
gehörig anzuſehen iſt, wenn die Körperſchaft uſw. 
tatſächlich unter dem beherrſchenden Einfluß von 
Juden ſteht. 

(5) Beſtehen bei Grundbeſitz, der zu einem 
gewerblichen Betrieb gehört, Zweifel 
darüber, ob der Grundbeſitz als jüdiſch anzuſehen 
iſt, ſo hat die Steuerbehörde die Entſcheidung zu⸗ 
grunde zu legen, die die zuſtändige Verwaltungs⸗ 
behörde nach der Verordnung vom 14. Juni 1938 
über die Frage getroffen hat, ob der Betrieb als 
jüdiſcher Gewerbebetrieb anzuſehen iſt. 


b) Übergang des Grundbeſitzes aus 

jüdiſchen in nichtjüdiſche Hände 

(1) Nach Ziffer 4 GrBilg iſt ein Billigkeits⸗ 
erlaß nicht für Steuergegenſtände zu gewähren, 
die Juden gehören. Für Fälle, in denen Grund⸗ 
beſitz, der bisher als jüdiſch galt, infolge Eigen⸗ 
tumswechſels nicht mehr als jüdiſch anzuſehen iſt, 
erhebt ſich die Frage, von welchem Zeit⸗ 
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punkt ab ein Billigkeitserlaß gewährt werden 
kann. 

(2) Da der Billigkeitserlaß dem Steuer⸗ 
ſchuldner gewährt wird, der Erwerber aber erſt 
ab 1. April des folgenden Kalenderjahrs Steuer- 
ſchuldner wird, jo läge es nahe, die Billigkeits⸗ 
maßnahmen erſt ab dieſem Zeitpunkt eintreten zu 
laſſen. Darin würde jedoch in den Fällen, in 
denen die Nutzungen und Laſten ſchon vor dieſem 
Zeitpunkt auf den Erwerber übergehen — das iſt 
die Regel —, für dieſen eine Härte liegen. Wir 
beſtimmen daher, daß ein etwaiger Billigkeits⸗ 
erlaß ſchon von dem Monat an gewährt werden 
kann, von dem ab die Nutzungen und 
Laſten auf den Erwerber übergehen. Gehen die 
Nutzungen und Laſten nicht am Erſten eines 
Monats über (z. B. am 10. Auguſt), ſo iſt die Ge⸗ 
währung des Billigkeitserlaſſes erſt mit Beginn 
des nächſten Kalendermonats (in dem erwähnten 
Beiſpiel alſo ab 1. September) zuläſſig. Keines⸗ 
falls darf der Erlaß für eine Zeit gewährt wer⸗ 
den, die vor dem Beginn des auf den Abſchluß des 
Kaufvertrags folgenden Kalendermonats liegt. 
Beiſpiel: 

Der Kaufvertrag wird am 15. Oktober ab⸗ 
geſchloſſen. Die Nutzungen und Laſten ſollen 
jedoch ſchon mit Rückwirkung vom 1. April auf 
den Erwerber übergehen. In dieſem Fall kann 


ein Billigkeitserlaß erſt ab 1. November ge⸗ 
währt werden. 


(3) Vollzieht ſich der Eigentumswechſel im 
Weg der Zwangs verſteigerung, fo iſt 
ein Erlaß bereits mit Wirkung ab dem Monat 
zuläſſig, der auf die Beſchlagnahme (85 20, 
22 33G) folgt; an die Stelle dieſer Beſchlag⸗ 
nahme tritt in den Fällen, in denen vor der 
Zwangsverſteigerung eine Zwangsverwaltung 
angeordnet war, die Beſchlagnahme zum Zweck 
der Zwangsverwaltung (8 146 3G). Bis zur 
rechtskräftigen Erteilung des Zuſchlags iſt der 
Steuerbetrag, für den ein Erlaß in Betracht 
kommt, zu ſtunden. Die Stundung iſt aufzuheben, 
wenn das Verfahren ohne Erteilung des Zu⸗ 
ſchlags beendet wird. 


(4) Macht der Eigentümer des jüdiſchen 
Grundbeſitzes glaubhaft, daß er ernſthaft den als⸗ 
baldigen Verkauf des Grundbeſitzes betreibt, 
ſo beſtehen keine Bedenken gegen eine Stun⸗ 
dung des Steuerbetrags, der zu erlaſſen wäre, 
wenn das Grundſtück nicht jüdiſch wäre. Die 
Furdung iſt bis zum Verkauf des Grundſtücks, 
ai bi3 zu dem Zeitpunkt zu gewähren, bis 
5 nach den Verhältniſſen des einzelnen Falls 
kommende tsmöglicjfeiten für das in Betracht 
möglich e „ ein angemeſſener Verkauf 
wich ge 0 heint. Bei der Bemeſſung der Friſt 
je ee darauf zu achten fein, daß 
nicht be nach § 10 Abſatz 1 Ziffer 3 BIS 
Sicherheit engeht, es ſei denn, daß ausreichende 
Sicherheit geleiftet wird. Nach Ablauf der Friſt 
ſind die geſtundeten Beträge zu zahlen 


(5) Im einzelnen b 5 
folgende: emerken wir noch das 


Zu Abſchnitt II GrBil R (Steuerermäßi- 
gung wegen Belaſtungserhöhungen aus Anlaß 
der Umſtellung der Grundſteuer): 

Die Fälle, in denen Grundbeſitz aus jüdiſchen 
Händen in nichtjüdiſche übergeht, können nicht zu 
einer nachträglichen Anwendung der Vorſchriften 
des Abſchnitts II GrBilgR führen. Liegt der Eigen⸗ 
tumswechſel vor dem 1. Januar 1988, ſo iſt der 
nichtjüdiſche Erwerber bereits für das Rechnungs⸗ 
jahr 1938 Steuerſchuldner und demgemäß von 
vornherein Abſchnitt II anzuwenden. Tritt jedoch 
der Eigentumswechſel erſt nach dem 31. De⸗ 
zember 1937 ein, ſo wird — wie wir ganz 
allgemein ergänzend zu Ziffer 5 Abſatz 4 GrBilR 
bemerken — in der Regel kein Anlaß für eine 
Vergünſtigung nach Abſchnitt II beſtehen. 

Zu Abſchnitt 1116 Bil R Steuerermäßi⸗ 
gung wegen Ertragsminderung): 

Bei der Prüfung des Ausmaßes der Ertrags- 
minderung iſt die Miete des geſamten „maß⸗ 
gebenden Kalenderjahrs“ (Ziffer 14 Abſatz 1 
GrBilR) anzuſetzen. Der dieſer Ertragsminde⸗ 
rung entſprechende, für ein ganzes Rechnungs- 
jahr berechnete Erlaßbetrag (Ziffer 18 GrBilR) 
iſt anteilig für diejenigen Monate des Erlaßzeit⸗ 
raums (Ziffer 3 GrBilR) tatſächlich zu erlaſſen 
oder zu ſtunden, für die nach den vorſtehenden 
Abſätzen 2 bis 4 dieſe Vergünſtigung gewährt 
werden kann. Beiſpiel: 

Ein Grundſtück mit einer Jahresgrund⸗ 
ſteuer von 2000 RM wird am 15. September 
1938 von einem Juden an einen Nichtjuden in 
der Weiſe verkauft, daß Nutzungen und Laſten 
ab 1. Oktober 1938 auf den Erwerber über⸗ 
gehen. 

Die der Einheitsbewertung auf 

den 1. Januar 1935 zugrunde 

liegende Jahresrohmiete be- 

trägt... RT 

Im Kalenderjahr 1938 (maß⸗ 
gebendes Kalenderjahr) war 

vereinbart eine Miete von . 


Unterſchied. 
3 000 X 100 


12 000 


9 000 RM. 
3 000 RM. 


Ertragsminderung: = 25 v. H. 


Abzug (Ziffer 18 
Abſatz 2 GrBilR) 
Anzuſetzende 
Ertragsminderung . 15 v. H. 
Der Steuererlaß für das ganze 
Rechnungsjahr 1938 würde 
80 v. H. der anzuſetzenden Er ⸗ 
tragsminderung betragen (Bif- 
fer 18 Abſatz 3 GrBilR), alſo 
12 v. H. von 2000 RM (Jah⸗ 
ITC ir. 
Da nach dem vorſtehenden Ab⸗ 
ſatz 2 eine Vergünſtigung nur 
für 6 Monate des Erlaßzeit⸗ 
raums, nämlich für die Zeit 
vom 1. Oktober 1938 bis 31. 
März 1939, gewährt werden 
kann, können erlaſſen werden: 


. 10 v. H. 


240 RM. 


120 RM. 
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Zu Abſchnitt IV GrBilg (Steuerermä- 
ßigung für Neuhausbeſitz): 

Hier iſt ſinngemäß wie in den Fällen des 
Abſchnitts III GrBilR zu verfahren. 


c) Es iſt zweifelhaft geworden, ob Ziffer 4 GrBilgR 
auch für die Fälle gilt, in denen der Grundbeſitz 
zwar einem Juden gehört, einem Nichtjuden 
jedoch das Nießbrauchsrecht oder die 
Nutznießung an dem Grundbeſitz zuſteht. Ebenſo 
hat ſich die Frage erhoben, ob Ziffer 4 GrBilgR 
auf den umgekehrten Fall anzuwenden iſt, alſo 
den Fall, in dem der Grundbeſitz einem Nicht⸗ 
juden gehört, das Nießbrauchsrecht oder 
die Nutznießung jedoch einem Juden zuſteht. 

Wir erſuchen, auf beide Fälle grundſätzlich 
Ziffer 4 GrBilR anzuwenden, den Billigkeits⸗ 
erlaß alſo zu verſagen.“ 


5. Billigkeitserlaß bei Belaſtungserhöhungen 

Der Abſchnitt II der Billigkeitsrichtlinien, der die 
Übergangsmaßnahmen enthält, geht von dem Grund- 
gedanken aus, daß die Grundſtückseigentümer, denen 
durch die Umſtellung der Grundſteuer auf die neuen 
reichsrechtlichen Vorſchriften eine erhebliche Bela- 
ſtungserhöhung auferlegt worden iſt, dieſe 
Belaſtungserhöhung nicht ſofort in vollem Ausmaß 
ſpüren, ſondern allmählich durch eine Ubergangs⸗ 
treppe an die Belaſtungserhöhungen herangeführt 
werden ſollen. Die Billigkeitsrichtlinien für 1938 ent⸗ 
hielten eine Tafel über Hundertſätze, bis zu denen 
eine Erhöhung als zumutbar angeſehen wurde. Erſt 
wenn die Hundertſätze der Tafel überſchritten ſind, iſt 
in der Regel die Frage eines Steuererlaſſes zu prüfen. 
Entſprechend den urſprünglichen Abſichten ſind die 
Hundertſätze der Tafel, bis zu denen die Erhöhung 
ohne weiteres als zumutbar gilt, jetzt für das Rech⸗ 
nungsjahr 1939 zum größten Teil etwas höher feſt⸗ 
geſetzt worden. 


Die Tafel lautet jetzt: 


Gemeindegruppen 


bei einem Hebeſatz 


bis 100 v. H. 
über 100 bis 150 v. H. 


über 150 bis 200 v. H. 70 
über 200 bis 250 b. H. 6⁰ 
über 250 v. H. 50 


Dieſe Tafel gilt nur für bebaute Grundſtücke. Für 
land⸗ und forſtwirtſchaftliche Betriebe galt bisher ein 
Hundertſatz von 50 v. H., der jetzt auf 60 v. H. erhöht 
worden iſt. 

Dieſe Anderung des ſog. Zumutbarkeit⸗ 
tarifs gilt nur für das Rechnungsjahr 
1939, während für 1938 der bisherige Zumutbarkeit⸗ 
tarif beſtehen bleibt. Alle anderen Anderungen der 
Billigkeitsrichtlinien gelten nicht bloß für 1939, ſon⸗ 
dern können auch für 1938 angewendet werden. 


6. Eigentumswechſel ſeit dem 1. Januar 1938 


Ziffer 5 Abſatz 4 der Richtlinien gemäß ſollte 
ſchon bisher ein Billigkeitserlaß wegen Belaſtungs⸗ 


erhöhung für bebaute Grundſtücke im allge⸗ 
meinen verſagt werden, wenn der Steuerſchuldner 


a) ſeit dem 1. Januar 1933 das Grundſtück zu einem 
Preis erworben hat, der den der Beſteuerung 
zugrunde liegenden Einheitswert um mehr als 
50 v. H. überſteigt, 

b) ſeit dem 1. Januar 1937 zu einem Preis erwor⸗ 
ben hat, der den der Beſteuerung zugrunde lie⸗ 
genden Einheitswert um mehr als 20 v. S. über⸗ 
ſteigt. 


Die neuen Billigkeitsrichtlinien fügen hier einen 
Punkt c an, wonach der Billigkeitserlaß im 
allgemeinen ſtets dann abzulehnen iſt, wenn der 
Eigentumswechſel ſeit dem 1. Januar 
1938 ſtattgefunden hat. Hierbei wird davon aus⸗ 
gegangen, daß jeder, der im Jahr 1938 ein Grundſtück 
erworben hat, ſich auf die neue Grundſteuer einſtellen 
mußte. 


7. Ausnahmefälle von Belaſtungserhöhungen 

Schon bisher war in Ziffer 6 Abſatz 6 der Richt⸗ 
linien dem pflichtmäßigen Ermeſſen der Gemeinden 
überlaſſen, ob und inwieweit in Ausnahme— 
fällen Belaſtungserhöhungen, die unter den vor- 
geſehenen Grenzen liegen, zu erlaſſen ſind. Die neuen 
Billigkeitsrichtlinien fügen hinzu: 


„Ein ſolches Entgegenkommen wird insbeſondere 

notwendig ſein gegenüber 

a) Grundſtücken, bei denen im Rechnungsjahr 1937 
wegen beſonders niedriger Mieten (Kriſen⸗ 
mieten) ein erheblicher Steuererlaß gewährt 
worden iſt, 

b) Grundſtücken, die in großſtädtiſchen 
Randgebieten liegen und mit der Jahres⸗ 
rohmiete bewertet ſind, wenn bei der Bewertung 
für die Randgebiete ein höherer Vervielfältiger 
als für die Innenſtadt gilt, 

c) gewerblichen oder land⸗ und forſtwirtſchaftlichen 
Betrieben kleinen und mittleren Um- 
fangs. 

Die Weiſungen dieſer Ziffer haben wegen der gegen⸗ 

über den bisherigen GrBilR erhöhten Grenzen be- 

ſondere Bedeutung.“ 


Bei land⸗ und forſtwirtſchaftlichen 
Betrieben iſt bei der Prüfung der Frage, inwie⸗ 
weit die über die vorgeſehenen Grenzen hinausgehende 
Belaſtungserhöhung erträglich erſcheint, neben den 
Verhältniſſen des Steuergegenſtands auch die wirt⸗ 
ſchaftliche Lage des Betriebs zu berück⸗ 
ſichtigen (Ziffer 9 a). 


8. Ablöſung der Hauszinsſteuer 


Soweit es bei der Beurteilung der Ertragsber- 
hältniſſe des Grundſtücks auf die Bewirtſchaftungs⸗ 
koſten ankommt, iſt die Hauszinsſteuer auch 
dann unter den Unkoſten zu berückſichtigen, wenn 
ſie ganz oder teilweiſe abgelöſt iſt, und zwar mit dem 
Betrag, der für 1939 zu zahlen wäre, wenn nicht ab- 
gelöſt worden wäre. Eine entſprechende Anordnung 
hatte für Berlin der Oberbürgermeiſter bereits ge⸗ 
troffen. Sie iſt jetzt in die Richtlinien der Miniſter 
aufgenommen worden. 
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9. Belaſtungserhöhung bei eigengenutzten Wohn- hat das in Ziffer 17 der Richtlinien enthaltene Bei⸗ 


grundſtücken 


Bei Wohngrundſtücken, die vom Eigentümer 
zu mehr als 80 v. H. ſelbſt benutzt werden, ſollte ſchon 
nach den bisherigen Richtlinien die Belaſtungs⸗ 
erhöhung erlaſſen werden, ſoweit fie dem Steuer- 
ſchuldner nach ſeiner wirtſchaftlichen 
La ge nicht zugemutet werden kann. Zur Er⸗ 
läuterung werden jetzt in Ziffer 9 Abſatz 2 nähere 
Ausführungen gebracht, die folgendes beſagen: 


„(2) Bei der Prüfung der wirtſchaftlichen Lage 
des Steuerſchuldners darf die Frage des Zumut⸗ 
baren nicht unter Berückſichtigung der Richtſätze, 
die für die allgemeine Fürſorge gelten, oder ähn⸗ 
licher Maßſtäbe beurteilt werden. Es iſt vielmehr 
davon auszugehen, ob die Laſten aus dem Grund- 
ſtück einen unverhältnismäßig hohen Anteil der 
Einkünfte des Steuerſchuldners beanſpruchen. Eine 
un verhältnismäßig hohe Belaſtung des Steuer⸗ 
ſchuldners wird im allgemeinen anzunehmen ſein, 
wenn die Belaſtung je nach Lage der Verhältniſſe 
mehr als 20 bis 30 v. H. der geſamten Einkünfte 
beanſprucht. Die Vermögensverhältniſſe werden bei 
det Prüfung nicht außer acht gelaſſen werden 
können. Wohlwollende Behandlung wird beſonders 
bei den kleinen und mittleren Einfamilienhäuſern 
geboten ſein.“ 


10. Maßſtab für die Ermittlung der Ertragsminde⸗ 
rung 

Der Abſchnitt III der Richtlinien behandelt den 
nee: der im Fall von Ertragsmin⸗ 
Ras e zu gewähren iſt. Für die eigengewerb⸗ 
ich genutzten „Grundſtücke (Grundſtücksteile) find 
Maßſtäbe für die Ermittlung der Ertragsminde⸗ 
rung grundſätzlich die wertmäßigen Umſätze. Ent⸗ 
ſprechend einem in den bisherigen Richtlinien ent⸗ 
haltenen Vorbehalt ſind durch einen Runderlaß vom 
24. Februar 1939 (L 1164 A— 8/9 III und V St 
31/39/5605) folgende Anordnungen getroffen worden: 


„Bei eigengewerblich genutzten Grundſtü 
(Grundſtücksteilen) der W1 at 15 afts be 
Vauinduſtrie und der Fachgruppe 
Schiffbau der Wirtſchaftsgruppe Stahl- 
und Eiſenbau gelten die Arbeiter- 
ſtundenzahlen als Maßſtab für die Ermitt⸗ 
lung der Ertragsminderung, wenn die auf ein be⸗ 
Kimmtes Kalenderjahr entfallenden wertmäßigen 
are infolge langfriſtiger Aufträge nicht mit 
et feſtgeſtellt werden können. Bei der Er- 
Maf 5 der Ertragsminderung an Hand dieſes 

BitabS iſt der Rückgang außer acht zu laſſen, der 


auf die etwaige Verw i 
| D endung arbeit 2 
ſchinen zurückzuführen iſt.“ 5 N 


11. Ausgleich von 
minderungen 


In dem eben erw 


Ertragſteigerungen mit Ertrags- 


5 5 ähnten Runderlaß iſt darau 
hingewieſen worden, daß bei der Errechnung des 90 
wogenen Mittels der Ertragsminderung für 
den ganzen Steuergegenſtand ſelbſtverſtändlich auch 
etwaige Ertragſteigerungen eines Grund⸗ 
ſtückteils mit zu berückſichtigen ſind. Dementſprechend 


ſpiel jetzt folgende Faſſung erhalten: 

„(3) Beiſpiel zu Abſatz 1: Ein FJabrik⸗ 
grundſtück iſt zum Teil eigengenutz t, zum 
Teil vermietet. Der eigengenutzte Teil macht 
ſchätzungsweiſe 60 v. H., der vermietete Teil 40 v. H. 
des ganzen Steuergegenſtands aus. Der Eigentümer 
macht Ertragsminderung wegen Billigervermietung 
in dem vermieteten Teil geltend. 

Die Berechnung der Ertragsminderung für 
den ganzen Steuergegenſtand ergibt das folgende: 
a) bei dem eigengewerblich 

genutzten Grundſtücksteil: 

Umſätze im Kalenderjahr 1934. 100 000 RM 

Umſätze im Kalenderjahr 1939 110 000 RM. 
Unterschied + 10 000 RM. 

Die Ertragſteigerung dieſes Grund⸗ 

ſtücksteils errechnet ſich danach zu 

10 000 100 10 

1000%0ꝗ/9ů 0)] 
b) bei dem vermieteten Grundſtücksteil: 
Die übliche Miete auf den 1. Ja⸗ 
nuar 1935 deckt ſich im vorliegen⸗ 
den Fall mit der damals verein⸗ 


barten Miete; fie beträgt . 4.000 RM 

Vereinbarte Miete für das Ka⸗ 

lenderjahr 1939 N 1000 RM 
Unterſchied — 3 000 RM. 


Die Ertrags minderung dieſes Grundſtücks⸗ 
teils errechnet ſich danach zu 


3000 100. 75 v. ö. 
4 000 
c) bei dem ganzen Steuergegenſtand: 

Als Ertragsminderung für den ganzen 
Steuergegenſtand iſt das gewogene Mittel aus 
den Ertragsminderungen (ſteigerungen) für 
die einzelnen Grundſtücksteile zu errechnen. Da⸗ 
bei ſind als „Gewichte“ die Anteile der Grund⸗ 
ſtücksteile am geſamten Steuergegenſtand zu 
verwenden, im vorliegenden Fall alſo 60 v. H. 
(eigengewerblich genutzter Teil) und 40 v. H. 
(vermieteter Teil). Die Ertragsminderung des 
ganzen Steuergegenſtands errechnet ſich danach 

(75 40) — (10 600 24 b. H.“ 
100 


Grundſtücke 


zu 


12. Eigeugenutzte des Beherbergungs- 
gewerbes 
Die Richtlinien vom 19. April 1938 enthielten 
über die Behandlung der eigengenutzten Grundſtücke 
des Beherbergungsgewerbes noch keine 
beſtimmten Anordnungen. Dieſe ſind vielmehr erſt 
in einem Erlaß vom 12. Januar 1939 (I. 1164 A— 
292 III und V St 973 IV/38/5605) enthalten. Dieſer 
Erlaß lautet: 
„1. Allgemeines 
(1) Die nachſtehenden Weiſungen enthalten die 
Ergänzung der „Richtlinien für Billigkeitsmaßnah⸗ 
men auf dem Gebiet der Grundſteuer“ — GrBilg 
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— vom 19. April 1938 (RStBl. S. 409, RMBli 
S. 664), die hinſichtlich der Behandlung der Grund⸗ 
ſtücke des Beherbergungsgewerbes in Ziffer 21 Ab⸗ 
ſatz 1 GrBilR vorbehalten worden ift. Sie treten 
an die Stelle der vorläufigen Regelung der Zif⸗ 
fer 21 Abſätze 2 und 3. 

(2) Die Ziffern 2 und 3 dieſes Runderlaſſes 
ſind auf ſolche Geſchäftsgrundſtücke anzuwenden, in 
denen der Eigentümer einen eigenen Be⸗ 
herbergungsbetrieb unterhält und die 
Erlaubnis zum Betrieb nach § 1 des Gaft- 
ſtättengeſetzes vom 28. April 1930 (RG Bl. I S. 146) 
beſitzt. Für Geſchäftsgrundſtücke des Beherber⸗ 
gungsgewerbes, bei denen dieſe Vorausſetzungen 
nicht erfüllt find, gelten die allgemeinen Billigkefts⸗ 
richtlinien (Abſchnitte II und III GrBilg). 


(3) Die Anordnungen der Ziffern 2 und 3 
gelten für das Rechnungsjahr 1938. Für die ſpä⸗ 
tere Zeit bleiben weitere Weiſungen vorbehalten. 


2. Steuervergünſtigung wegen 
Belaſtungserhöhung aus Anlaß der 
Umſtellung der Grundſteuer 

Ziffer 5 Abſatz 2 zu c und Ziffer 8 Abſatz 2 
GrBilR find zu ſtreichen. Für die Frage, ob wegen 
einer infolge der Umſtellung der Grundſteuer ent⸗ 
ſtandenen Belaſtungserhöhung eine Billigkeitsmaß⸗ 
nahme zu treffen iſt, iſt alſo wie bei den übrigen 
eigengenutzten Geſchäftsgrundſtücken nach den Zif⸗ 
fern 5 bis 7 und Ziffer 8 Abſatz 1 GrBilg zu ver⸗ 
fahren. 


3. Steuervergünſtigung wegen 
Ertrags minderung 

(1) Es gelten: 

a) für die Ermittlung der Ertragsminderung 
die Abſätze 2 und 3 dieſer Ziffer, 

b) für die Berückſichtigung der Ertragsmin⸗ 
derung bei der Grundſteuer die Ziffern 17 und 
18 GrBilg mit der Maßgabe, daß die für 
eigengenutzte Geſchäftsgrundſtücke getroffene 
Regelung zugrunde zu legen iſt. Für die Be⸗ 
rechnung der zu gewährenden Steuervergünſti⸗ 
gung (Ziffer 18 Abſatz 2 GrBilg) find demnach 
20 Punkte abzuziehen. 


(2) Bei der Ermittlung der Ertragsminderung 
iſt von den wertmäßigen Um ſätzen leinſchließ⸗ 
lich der umſatzſteuerfreien) auszugehen, die auf dem 
Grundſtück in dem Kalenderjahr erzielt worden 
ſind, in dem der Erlaßzeitraum (Rechnungsjahr) 
beginnt. Dieſe ſind einem Umſatz gegenüberzu⸗ 
ſtellen, bei dem die Steuer in der veranlagten Höhe 
als tragbar zu gelten hat (Ausgangsumſatz). Der 
Unterſchiedsbetrag ergibt die für den Erlaßzeitraum 
maßgebende Ertragsminderung; ſie iſt in einem 
Hundertſatz des Ausgangs umſatzes auszu⸗ 
drücken. Als Ausgangsumſatz gelten bei Jahres- 
betrieben und bei Saiſonbetrieben in 
den Kur⸗ und Badeorten, die mindeſtens 
drei Monate im Jahr geſchloſſen ſind, 190 v. H. und 
bei Saiſonbetrieben in den Nord- und 
Oſtſeebädern 130 v. H. des der Beſteuerung 
zugrunde liegenden Einheitswerts. 


Beiſpiel: 

Der Einheitswert des Hotelgrundſtücks 
(Jahresbetrieb) beträgt 100 000 RM. Als „Aus⸗ 
gangsumſatz“ iſt anzunehmen 
G 
Umſätze im Kalenderjahr 1938 . 114 000 RM, 

Unterſchied 76 000 RM. 


Der Hundertſatz der Ertragsminderung errechnet 


76.000 - 100 
ithi — — 240 v. H. 

ſich mithin zu 5 8 

(3) Die nach Abſatz 2 ſich ergebende Ertrags⸗ 
minderung iſt grundſätzlich auf den ganzen Steuer⸗ 
gegenſtand zu beziehen. In den Sonderfällen jedoch, 
in denen bei der Bewertung des Grundſtücks 
einzelne Teile (Hotelbetrieb, Gaſtwirtſchaft, 
vermietete Räume) beſonders behandelt worden 
ſind, iſt die Ertragsminderung für jeden Teil ge⸗ 
ſondert zu ermitteln. Dabei iſt hinſichtlich des 
Grundſtücksteils, der dem Hotelbetrieb dient, nach 
Abſatz 2 dieſer Ziffer, hinſichtlich des Teils, der dem 
Gaſtwirtſchaftsbetrieb dient, nach Ziffer 16 GrBilg 
und hinſichtlich der vermieteten Räume nach Zif⸗ 
fer 14 GrBilg zu verfahren. Als Ertragsminderung 
für den ganzen Steuergegenſtand gilt in dieſen 
Fällen das gewogene Mittel aus den Ertragsminde⸗ 
rungen für die einzelnen Grundſtücksteile (Hinweis 
auf Ziffer 17 Abſatz 3 GrBilgz). 


(4) Bei den unterſchiedlichen Verhältniſſen des 
Beherbergungsgewerbes können Ausnahmefälle ein- 
treten, in denen wegen der beſonderen Notlage des 
Betriebs ein ſtärkeres Entgegenkommen 
geboten iſt, als es nach den vorſtehenden Richtlinien 
möglich iſt. Ebenſo kann im einzelnen Fall ein 
Steuererlaß in Betracht kommen, wenn nach den 
vorſtehenden Richtlinien keine Ertragsminderung 
vorliegt, die Einziehung der Steuer aber nach den 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen des Betriebs eine be⸗ 
ſondere Härte darſtellen würde. Über das Ausmaß 
des Entgegenkommens haben die Gemeinden in der— 
artigen Fällen nach pflichtmäßigem Ermeſſen zu 
entſcheiden (Hinweis auf Ziffer 1 GrBilgz).“ 


Die jetzigen Billigkeitsrichtlinien nehmen auf 
dieſen Erlaß Bezug. Endgültige Weiſungen für das 
Rechnungsjahr 1939 können noch nicht erteilt 
werden, ſondern bleiben für ſpäter vorbehalten. Bis 
zu ihrer Bekanntgabe iſt der Steuerbetrag inſoweit zu 
ſtunden, als er für einen Erlaß in Betracht kom⸗ 
men würde, wenn der Runderlaß vom 12. Januar 
1939 für das Rechnungsjahr 1939 Geltung hätte. 


190 000 RM 


13. Mit öffentlichen Wohnungsbaudarlehen finan- 
zierte Wohnungsneubauten 


Führt die Erhöhung der Grundſteuer zu einer 
Verringerung der Verzinſung des 
Eigenkapitals, ſo iſt zur Vermeidung unbil⸗ 
liger Härten der Mehrbetrag zu erlaſſen, ſoweit dem 
Grundſtückseigentümer nach ſeinen wirtſchaftlichen 
Verhältniſſen nicht zugemutet werden kann, auf 
eine angemeſſene Verzinſung des Eigenkapitals zu 
verzichten (Ziffer 25 Abſatz 4b der Richtlinien). 
Schon bisher beſtand hierzu die Anordnung, daß bei 
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der Entſcheidung über die Anträge auf Erlaß des 
Mehrbetrags der Grundſteuer wohlwollend zu 
verfahren iſt. Dieſe Anordnung wird jetzt noch dahin 
erweitert, daß bei der Prüfung der wirtſchaftlichen 
Lage des Steuerſchuldners die Frage des Zumutbaren 
nicht unter Berückſichtigung der Richtfätze, die 
für die allgemeine Fürſorge gelten, oder ähnlicher 
Maßſtäbe beurteilt werden darf. 

0 Für Wohnungsgrundſtücke, die vom Eigen⸗ 
t ü mer ſelbſt zu mehr als 80 v. H. benutzt werden, 
iſt von den vorgeſehenen Billigkeitsmaßnahmen abzu⸗ 
ſehen, wenn die Entrichtung der Grundſteuer dem 
Eigentümer nach ſeinen wirtſchaftlichen 
Verhältniſſen zugemutet werden kann 
(Ziffer 27 Satz 2). Die neu eingefügten Weiſungen 
des Abſatzes 2 der Ziffer 9 ſollen hierbei entſprechend 
gelten (Hinweis auf vorſtehende Ziffer 9). 


14. Unbebaute Grundſtücke 


Die Ziffer 34 der Richtlinien enthielt ſchon bis⸗ 
her nähere Weiſungen über den Billigkeitserlaß bei 
unbebauten Grundſtücken. Dieſe Weiſungen haben 
ſich als nicht ausreichend erwieſen. Sie werden jetzt 
erweitert und lauten: 


„) Unbebaute Grundſtücke werfen im allge⸗ 
meinen keinen Ertrag ab, ſondern verurſachen nur 
Unkoſten (3. B. Steuern). Die Berufung auf dieſen 
Tatbeſtand kann nicht ohne weiteres zu einem Bil⸗ 
ligkeitserlaß führen. Es können aber auch bei dieſen 
Grundſtücken Fälle eintreten, in denen ein Erlaß 
der Grundſteuer aus Billigkeitsgründen geboten iſt. 

(2) Bei unbebauten Grundſtücken, die der 
Kleingarten. und Kleinpachtlandordnung vom 
31. Juli 1919 (RGBl. S. 1371) unterliegen 
(Kleingar tenland), kann die veranlagte 
Grundſteuer eine unerträgliche wirtſchaftliche Be⸗ 
laſtung des Steuerſchuldners darſtellen. Im Inter- 
eſſe der Ernährungswirtſchaft iſt eine weitgehende 
Begünſtigung derartiger Grundſtücke erwünſcht. 
Das gleiche gilt bei unbebauten Grundſtücken, die 
der Eigentümer ſelbſt, jedoch nicht des Erwerbs 
wegen, als Gartenland benutzt. Auch bei 
anderen (nicht land- und forſtwirtſchaftlich ge- 
nutzten) unbebauten Grundſtücken kann die Einzie⸗ 


hung der vollen Grundſteuer zu einer unerträg⸗ 
lichen Belaſtung des Steuerſchuldners führen. Das 
wird insbeſondere dann der Fall ſein, wenn der 
Grundbeſitz für den Steuerſchuldner keine gewinn⸗ 
ſüchtige Kapitalanlage bildet und trotz ernſtlichen 
Bemühens zur Zeit zu keinem angemeſſenen Preis 
verkauft oder aus zwingenden Gründen noch nicht 
bebaut werden kann. In derartigen Fällen haben 
die Gemeinden nach pflichtmäßigem Ermeſſen (Hin⸗ 
weis auf Ziffer 1) die Steuer ſo weit zu erlaſſen, 
daß dem Steuerſchuldner nach ſeiner wirtſchaftlichen 
Lage die Aufbringung der Steuer zugemutet wer⸗ 
den kann. 


(3) Für Grundſtücke, die einem Bauern oder 
Landwirt gehören und die land- und forſt⸗ 
wirtſchaftlich genutzt und nach den 88 51 
und 53 Reichsbewertungsgeſetz als unbebaute 
Grundſtücke mit dem gemeinen Wert bewertet ſind, 
kann die Erhebung der Grundſteuer auf dieſer 
Grundlage zu einer Belaſtung des Eigentümers 
führen, die mit Rückſicht auf die Ertragsverhältniſſe 
des Betriebs unerträglich iſt. Die Folge einer der⸗ 
artigen Steuerbelaſtung könnte ſein, daß der Eigen⸗ 
tümer die Fläche für andere als land- und forſtwirt⸗ 
ſchaftliche Zwecke verwenden oder veräußern muß. 
Das iſt im Intereſſe der Ernährungswirtſchaft 
durchaus unerwünſcht. Die Gemeinden haben da⸗ 
her eine ſich gegenüber 1937 ergebende Steuer⸗ 
erhöhung nach pflichtmäßigem Ermeſſen (Hinweis 
auf Ziffer 1) ſo weit zu ſtunden, daß dem In⸗ 
haber nach den Ertragsverhältniſſen 
des Betriebs die Aufbringung der Steuer zu⸗ 
gemutet werden kann. Von einer Stundung iſt je⸗ 
doch in den Ausnahmefällen abzuſehen, in denen 
ein öffentliches Intereſſe an einer alsbaldigen 
anderweiten Nutzung des Grundſtücks (3. B. zum 
Zweck der Bebauung, namentlich mit Kleinſiedlun⸗ 
gen oder Kleinwohnungen) beſteht. — Soweit hier⸗ 
nach Stundung zu gewähren iſt, iſt ſie bis auf 
weiteres, längſtens bis zu einem Verkauf, aus⸗ 
zuſprechen. Im Fall des Verkaufs iſt die Steuer 
einzuziehen. Im übrigen bleibt für die Behandlung 
der geſtundeten Beträge weitere Weiſung vorbe⸗ 
halten.“ 


B aut wiederkehrende Nutzungen und Leistungen im Reichs- 
ewertungsgesetz Von Regierungsrat Berlitz, Berlin, Reichsfinanzministerium 


Inhalt: 


„Einleitung, 


. —.— auf wiederkehrende Nutzungen und Leiſtungen, 
Agung gegenüber nicht bewertbaren Rechten, 


Bewertbare wi 

ö iederkehrende Laſten, 

8 Rechte und den Recht und Laſt in einer Perſon, 
Nichte, Die der Bewertung nicht unlerliehen 
ate 927 Bewertung nicht unterliegen, 


r Bewertung nicht unterliegen, 


D D D D 


1. Einleitung 


Das Reichsbewertungsgeſetz 1934 enthält üb 
5 er 
Rechte auf wiederkehrende Nutzungen und a 
eine Reihe von Vorſchriften. 8 67 Ziffer 4 NBEnG 
zählt die Rechte auf wiederkehrende Nutzungen und 
Leiſtungen unter beſtimmten Vorausſetzungen zum 


9. Beſonderheiten für Laſten des gebundenen und ſonſtigen 
land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Vermögens, 

10. Wertermittlung, 

11. Der Jahreswert als Ausgangswert, 

12. Der Kapitalwert der Rechte, 

13. Abweichung von der Regelbewertung, 

14. Neuberechnung. 


ſonſtigen Vermögen. 8 68 RBewG nimmt eine Reihe 
beſonders genannter Rechte auf wiederkehrende Lei⸗ 
ſtungen von der Zurechnung zum ſonſtigen Vermögen 
aus. 8 74 Abſatz 1 Ziffer 2 RBewc beſtimmt, inivie- 
weit der Kapitalwert wiederkehrender Nutzungen und 
Leiſtungen als Schulden vom Geſamtvermögen abge- 
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zogen werden kann. Die allgemeinen Bewertungs⸗ 
vorſchriften für ſolche Rechte und Laſten ſind in den 
§§ 15 und 16 RBewG enthalten. Eine Begriffsbe⸗ 
ſtimmung, eine Heraushebung der weſentlichen Merk⸗ 
male der bewertungspflichtigen Rechte und eine Ab⸗ 
grenzung der Rechte auf wiederkehrende Nutzungen 
und Leiſtungen, die tatſächlich der Bewertung unter⸗ 
liegen und die nicht zu bewerten ſind, finden ſich im 
Geſetz nicht. Wie vielgeſtaltig das Leben auch auf 
dieſem Gebiet iſt, zeigt die große Anzahl von Urteilen 
des Reichsfinanzhofs zur Frage der Rechte auf wieder⸗ 
kehrende Nutzungen und Leiſtungen. Die nachfolgen⸗ 
den Ausführungen ſollen die weſentlichen Be- 
griffsmerkmale herausſtellen und einen über- 
blick über die umfangreiche Rechtſprechung geben. 


2. Rechte auf wiederkehrende Nutzungen und Leiſtungen 


Das Reichsbewertungsgeſetz ſpricht von Rechten 
auf wiederkehrende Nutzungen und Leiſtungen. Dieſer 
Sprachgebrauch könnte zu der Annahme führen, daß 
es ſich dabei um zwei verſchiedene, einander weſens⸗ 
fremde Rechtsgebilde handelt. Das iſt nicht der Fall. 
Die Rechte auf wiederkehrende Lei⸗ 
ſtungen umfaſſen auch die Rechte auf 
wiederkehrende Nutzungen. Der Gegen⸗ 
ſtand einer Leiſtung kann in Geld, in Sachgütern, in 
Rechten, in einem Tun oder Unterlaſſen beſtehen. 
Nutzung bedeutet das Recht, die Früchte und Erträg⸗ 
niſſe eines Wirtſchaftsgutes, einer wirtſchaftlichen 
Einheit oder eines Vermögens zu ziehen. Der Ver⸗ 
brauch des Beſtandes, der Subſtanz iſt mit dem Be⸗ 
griff der Nutzung nicht vereinbar. Der genutzte Gegen⸗ 
ſtand oder das genutzte Vermögen bleibt ſelbſt oder 
ſeiner Art und ſeinem Umfang nach erhalten. Wer 
einen anderen die Früchte ſeines Wirtſchaftsgutes 
ziehen, es von ihm nutzen läßt, unterläßt die eigene 
Nutzung. Dem Nutzungsrecht der einen Seite ſteht die 
Leiſtung der anderen Seite gegenüber, die in der Ge⸗ 
währung der Nutzungen und in dem Unterlaſſen der 
eigenen Fruchtziehung beſteht. 

Rechte auf Leiſtungen ſetzen begrifflich eine 
empfangende und eine leiſtende Par- 
tei voraus. Die Leiſtung iſt erbracht, wenn die 
empfangende Partei über den Leiſtungsgegenſtand 
verfügen kann, wenn ſie in den Genuß der Leiſtung 
gelangt. Gegenſtand der Betrachtung ſind vorerſt die 
Rechte auf wiederkehrende Leiſtungen vom Stand⸗ 
punkt des Empfangenden aus. 

Das Recht geht auf wiederkehrende Lei- 
ſtungen, wenn die Leiſtungen nicht nur einmal, 
ſondern mehrfach aus demſelben Rechtsgrund erbracht 
werden. Rechte auf wiederkehrende Nutzun⸗ 
gen liegen dann vor, wenn das Nutzungsrecht für 
eine längere oder kürzere Dauer beſteht, die eine nicht 
nur einmalige Fruchtziehung zuläßt. Das Vorhanden⸗ 
ſein eines einheitlichen Rechtsgrundes iſt 
weſentlich für die Rechte auf wiederkehrende Nutzun⸗ 
gen und Leiſtungen. Wer beim Kaufmann regelmäßig 
ſeinen Haushaltsbedarf eindeckt und dort immer 
wieder die gleichen Waren erhält, iſt noch nicht Emp⸗ 
fänger einer wiederkehrenden Leiſtung. Es fehlt der 
einheitliche Rechtsgrund. Dieſer iſt aber gegeben bei 
den im Reichsbewertungsgeſetz ausdrücklich genannten 
Nießbrauchrechten und Renten. 


Der Nießbrauch gibt nach 81030 BGB dem 
Nießbraucher das Recht, die Nutzungen der Sache zu 
ziehen. Er gehört zu den Nutzungsrechten. Renten 
ſind laufende Bezüge an Geld oder Geldeswert auf 
Grund eines Stammrechts, auf die der 
Empfänger für eine gewiſſe Zeitdauer einen Anſpruch 
hat (RStBl. 1929 S. 326). Sie find Rechte auf wieder⸗ 
kehrende Leiſtungen. Der Nießbrauch iſt nach der 
Regelung des bürgerlichen Rechtes ein dingliches 
Recht, ein Recht an der mit dem Nießbrauch be⸗ 
laſteten Sache. Er muß zur wirkſamen Beſtellung an 
Grundſtücken in das Grundbuch eingetragen werden 
(8 873 BGB). Die Rente wird dagegen regelmäßig 
einen ſchuldrechtlichen Charakter haben, 
der Berechtigte hat nur einen Anſpruch gegen den Ver⸗ 
pflichteten auf Zahlung der Rente. Der Verkäufer 
eines Geſchäfts, der ſich als Kaufpreis eine Beteili- 
gung am Gewinn für beſtimmte Zeit oder auf Lebens⸗ 
zeit ausbedingt, der Veräußerer eines Grundſtücks, 
der ſich den Kaufpreis in einer lebenslänglichen 
Jahreszahlung geben läßt, ſind Empfänger von 
Renten. Renten find oft Gegenſtand eines Verſiche— 
rungsgeſchäfts. Der Verſicherte zahlt Prämien, für die 
er nach Erreichung eines beſtimmten Alters einen 
feſten Jahresbetrag bis an ſein Lebensende erhält. 


Aus dieſen beiden vom Geſetz ſelbſt genannten 
Beiſpielen iſt erſichtlich, daß es für die Bewert⸗ 
barkeit der Rechte auf wiederkehrende Nutzungen 
und Leiſtungen unerheblich iſt, ob die Leiſtungen 
auf Grund eines dinglichen Rechts oder auf 
Grund eines ſchuld rechtlichen Anſpruchs 
erbracht werden. Weitere Beiſpiele für din g · 
liche Rechte auf wiederkehrende Nutzungen bilden 
die beſchränkten perſönlichen Dienſt⸗ 
barkeiten im Sinne des § 1090 BGB, die dem 
Berechtigten das Recht gewähren, ein Grundſtück in 
beſtimmter Weiſe zu nutzen. Der Hauptfall einer der⸗ 
artigen beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit iſt das 
im 8 1093 BGB geregelte Wohnrecht, das den bürger- 
lich⸗rechtlichen Beſtimmungen über den Nießbrauch 
unterliegt. Ein Beiſpiel für ein dingliches Recht auf 
wiederkehrende Leiſtungen bildet die Reallaſt, 
kraft der an den Berechtigten aus dem Grundſtück 
wiederkehrende Leiſtungen zu erbringen find (§ 1105 
BGB). Ausgedinge und Altenteile find Reallaſten, 
wenn ſie ins Grundbuch eingetragen ſind. Iſt Gegen⸗ 
ſtand der aus dem Grundſtück zu erbringenden Leiſtung 
Geld, dann handelt es ſich regelmäßig um eine 
Rentenſchuld (81199 BGB). 


Schuldrechtliche Nutzungsrechte ſind 
Miete und Pacht. Sie werden meiſt nicht zu 
bewerten ſein, da bei Miete und Pacht Leiſtung 
und Gegenleiſtung einander entſprechen. Recht⸗ 
ſprechung und Praxis lehnen mit Recht die Bewertung 
wiederkehrender Leiſtungen aus gegenſeitigen Ver⸗ 
trägen als überflüſſig ab, wenn Recht und Schuld ſich 
aufheben. Die Bewertung der Miet- und 
Pachtanſprüche als Rechte auf wiederkehrende 
Nutzungen iſt nur dann mö glich, aber auch unter 
Umſtänden erforderlich, wenn das Entgelt im vor 
aus entrichtet iſt. Durch die Vorauszahlung der 
Pachtſumme für die ganze Pachtdauer wird das Ver⸗ 
mögen gemindert. Dieſer Vermögensverminderung 
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ſteht der als Nutzungsrecht zu bewertende Anſpruch 
auf Überlaſſung des gepachteten Gegenſtandes gegen⸗ 
über (NStBL. 1927 S. 140). Das gleiche gilt dann, 
wenn der Pachtzins nicht der mit dem gepachteten 
Gegenſtand überlaſſenen Nutzung entſpricht. Dabei 
darf aber nicht engherzig verfahren und eine kleinliche 
Berechnung aufgeſtellt werden. Als ſchuldrecht⸗ 
liche s Recht auf wiederkehrende Leiſtungen mögen 
noch die Leiſtungen von Familienſtif⸗ 
tungen genannt werden, die dem Empfänger auf 
u feiner Zugehörigkeit zu einer Familie zu⸗ 
en. 


Auch ſolche Rechte auf wiederkehrende Leiſtungen 
find zu bewerten, für die der Empfänger eigene Ver⸗ 
mögenswerte nicht aufgeopfert hat und die ihm durch 
Schenkung oder durch letztwillige Verfügung oder aber 
durch Beſchluß einer Körperſchaft zufallen. Das Reichs⸗ 
bewertungsgeſetz verlangt nicht die Entgeltlich⸗ 
keit des Erwerbs der Rechte. Die Leiſtungen von 
Geld und Sachgütern, insbeſondere auch die unent⸗ 
geltliche Überlaſſung von Wohnungen durch ſäkulari⸗ 
ſierte Klöſter, adlige Damenſtifte und ſonſtige Stifte 
an ihre durch den Vorſtand beſtimmten Inſaſſen ſind 
bewertbare Rechte auf wiederkehrende Leiſtungen. Die 
Zugehörigkeit zu einer beſtimmten Konfeſſion, zu 
einem Stand oder auch die bei der Aufnahme in das 
Stift uſw. unterſtellte Bedürftigkeit ſtehen der Be⸗ 
wertbarkeit nicht entgegen. Rechte auf wiederkehrende 
Leiſtungen liegen dagegen nicht vor, wenn die Unter⸗ 
bringung in Internaten, Konvikten und 
hen Anſtalten zum Zweck der 
und oder der Berufsausbildung 
3 r der Berufsausübung erfolgt, ſelbſt wenn 
ie Aufnahme unentgeltlich geſchieht. 


Die Bewertung der Rechte auf wiederkehrende 
e und Leiſtungen ſetzt voraus, daß die Rechte 
5 ſächlich beſtehen. Formvorſchriften, 
5 1 Beachtung zur Begründung der Rechte erforder- 
0 iſt, miſſen gewah rt fein. Dingliche Rechte an 
0 en bedürfen zur Entftehung der Einigung 
= Eintragung in das Grundbuch (8 873 BGB). Ein 
e e an einem Grundſtück, der nicht in das 
aan eingetragen iſt, iſt nicht entſtanden. Die 

hen ungsweiſe Überlaſſung von Nutzungen an einer 
wirtſchaftlichen Einheit bedarf $ 518 BGB gemäß der 
der notariellen Beurkundung. Die Nicht⸗ 
8 N dieſer Form macht die Schenkung unwirk⸗ 
Sr 155 hinſichtlich der einzelnen Leiſtungen kann 
Verf g des Formmangels eintreten. Eine letztwillige 
0 durch die die Nutzung eines Kapitals 
falls fo wer zugewendet wird, iſt eben⸗ 
ungille Se 6 (S 2231 BGB). Das form- 
Ausfühen 5 . verpflichtet den Erben nicht zur 
aber sche 15 65 Vermächtniſſes. Die Parteien laſſen 
wine 4 Verträge unter ſich 
laſſers obo 5085 erfüllt den letzten Willen des Erb⸗ 
110 FR 10 as Teſtament nichtig iſt. Die Nich⸗ 
Abſaz 8 e en Rechtsgeſchäfts iſt $ 5 
e p a net und fo lange ohne 
er 90 als die Beteiligten das wirt⸗ 
i an i 05 5 rgebnis des Rechtsgeſchäfts ein ⸗ 
5 1 7150 eſtehen laſſen (Hinweis auf RStBl. 


3. Abgrenzung gegenüber nicht bewertbaren Rechten 


Der Kreis der bewertbaren Rechte auf wieder⸗ 
kehrende Nutzungen und Leiſtungen nach dem Reichs⸗ 
bewertungsgeſetz bedarf der Einſchr änkung und 
Abgrenzung gegenüber gleichartigen oder ähn⸗ 
lichen Rechtsgebilden. Nicht jedes Recht auf 
wiederkehrende Nutzungen oder Leiſtungen fällt unter 
die bewertbaren Rechte, nicht jede wieder⸗ 
kehrende Leiſtung aus einheitlichem Rechts⸗ 
grund iſt Ausfluß eines Rechts im hier behandelten 
Sinne. 

a) Nutzung des eigenen Vermögens 

Nutzung iſt nach Abſchnitt 2 Abſatz 1 das Recht, die 
Früchte und Erträgniſſe eines Wirtſchaftsgutes, einer 
wirtſchaftlichen Einheit, eines Vermögens zu ziehen. 
Dieſer weitgeſpannte Begriff der Nutzung umfaßt auch 
die Nutzung des eigenen Vermögens und die Nutz⸗ 
nießung an fremdem Vermögen, wie ſie dem Ehemann 
am eingebrachten Gut der Ehefrau, dem Vater am 
Kindesvermögen zuſteht. Die Nutzung des 
eigenen Vermögens ſcheidet als bewertungs⸗ 
fähiges Recht von vornherein aus. Sie iſt Aus⸗ 
fluß des Eigentums. Der Bauer bewirtſchaftet 
und nutzt ſeinen Erbhof auf Grund ſeines Eigentums⸗ 
rechts. Der Wert des Hofes wird ihm als Eigentümer 
zugerechnet. Daneben bleibt kein Raum für eine be⸗ 
ſondere Bewertung des Nutzungsrechts des Bauern. 
Wer Kapital gegen Zinſen ausleiht, nutzt ſein Ver⸗ 
mögen. Der Zinsanſpruch iſt kein Recht auf wieder⸗ 
kehrende Leiſtungen. Er wäre es nur dann, wenn 
Eigentümer des Kapitals und Zinsberechtigter zwei 
verſchiedene Perſonen wären und der Zinsgenuß dem 
Berechtigten (zum Beiſpiel dem Nießbraucher des 
Kapitals) vermöge eines einheitlichen Rechtsgrundes 
für längere Zeit zuſtünde. 

Vermietung und Verpachtung durch den Eigen⸗ 
tümer ſind ebenfalls Arten der Nutzung des eigenen 
Vermögens. Der Wert des vermieteten oder ver⸗ 
pachteten Gegenſtandes, nicht etwa der kapitaliſierte 
Miet oder Pachtzins iſt Vermögen des Eigentümers. 
Die Rechtslage iſt nur dann anders zu beurteilen, 
wenn ein Grundſtück mit der Befugnis verpachtet iſt, 
die Subſtanz auszubeuten und zu verbrauchen 
(Abbau von Lehm, Sand uſw.), und eine Verpflich- 
tung zur Rückgewähr des Grundſtücks nicht beſteht 
oder das Grundſtück völlig entwertet wird. Der 
Pächter wird in einem ſolchen Fall regelmäßig als 
wirtſchaftlicher Eigentümer des Grund» 
ſtücks zu behandeln ſein. Der „Pachtzins“ iſt beim 
rechtlichen Eigentümer als ein Recht auf eine wieder⸗ 
kehrende Leiſtung zu erfaſſen (Hinweis Mrozek Kartei 
RBewG 1931 Rechtſprüche 11 bis 13 zu 8 58 Abſatz 1 
Nr. 5). Erbpachtrechte gelten 8 29 Abſatz 4 
RBewG gemäß als landwirtſchaftliche Be⸗ 
triebe. Bei zeitlich unbegrenzten Erbpachtrechten iſt 
regelmäßig wirtſchaftliches Eigentum des Erpächters 
anzunehmen. Der kapitaliſterte Erbpachtzins, nicht 
das Grundſtück iſt in dieſem Falle dem Vermögen des 
Verpächters zuzurechnen (NStBl. 1934 S. 1356). 


b) Familienrechtliche Nutznießungs⸗ 
rechte 


Die Nutznießung des Ehemannes am ein- 
gebrachten Gu t der Ehefrau und des Vaters am 
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Kindesvermögen iſt kein bewertbares Recht 
auf wiederkehrende Nutzungen. Sie ſteht dem Berech⸗ 
tigten kraft der familienrechtlichen Be— 
ziehungen zu, die ihn mit dem Eigentümer des 
Vermögens verbinden. Der Reichsfinanzhof hat ſolche 
familienrechtlichen Nutzungsrechte nicht als bewertbare 
Wirtſchaftsgüter angeſehen, da ſie unveräußerlich ſind 
und außerhalb des Wirtſchaftsverkehrs ſtehen (NStAl. 
1934 S. 204). Eine beſondere Bewertung des Nutzungs⸗ 
rechts wird regelmäßig ſchon deswegen ausſcheiden, 
weil das der Nutznießung unterliegende Vermögen 
mit dem des Nutznießers zuſammengerechnet 
wird (Hinweis auf §§ 75 und 76 RBewG in Ver- 
bindung mit § 11 VStG). Die Bewertung der 
Nutznießung unterbleibt aber auch bei Unzu⸗ 
läſſigkeit der Zuſammen rechnung (zum 
Beiſpiel: wenn der Nutzungsberechtigte beſchränkt 
ſteuerpflichtig iſt). 

Gleiches gilt für die ſtatutariſche Nutz- 
nießung alter landesrechtlicher Güterrechte, die bei 
einer vor 1900 geſchloſſenen Ehe beim Tode des einen 
Ehegatten für den überlebenden Ehegatten ein dem 
Nießbrauch ähnliches Nutzungsrecht am geſamten 
Nachlaß begründet (Hinweis auf RStBl. 1932 S. 766 
und RStöl. 1934 S. 204 für die ſtatutariſche Nutz⸗ 
nießung nach Württembergiſchem Recht und auf 
RStBl. 1937 S. 333 für die ſtatutariſche Nutznießung 
nach Frankfurter Recht). Die ſtatutariſche Nutznießung 
läßt nicht wirtſchaftliches Eigentum des Nutzungs⸗ 
berechtigten entſtehen. Das hat zur Folge, daß bei dem 
Nutzungsberechtigten nur der auf ihn ent⸗ 
fallende Teil des Nachlaſſes ohne den Wert der Nutz⸗ 
nießung zu bewerten iſt, während den übrigen 
Erben der nutzungsbelaſtete Teil des Nachlaſſes mit 
dem vollen Wert ohne Schuldabzug für die 
Nutzungslaſt zugerechnet wird. Dieſe ſteuerrechtlich 
nicht zu vermeidende Härte wird durch die bürgerlich— 
rechtliche Ausgleichspflicht des Nutzungs- 
berechtigten beſeitigt. Die Vermögenſteuer und 
ſonſtige auf den genutzten Nachlaßgegenſtänden 
ruhende Steuern hat der Nutzungsberechtigte auch in- 
ſoweit zu tragen, als fie ſteuerrechtlich den Eigen- 
tümer des Vermögens treffen. Dieſe Pflicht ergibt 
ſich bei dem geſetzlichen Güterſtand aus § 1386 BGB, 
bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft aus § 1443 
BGB, bei der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft aus 
§ 1487 in Verbindung mit § 1443 BGB. § 1047 BG 
enthält den gleichen Rechtsgedanken für den Nieß⸗ 
brauch an Gegenſtänden. Das Reichsgericht hat ihn 
auf Nießbrauchsrechte an einem Vermögen aus— 
gedehnt (Hinweis auf RStBl. 1937 S. 361). Die 
ſtatutariſche Nutznießung alter Güterrechte iſt ein dem 
Nießbrauch ähnliches Recht. Auch für ſie muß der 
Grundſatz gelten: Wer die Nutzung hat, hat 
auch die Laſt. 


c) Erbbaurechte 

Erbbaurechte gewähren zwar ein Recht auf 
dauernde Nutzung eines Grundſtücks, haben aber im 
Reichsbewertungsgeſetz eine Sonderregelung 
erfahren. Sie gelten nach § 50 Abſatz 2 als Grund⸗ 
ſtücke. Die Bewertungsvorſchriften für Erbbaurechte 
enthält 8 46 RBew dB 1935. Das Recht auf den Erb- 
bauzins iſt $ 46 Abſatz 4 RBew dB 1935 gemäß ein 
Recht auf wiederkehrende Leiſtungen. 


d) Grunddienſtbarkeiten 

Grunddienſtbarkeiten erlauben $ 1018 BGB ge- 
mäß dem Eigentümer des berechtigten Grundſtücks die 
Nutzung des belaſteten Grundſtücks in einzelnen Be⸗ 
ziehungen. Beiſpiele für ſolche Grunddienſtbarkeiten 
find Wege⸗, Überbau⸗, Weide⸗, Waſſerrechte uſw. Sie 
ſind als Beſtandteile des herrſchenden 
Grundſtücks mit Ausnahme der Gewerbeberech⸗ 
tigungen und Waſſerrechte nicht beſonders zu be» 
werten, ſondern bei der Ermittlung des Einheitswerts 
des Grundſtücks zu berückſichtigen (8 50 R BewG). 

Neben den unter a bis d behandelten nicht bewert⸗ 
baren Nutzungsrechten iſt noch auf einige Rechts⸗ 
gebilde einzugehen, die zwar nach ihrem äußeren 
Erſcheinungsbild, nicht aber nach ihrem recht- 
lichen Inhalt zu den Rechten auf wiederkehrende 
Leiſtungen zählen. 

e) Arbeitslohn 

Der Arbeitslohn wird regelmäßig in beſtimmten 
Zeitabſchnitten gezahlt. Der Arbeitsvertrag iſt der 
einheitliche Rechtsgrund, aus dem er fließt. Der 
Arbeitsvertrag iſt ein gegenſeitiger Vertrag, der be⸗ 
ſonderen arbeits- und ſozialrechtlichen 
Geſetzen unterliegt, die eine Unterordnung des 
Lohns unter die Rechte auf wiederkehrende Leiſtungen 
verbieten. Abgeſehen hiervon würde eine Bewertung 
der künftigen Lohnanſprüche praktiſch die Bewertung 
der menſchlichen Arbeitskraft als eines verkehrsfähigen 
Wirtſchaftsgutes bedeuten. Eine ſolche Bewertung iſt 
immer und für alle Steuergebiete abgelehnt 
worden. Dabei iſt es gleichgültig, ob der Lohn in 
einem feſten Betrag oder in einer Gewinnbeteiligung 
gewährt wird. Die Bewertbarkeit iſt auch dann zu 
verneinen, wenn ein Angeſtellter neben ſeinem feſten 
Gehalt am Gewinn beteiligt iſt, wie dies bei den 
leitenden Männern der Induſtrie oft vorkommt. Das 
gleiche gilt ſinngemäß für das öffentlich rechtliche 
Beamtenverhältnis. 

Der Anſpruch auf Ruhegehalt iſt dagegen 
anders geartet. Wer mit Anſpruch auf Ruhegehalt 
angeſtellt wird, kann ſich mit einem niedrigeren Ge⸗ 
halt zufrieden geben als der Angeſtellte, der einen 
ſolchen Anſpruch nicht hat. Er braucht für das Alter 
nicht oder in nur geringem Maße vorzuſorgen. Ein 
Teil des an ſich erdienten Gehalts wird gleichſam auf- 
geſpart, um nach Eintritt der Arbeitsunfähigkeit als 
Ruhegehalt gezahlt zu werden. Der Fall liegt im Er- 
gebnis nicht weſentlich anders als bei dem ohne 
Ruhegehaltsanſpruch angeſtellten Arbeitnehmer, der 
einen Teil ſeines höheren Gehalts für eine Lebens⸗ 
verſicherung aufwendet, die ihm für das Alter ein 
Kopital oder eine Rente ſichert. Anſprüche auf 
Ruhegehälter ſind deshalb mit Eintritt 
des Penſionsfalls bewertbare Rechte auf 
wiederkehrende Leiſtungen, die jedoch durch 8 68 
R BewG von der Bewertung freigeſtellt find. 

) Ratenzahlungen 

Ratenzahlungen ſind gleichfalls nicht wieder⸗ 
kehrende Leiſtungen im hier behandelten Sinne. 
Raten ſind Teilzahlungen auf ein ſeiner 
Höhe nach beſtimmtes Kapital. Der Kapitalanſpruch 
des Gläubigers und die Kapitalſchuld des Schuldners 
ſind zu bewerten. Der Rechtsgrund der Kapitalſchuld 
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kann verſchieden geartet ſein. Es kann ſich dabei um 
die ratenweiſe Tilgung eines Darlehens oder auch 
einer Kaufpreisforderung handeln. Sukzeſſivliefe⸗ 
rungsverträge, bei denen die Lieferverpflichtung in 
Teillieferungen zu erfüllen iſt, fallen ihrem Weſen 
nach ebenfalls unter die Ratenleiſtungen. Die 
Grenzen zur Rente ſind flüſſig und nicht in 
allen Fällen leicht zu ziehen. Einige wenige 
Zahlungen innerhalb kurzer Friſt werden in der 
Regel Raten, viele Zahlungen in langer 
Friſt Renten zahlungen ſein. Es bedarf in jedem 
Einzelfall der genauen Prüfung. Die von den Parteien 
gewählte Bezeichnung iſt nicht maßgebend. Der 
Reichsfinanzhof hat Ratenzahlungen angenommen, 
wenn die einzelne Zahlung wirtſchaftlich noch 
als Kapitalrückzahlung aus einem dar— 
lehensähnlichen Geſchäft (Stundung des Kaufpreiſes) 
angeſehen werden kann. Renten oder rentenähn- 
liche Bezüge find dann gegeben, wenn der Gejicht3- 
punkt des Rentenbezugs als einer in 
einem beſonderen Rechtsverhältnis be⸗ 
gründeten Leiſtung im Vordergrund 
ſteht. Dieſe Leiſtung darf wirtſchaftlich nicht mehr 
unmittelbar einen Teil des Entgelts 
darſtellen (NRStgl. 1930 S. 579). Eine Rente iſt ins⸗ 
beſondere immer anzunehmen, wenn es an einer be⸗ 
ſtimmten Feſtſetzung des Kaufpreiſes fehlt und die 
Abmachung al ea toriſcher Art iſt (RStBl. 1932 
S. 969). Das will beſagen, daß entweder die Höhe der 
deen Zahlung ungewiß ſein muß (zum Beiſpiel 
‚ei Gewinnbeteiligungen) oder daß zwar die Höhe der 
fen Zahlung, aber nicht deren Dauer endgültig 
feſtſtehen darf (zum Beiſpiel bei Zahlung eines feſten 
Jahresbetrags auf Lebenszeit). 


8) Gewinnbeteiligu ser 
netten en gungsrechte von Ge 
Die Stellung des Mitglieds einer Han- 
5 elsgeſellſ ch a ft birgt regelmäßig auch N An⸗ 
Wa auf Gewinnbeteiligung in ſich. Die 
9 itgliedſchafts rechte der handelsrechtlichen 
15 3 erſchaften, insbeſondere der Aktiengeſell— 
! 105 en und Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, 
N en zum weſentlichen Teil dieſes Recht zum Inhalt. 
ie Höhe der Gewinnmöglichkeit drückt ſich im Kurs 
995 Wert des Anteils aus. Eine beſondere Bewertung 
er Gewinnbeteiligung hat zu unterbleiben. 


3 117 Beteiligung an einer handelsrechtlichen 
e nellihart begründet die Unter⸗ 
8 reige nf haft des Beteiligten. Der kapi⸗ 
— ern Beteiligung entipricht regelmäßig auch der 
guftebenhe ſchafter nach Geſellſchaftsvertrag oder Geſetz 
ſteuerlich u ei Der Mitunternehmer iſt 
zelunternahnn anders zu behandeln wie der Ein⸗ 
bers beff Dieſer bat ſein Betriebsvermögen zu 
Reſerven 1 — Einheitswert auch vorhandene ſtille 
feine En iehungtz Der Betriebsbeſtehenswert, der 
möglichkeit Pat 9 92 der großen Gewinnerzielungs- 
nicht is Pine, 10 won Ausnahmefällen abgeſehen 
ſonengeſellſchaft 1 5 n 
year Ä inne ab, jo 2 
wenig wie beim Einzelkaufmann die e 
den Wertanteil am Betriebsvermögen 1 eine 
Bewertung der Gewinnbeteiligung vorzunehmen. 


Es kommen aber Fälle vor, in denen 

a) die Gewinnbeteiligung weſentlick 
über den Wertanteil am Betriebs- 
vermögen hinausgeht; 

b) lediglich eine Gewinnbeteiligung 
gegen Einbringung der Arbeits ⸗ 
raf abe Reine Kapitalbeteili-⸗ 
gung beſteht. 

Die Zuläſſigkeit einer beſonderen 
Bewertung des Gewinnbeteiligungsrechts iſt in 
den unter a genannten Fällen anzuerkennen, 
wenn die hohe Gewinnbeteiligung dem Geſellſchafter 
zum Zweck der Erhöhung ſeines Kapitalanteils ein- 
geräumt worden iſt. Der Gewinnanſpruch des Sohnes, 
der in das Geſchäft des Vaters mit einer Kapital- 
beteiligung von 5 v. H., aber zur Auffüllung ſeines 
Kapitalkontos mit einer Gewinnbeteiligung von 
50 v. H. als Geſellſchafter aufgenommen worden iſt, 
wird als Recht auf wiederkehrende Leiſtungen zu be⸗ 
werten ſein. 

Die Frage iſt weſentlich ſchwieriger zu entſcheiden, 
wenn die hohe Gewinnbeteiligung mit Rückſicht auf die 
wertvolle Arbeitskraft des Geſellſchafters 
eingeräumt wird. Arbeitskraft und Fähig⸗ 
keiten des Menſchen ſind nicht bewertbar. 
Das Betriebsvermögen erhöht ſich nicht durch die Ein⸗ 
bringung der Arbeitskraft. Es erſcheint trotzdem be⸗ 
denklich, den Mitunternehmer dem Arbeitnehmer 
gleichzuſtellen und von einer Bewertung des Gewinn⸗ 
beteiligungsrechtes abzuſehen. Der Geſellſchafter 
nimmt im Wirtſchaftsleben eine weſentlich andere 
Stellung ein als der Angeſtellte. Er iſt für den ganzen 
Betrieb in einer anderen Weiſe verantwortlich als der 
Angeſtellte, das Unternehmen iſt ſein Unternehmen, 
ſelbſt wenn er nicht am Kapital beteiligt iſt. Die 
Rechte als Geſellſchafter und Mit⸗ 
unternehmer rücken in den Vorder- 
grund der Betrachtung. Sie erſcheinen 
als ein bewertbares Wirtſchaftsgut, 
deren Wertausdruck die Gewinnbe⸗ 
teiligung iſt. Der Bewertung der Gewinn⸗ 
beteiligung ſteht die regelmäßig wohl in ſolchen Fällen 
feſtzuſtellende Unveräußerlichkeit der Beteiligung nicht 
entgegen. Nießbrauchsrecht und beſchränkte perſönliche 
Dienſtbarkeit ſind auch unveräußerlich und doch zu 
bewerten. Der Reichsfinanzhof hat zu dieſer Frage 
bisher abſchließend nicht Stellung genommen, ſie nur 
einmal geſtreift und dort die Möglichkeit der Bewer⸗ 
tung von Gewinnbeteiligungsrechten angenommen 
(RStBl. 1935 S. 135 ff.: anderer Meinung Seweloh 
Stu® 1936 Spalte 117/118). 


4. Bewertbare wiederkehrende Laſten 


Was ſich beim Gläubiger und Berechtigten als 
ein Recht auf wiederkehrende Nutzungen oder 
Leiſtungen darſtellt, iſt beim Schuldner oder 


Duldungspflichtigen regelmäßig eine wiederkehrende 
oder dauernde Laſt, die das Aktivvermögen ſchmälert. 
Dem Rentenrecht ſteht die Rentenſchuld, dem Nieß. 
brauchsrecht die Nießbrauchslaſt gegenüber, dem 
Ruhegehaltsanſpruch die Ruhegehaltslaſt. Eine 
Schuld darf aber erſt dann abgeſetzt werden, wenn ſie 
tatſächlich entſtanden it. Eine Ruhegehalts⸗ 
verpflichtung iſt bis zum Eintritt der 
Zahlungspflicht, bis zur Penſionierung des 
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Berechtigten eine aufſchiebend bedingte Laſt. 
Bis zu dieſem Zeitpunkt ſteht nicht feſt, ob ſie über⸗ 
haupt zu erfüllen fein wird. Sie darf daher $ 6 
Ziffer 1 RBewG gemäß bis dahin nicht als Schuld 
vom Vermögen abgezogen werden (Hinweis auf 
RStBl. 1933 S. 875). 

Sit eine Gewinnbeteiligung eines Geſellſchafters 
zu bewerten, ſo ſteht ihr eine bewertbare Laſt nicht 
gegenüber. Die Verteilung des Gewinnes iſt auch 
inſoweit keine Schuldverpflichtung, als ſie im Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag feſtgelegt iſt. 

5. Vereinigung von Recht und Laſt in einer Perſon 

Die Vereinigung des Rechts auf eine wieder⸗ 
kehrende Leiſtung mit der entſprechenden Laſt in der 
Perſon des Berechtigten oder Belaſteten läßt Recht und 
Laſt untergehen. Für ſchuldrechtliche Anſprüche gilt 
das ſchlechthin. Rechte an Sachen erlöſchen dagegen in 
vielen Fällen nicht, wenn Recht und Eigentum an der 
Sache zuſammenfallen. § 889 BGB beſtimmt für 
Grundſtücke ausdrücklich das Gegenteil. Eine Reallaſt 
an einem Grundſtück erliſcht nicht, wenn der Berech⸗ 
tigte das Eigentum an dem Grundſtück erwirbt. 
Steuerrechtlich iſt dagegen die Reallaſt 
nicht mehrals beſtehend anzuſehen. Sie 
geht in dem umfaſſenderen Eigentumsrecht auf. Die 
gleiche Rechtslage tritt ein, wenn der Berech⸗ 
tigte die Eigentümerin des belaſteten Grundſtücks 
heiratet und die Vorausſetzungen der Zu⸗ 
ſammenrechnung der Ehegattenvermögen § 75 
RBewö gemäß gegeben ſind. Das Recht bleibt da⸗ 
gegen auch ſteuerrechtlich beſtehen und iſt bewertbar, 
wenn eine Zuſammenrechnung nicht ſtattfindet. 

6. Rechte und Laſten, die der Bewertung unterliegen 

Als Ergebnis der bisherigen Unterſuchungen iſt 
feſtzuſtellen: Bewertbare Rechte auf wieder⸗ 
kehrende Nutzungen und Leiſtungenge⸗ 
währen dem Berechtigten aus ein- 
heitlichem Rechtsgrund wiederholte 
Nutzungen und Leiſtungen aus fremdem 
Vermögen; dabei darf es ſich nicht um 
die Nutzung des eigenen oder des 
der familien rechtlichen Nutznießung 
unterliegenden Vermögens, um die 
Verwertung der eigenen Arbeitskraft 
als Arbeitnehmer oder um Ratenzah⸗ 
lungen handeln. 

Die Feſtſtellung, daß ein Recht (oder eine Laſt) 
auf wiederkehrende Nutzungen oder Leiſtungen bewert⸗ 
bar iſt, ſagt noch nichts darüber, ob es nach dem Reichs⸗ 
bewertungsgeſetz auch zu bewerten iſt. Die Bewertbar⸗ 
keit iſt zu unterſcheiden von der geſetzlichen Be⸗ 
wertungspflichtigkeit. 

a) Zugehörigkeit des Rechts oder der 
Laſt zum Betriebsvermögen 

Iſt ein Recht auf wiederkehrende Nutzungen oder 
Leiſtungen Teil eines Betriebs vermögens, fo 
beſtehen irgendwelche Einſchränkungen für 
die Bewertung nicht. § 54 RBewG gemäß 
gehören zum Betriebsvermögen alle Teile einer wirt- 
ſchaftlichen Einheit, die dem Betrieb eines Gewerbes 
als Hauptzweck dient, ſoweit die Wirtſchaftsgüter dem 
Betriebsinhaber als Eigentümer oder Berechtigten zu⸗ 
ſtehen. Es kommt nicht darauf an, wie lange die 


Nutzung läuft oder die Leiſtung beanſprucht werden 
kann. Es muß ſich nur um bewertbare Rechte handeln 
und die Zugehörigkeit zum Betriebsvermögen des 
Betriebsinhabers feſtſtehen. 

Entſprechendes gilt für Dauerlaſten, die 
abzugsfähig ſind, ſofern ſie wirtſchaftlich mit dem 
Betriebsvermögen zuſammenhängen (8 62 RBewc). 
Zweifel können nur hinſichtlich der Abzugsfähigkeit 
des Wertes der Leiſtungen ſolcher Familien- 
ſtiftungen beſtehen, die einen wirtſchaft— 
lichen Geſchäftsbetrieb unterhalten und da⸗ 
her nach § 56 Abſatz 1 Ziffern 4 oder 5 NBew® nur 
Betriebsvermögen haben. Die Aus- 
ſchüttungen an die Berechtigten find nicht Er- 
füllung einer Verbindlichkeit, ſondern 
Erfüllung des Stiftungszwecks. Es fehlt 
demnach an einer Schuld oder Laſt im eigentlichen 
Sinne. $ 74 Abſatz 1 Ziffer 2 RBewG läßt durch die 
Bezugnahme auf 8 67 Ziffer 4 RBewG den Wert der 
wiederkehrenden Leiſtungen bei ſolchen Stiftungen 
zum Abzug zu, die nicht unter $ 56 RBewG fallen. 
Eine unterſchiedliche Behandlung der Stiftungen mit 
wirtſchaftlichem Geſchäftsbetrieb und ohne wirtſchaft⸗ 
lichen Geſchäftsbetrieb iſt vom Geſetzgeber nicht ge⸗ 
wollt. Die in Erfüllung des Stiftungs⸗ 
zwecks gewährten wiederkehrenden Be⸗ 
züge ſind daher in jedem Fall als zu 
bewertende und abzugsfähige Dauer- 
laſten zu behandeln (Hinweis auf RStBl 1934 
S. 1024). 


b) Zugehörigkeit zum ſonſtigen Ver⸗ 

mögen 

Rechte auf wiederkehrende Nutzungen und 
Leiſtungen, die zum ſonſtigen Vermögen 
gehören, ſind nur zu bewerten, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen des § 67 Ziffer 4 RBewG gegeben find und 
nicht die Befreiungsvorſchrift des 8 68 RBewcz 
eingreift. 

8 67 Ziffer 4 RBewcô läßt die Bewertung nur zu, 
a) wenn die Rechte dem Berechtigten auf Lebenszeit 

oder auf Lebenszeit einer anderen Perſon, 
b) wenn ſie auf unbeſtimmte Zeit oder 
c) wenn fie bei zeitlicher Beſchränkung dem Berech⸗ 

tigten auf die Dauer von mindeſtens 10 Jahren 

zuſtehen. 
Maßgebend für die Berechnung der zehn- 
jährigen Friſt iſt die Laufzeit bei Be- 
gründung des Anſpruchs, nicht am Stichtag für 
die Bewertung des ſonſtigen Vermögens. Eine Rente, 
die am 1. Januar 1926 für 12 Jahre ausgeſetzt worden 
und am 31. Dezember 1937 abgelaufen iſt, mußte am 
1. Januar 1935 bewertet werden. Ein Recht, das nach 
8 67 Ziffer 4 RBew nicht der Bewertung unterliegt, 
iſt § 74 Abſatz 1 Ziffer 2 RBewch gemäß beim Ver⸗ 
pflichteten auch nicht als Schuld vom Geſamtver⸗ 
mögen abzugsfähig. Eine wiederkehrende Laſt, für 
die die Bewertungsvorausſetzungen des § 67 Ziffer 4 
RBewG nicht vorliegen, darf auch nicht unter die 
Schulden des § 74 Abſatz 1 Ziffer 1 RBewd eingereiht 
werden (RF H Band 24 S. 288). Es zeigt ſich hier 
die erhebliche praktiſche Bedeutung, die der Ab- 
grenzung von Ratenzahlungen gegen die Renten- 
zahlungen zukommt. Eine in fünf Jahresraten zu 
tilgende Schuld iſt nach § 74 Abſatz 1 Ziffer 1 R BewG 
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abzugsfähig, eine Rente für fünf Jahre nach $ 74 
Abſatz 1 Ziffer 2 RBewG dagegen nicht. 

Regelmäßig entſpricht dem aktiven Wert des 
Rechts beim Berechtigten der paſſive Wert der 
Schuld beim Verpflichteten. Dieſe Gleich⸗ 
gewichtslage wird geſtört, wenn der Berechtigte 
oder der Verpflichtete oder auch beide Parteien be⸗ 
ſchränkt ſteuerpflichtig ſind und das Recht oder die Laſt 
nicht zum Inlandsver mögen gehört. Das 
Gleichgewichtsverhältnis beſteht weiterhin nicht bei 
den kraft ausdrücklicher Vorſchrift des S 68 NBem& 
nicht zum ſonſtigen Vermögen gehörenden 
Rechten auf wiederkehrende Leiſtungen. 

7. Rechte, die der Bewertung nicht unterliegen 

5 § 68 Ziffern 1 bis 5 RBewG gemäß find eine 
Reihe von Rechten und Anſprüchen auf wieder⸗ 
kehrende Leiſtungen aus ſozialen Gründen beiver- 
tungs- und damit ſteuerfrei. Soweit es ſich hierbei um 
wiederkehrende Leiſtungen auf Grund geſetzlicher Be⸗ 
ſtimmungen handelt ($ 68 Ziffern 2 und 4), werden 
Zweifel hinſichtlich ihrer Nichtzugehörigkeit zum 
ſonſtigen Vermögen nicht auftreten. 

Anſprüche an Witwen-, Waiſen⸗ und Penſions⸗ 
kaſſen (5 68 Ziffer 1) ſind nur inſoweit nicht zum 
ſonſtigen Vermögen zu rechnen, als ſie auf ein 
früheres Arbeits ⸗ oder Dienſtverhält⸗ 
nis zurückzuführen ſind. Der Anſpruch muß 
mit dem früheren Arbeitsverhältnis 
erkennbar zuſammenhängen. Das iſt 
regelmäßig der Fall bei Bezügen aus Penſionskaſſen, 
die von großen Betrieben für ihre Gefolgſchaften er⸗ 
richtet werden und die nur Werkangehörige auf- 
nehmen. Die Leiſtung läßt ſich auch dann auf ein 
früheres Arbeits, oder Dienſtverhältnis zurückführen, 
wenn der Arbeitgeber für den Arbeitnehmer die 
Prämien einer Altersverſicherung bei einem im freien 
Wettbewerb ſtehenden Verſicherungsunternehmen be⸗ 
zahlt hat. Dabei iſt es gleichgültig, wer den Verſiche⸗ 
rungsvertrag abgeſchloſſen hat. Ein Zuſammen⸗ 
hang iſt dann zu verneinen, wenn ein An- 
geſtellter oder Beamter für ſeine zuſätzliche Alters⸗ 
verſorgung eine Rentenverſicherung eingegangen iſt, 
ole mit dem Arbeits verhältnis keine 
5 erührung hat. Anſprüche an Altersverſorgungs⸗ 
9995 berufsſtändiſcher Organiſationen (z. B. der Arzte, 

er Notare) ſind nicht auf ein früheres Arbeitsverhält⸗ 
nis zurückzuführen. Derartige Rentenanſprüche ge⸗ 
hören zum ſonſtigen Vermögen und ſind zu bewerten. 
ſicht Anſprüche auf Ruhegehälter, die mit Rück⸗ 
währt u. ein früheres Arbeits verhältnis ge⸗ 
0 — 410 (ohne Zwiſchenſchaltung einer die Zah⸗ 
eiſtenden Penſions⸗ uſw. Kaſſe) find § 68 


Ziffer 3 RBew — N 
i ö gemäß ebenfalls 
Die Leiſtungen ee I 


früheren Arbeits 
tft nur 


früheren Arbeita auf Grund eines 


oder Dienſtverhält⸗ 
n 
2 eue i 1 . 
forderlichen ae 
meſſenen Ruhegehaltes unter Berück⸗ 
ſichtigung der Art der früheren Tätig⸗ 
keit und des für ſie gezahlten Lohnes 
oder Gehalts nicht überſteigt. Der Reichs- 


des 


finanzhof führt in ſeiner Entſcheidung vom 24. Februar 
1938 — III 245/37 — RStBl. 1938 S. 550 aus: „Das 
Geſetz will ſolche Renten befreien, die einem Ruhe⸗ 
gehalt ähnlich ſind, die alſo wie z. B. die Beamten⸗ 
penſionen, ein nachträgliches Entgelt für die geleiſteten 
Dienſte bilden und den Unterhalt des Empfängers für 
den Reſt ſeines Lebens ſicherſtellen. Nur inſoweit wird 
die Rente „mit Rückſicht auf ein früheres Arbeits- 
oder Dienſtverhältnis“ gewährt; der darüber hinaus⸗ 
gehende Betrag beruht auf einer Freigebigkeit des 
Zuwendenden, und es beſteht kein Grund, ihn ebeit- 
falls von der Beſteuerung auszunehmen. Der hiernach 
freizulaſſende Betrag hängt im weſentlichen von der 
Höhe des früher bezogenen Gehalts und von der Länge 
der Dienſtzeit ab; er wird regelmäßig nur einen 
Bruchteil der früheren Bezüge ausmachen und ſo zu 
bemeſſen fein, daß er dem Empfänger eine an⸗ 
gemeſſene, ſeiner ſozialen Stellung entſprechende 
Lebensführung ermöglicht.“ 

Steht feſt, daß die Rente oder die ſonſtigen wieder⸗ 
kehrenden Leiſtungen auf Grund eines früheren 
Arbeitsverhältniſſes gezahlt werden, dann kommt es 
nicht darauf an, ob der frühere Dienſtherr ſelbſt oder 
fein Einzel⸗ oder Geſamtrechtsnachfolger die Rente zahlt. 


8. Laſten, die der Bewertung nicht unterliegen 

Die im 8 68 Ziffern 1615 5 RBew G 
aufgeführten Renten und ſonſtigen 
wiederkehrenden Leiſtungen ſind 
Laſtenim Sinnedes 874 Abſatz1 Ziffer 2 
R BewG, wenn die Vorausſetzungen des 
867 Ziffer 4 R BewG vorliegen. Laſten, 
die bereits beim Betriebsvermögen berückſichtigt find, 
können ſelbſtverſtändlich beim Geſamtvermögen nicht 
noch einmal abgeſetzt werden. 

Die Abzugsfähigkeit 
uneingeſchränkt. 
3) Unterhaltslaſten 

Unterhaltsrenten dürfen nur dann vom Geſamt⸗ 
vermögen abgeſetzt werden, wenn der Steuerpflichtige 
für den Unterhaltsberechtigten keinen Frei⸗ 
betrag bei der Vermögenſteuer erhält. Das ergibt 
ſich zwar nicht ohne weiteres aus dem Wortlaut, aber 
aus dem Sinn des Geſetzes. Die den Steuerpflichtigen 
nach §S 5 VSt für Familienangehörige zu gewähren⸗ 
den Freibeträge tragen ſchon dem Gedanken Rechnung, 
daß das Vermögen als eine der Grundlagen der 
Lebenshaltung für den Unterhalt beitragen ſoll und 
muß (Hinweis auf Erlaß vom 25. April 1936 5 3300 
— 650 III, RStBL 1936 S. 421). 


b) Penſionslaſten land⸗ und forſtwirt⸗ 
ſchaftlicher Betriebe . 

Die auf einem landwirtſchaftlichen Be- 
trieb ruhenden Penſionslaſten dürfen 
nicht als Schulden beim Geſamtver⸗ 
mögen abgezogen werden, da ſie bereits im 
Einheitswert des land- und forſtwirtſchaftlichen Ver⸗ 
mögens ihren Ausdruck finden (Hinweis auf RStBl. 
1933 S. 402). Der Reichsfinanzhof geht dabei von 
dem Gedanken aus, daß bei größeren land- und forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Betrieben kraft langandauernder 
übung an die ausſcheidenden Gefolgſchaftsmitglieder 
regelmäßig Ruhegehälter gezahlt werden, auch ohne 
daß hierzu eine vertragliche Verpflichtung 


gilt aber nicht 
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zu beſtehen braucht. Dieſe Ruhegehaltslaſten find 
betriebsbedingt. Mit ihnen iſt jeder In⸗ 
haber des Betriebs belaſtet, mit ihnen muß auch der 
Erwerber eines Betriebs als Rechtsnachfolger des bis⸗ 
herigen Inhabers rechnen. Sie hängen nicht mit der 
Perſon des jeweiligen Inhabers, ſondern mit dem 
Betrieb zuſammen, der ohne fremde Kräfte nicht zu 
führen iſt. Sie gehören deshalb zu den bei der Ein⸗ 
heitsbewertung zu berückſichtigenden wirtſchaftlichen 
Ertragsbedingungen. 


9. Beſonderheiten für Laſten des gebundenen und des 
ſonſtigen land- und forſtwirtſchaftlichen Vermögens 
§ 74 Abſatz 1 Ziffer 2 RBewG hebt als abzugs⸗ 
fähig beim Geſamtvermögen beſonders die auf einem 
Erbhof, Fideikommiß oder ſonſtigen gebundenen 
Vermögen (Grundvermögen der ehemals regierenden 
Häuſer) ruhenden Laſten hervor. Solche Laſten ſind 
vor allem die nach 88 30, 31 Reichserbhof⸗ 
geſetz an die nicht anerbenberechtigten Geſchwiſter 
und an den überlebenden Ehegatten zu gewährenden 
wiederkehrenden Leiſtungen in Geſtalt von Unter⸗ 
halt, Heimatzuflucht und Altenteil. Die 
Inhaber von Fideikommiſſen, ſoweit ſie noch beſtehen, 
und der Hausgüter haben den Alloderben, den nicht 
folgeberechtigten Geſchwiſtern und den Agnaten regel⸗ 
mäßig beſtimmte wiederkehrende Zuwendungen in 
Geld und Sachgütern zu machen. Alle dieſe Leiſtungen 
find unter der Vorausſetzung des § 67 Ziffer 4 R BewG 
nicht bei der Einheitsbewertung, ſon⸗ 
dern beim Geſamtvermögen zu bewerten 
und abzuſetzen. 

Neben den im 8 74 Abſatz 1 Ziffer 2 RBewG 
beſonders genannten Laſten ſind bei land⸗ 
und forſtwirtſchaftlichen Betrieben jeder Art häufig 
Belaſtungen mit wiederkehrenden Leiſtungen 
vorhanden, die nicht vom Geſamtvermögen 
als Schuld abgezogen werden können. Die Penfions- 
laſten wurden bereits erwähnt. Deich⸗ und Siellaſten, 
Wegelaſten, Waſſerlaſten ſind weitere Beiſpiele für 
ſolche Belaſtungen. Sie ſind bei der Ermittlung des 
Einheitswertes zu berückſichtigen. Dieſe Laſten mindern 
den objektiven Ertragswert des Grundſtücks, beſtehen 
für jeden Betriebsinhaber in gleichem Umfang und 
ſind durch den Betrieb ſelbſt bedingt. Laſten, die auf 
einem forſtwirtſchaftlichen Betrieb ruhen, finden bei 
der Einheitsbewertung nur dann Berückſichtigung, 
wenn ſie eine Minderung des Zuwachſes zur Folge 
haben. Das wird für noch beſtehende Weide⸗ und 
Laubgerechtigkeiten zutreffen. Holzgerechtſame, die nur 
in der Abgabe von Holz an den Berechtigten beſtehen 
und eine Zuwachsminderung nicht zur Folge haben, 
ſind Dauerlaſten im Sinn des 8 74 Abſatz 1 Ziffer 2 
RBewG (Hinweis auf Erlaß vom 28. Februar 1935 
S 3141 A — 160 III Abſchnitt B V 2, RStBl. 1935 
S. 420/421). 

Patronatslaſten wurden früher als ertrag⸗ 
mindernde Belaſtungen beim Einheitswert berück⸗ 
ſichtigt. Der Reichsfinanzhof hat in ſeinem Urteil vom 
11. Februar 1937 (RStBl. 1937 S. 532) nunmehr die 
Patronatslaſten als eine vom Geſamtver— 
mögen abzuſetzende Schuld im Sinne des 
874 Abſatz 1 Ziffer 2 RBewG angeſprochen. Es heißt 
in dem Urteil: „Dieſe Auffaſſung läßt ſich aus dem 
Weſen, der inneren Natur des objektiven Ertrags⸗ 


werts ungezwungener und natürlicher herleiten als die 
frühere gegenteilige, und ſie liegt außerdem im Zuge 
der allſeits erſtrebten Vereinfachung des Steuerver⸗ 
anlagungsverfahrens. Es wird ſich auch nicht in Ab⸗ 
rede ſtellen laſſen, daß die Patronatslaſten vorwiegend 
in perſönlichen Beziehungen des Eigentümers oder 
ſeiner Rechtsvorgänger ihren Grund haben. Letzten 
Endes bedeutet die Begründung einer Patronatslaſt 
nicht ſo ſehr eine Minderung des Ertrags des belaſteten 
Grundbeſitzes als eine (dinglich geſicherte) Verfügung des 
Eigentümers über den Ertrag, ſie beeinflußt mit anderen 
Worten nicht den Ertragswert des Grundbeſitzes.“ 
10. Wertermittlung 

Der Kreis der bewertbaren und zu bewertenden 
Rechte auf wiederkehrende Nutzungen und Leiſtungen 
iſt damit feſtgeſtellt. Das Reichsbewertungsgeſetz ent⸗ 
hält in den 88 15 bis 17, alfo in feinem allgemeinen 
Teil, Bewertungsvorſchriften für ſolche Rechte. § 1 
NBem® gemäß gelten die allgemeinen Be» 
wertungsvorſchriften nur inſoweit, als ſich 
nicht aus dem Zweiten Teil des Geſetzes etwas 
anderes ergibt. § 66 RBewG ſchreibt für die zu 
einem Gewerbebetrieb gehörenden Wirtſchafts⸗ 
güter grundſätzlich die Bewertung mit dem Teil⸗ 
wert vor. Das gilt ſowohl für Wirtſchaftsgüter des 
Aktivvermögens wie für Schulden. Für Rechte auf 
wiederkehrende Nutzungen und Leiſtungen enthält § 66 
RBewG keine Ausnahme. Es iſt deshalb davon aus⸗ 
zugehen, daß auch für fie der Teilwert (8 12 R BewG) 
zu ermitteln iſt. (Anderer Meinung Krekeler, Kom- 
mentar zum Reichsbewertungsgeſetz $ 66 Bemer⸗ 
kung 2b; dagegen Thümen, „Die Bewertung der 
Schulden bei der Feſtſtellung des Einheitswerts ge⸗ 
werblicher Betriebe“, DStBl. 1936 S. 741/6434 Seite 3 
mit umfaſſender Literaturangabe.) Die Bewertungs- 
vorſchriften der 88 15 und 16 RBewG werden regel» 
mäßig einen brauchbaren Anhalt für die 
Bewertung von Rechten und Laſten auf wiederkehrende 
Nutzungen und Leiſtungen mit dem Teilwert geben. 
Der Nachweis eines niedrigeren oder höheren als des 
ſich nach 88 15 und 16 RBewG ergebenden Teilwerts 
durch den Inhaber des Betriebs darf aber nicht aus⸗ 
geſchloſſen werden. 


11. Der Jahreswert als Ausgangswert 

Jede Bewertung von Rechten auf wiederkehrende 
Nutzungen und Leiſtungen hat von dem Wert der 
einjährigen Leiſtung oder Nutzung auszugehen. 
Dieſe Feſtſtellung bereitet bei einem feſten Jahres- 
betrag in Geld keine Schwierigkeiten. Natural: 
leiſtungen, die beſonders oft bei Altenteilen vor- 
kommen, find § 17 Abſatz 2 RBewG̃ gemäß in die 
üblichen Mittelpreiſe des Verbrauchs- 
orts umzurechnen. Der Jahresbetrag muß geſchätzt 
werden, wenn er nicht ein für allemal feſtſteht. Die 
bisherigen Jahresleiſtungen unter Berückſichtigung 
der Zukunftsausſichten werden einen Anhalt für die 
Schätzung bieten. Die Rente eines Gewerbetreibenden, 
die als Veräußerungsentgelt 20 Jahre lang in einem 
Hundertſatz des Gewinns zu zahlen iſt, iſt in ihrem 
Jahreswert nach dem bisher erzielten Gewinn oder 
nach den bisher gezahlten Jahresbeträgen zu ſchätzen. 

Nutzungen werden meiſt einen ſchwanken⸗ 
den Jahres wert haben. Das gilt insbeſondere für 
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Nießbrauchsrechte. Die Schätzung des Jahreswerts 
hat perſönliche Verhältniſſe des jeweiligen 
Nutzungsberechtigten außeracht zu laſſen. Ihre Be⸗ 
rückſichtigung würde zu ſteuerlichen Ungerechtigkeiten 
führen. Der Tüchtige würde höher belaſtet werden als 
der Untüchtige. Der Nutzungswert eines Nießbrauchs 
an einem Landgut oder an einem Gewerbebetrieb iſt 
deshalb auf den durchſchnittlichen Reinertrag zu 
ſchätzen, der bei einer Verpachtung des Betriebs im 
ganzen vorausſichtlich erzielt werden kann (RES 
Band 19 S. 285). Der Betrag der Nutzung einer Geld⸗ 
ſumme iſt § 17 Abſatz 1 RBewG gemäß zu 4 v. H. (vor⸗ 
läufig noch nach 8 75 RBewG 1935 zu 5,5 v. H.) anzu- 
nehmen. Der tatſächlich erzielte Zinsſatz iſt dann maß⸗ 
gebend, wenn die Geldſumme zinstragend angelegt iſt. 
Stichtag für die Bewertung der Jahresleiſtung 
iſt der Haupt-, Neu⸗ oder Nachveranlagungszeitpunkt, 
bei Rechten, die zu einem Betriebsvermögen gehören, 
unter Umſtänden der nach $63 RVewGë maßgebende 
Stichtag. Anderungen des Jahreswerts nach dem 
Stichtag können unter den Vorausſetzungen des § 13 
VSt zu einer Neuveranlagung der Vermögenſteuer, 
unter den Vorausſetzungen des 822 RBew zu einer 
Wertfortſchreibung des Betriebsvermögens führen. 


12. Der Kapitalwert der Rechte 


Der Kapitalwert des Rechts auf wieder⸗ 
kehrende Nutzungen und ei 15 en 
den Laſt ergibt ſich aus einem Vielfachen 
921 Wertes der Jahresleiſtung oder 
15 0 0 e 8 0 utzung. Dieſer Kapitalwert iſt Gegen⸗ 
I ei r der Vermögenſteuer und den 
1 90 n Steuern, die das Vermögen als Beſteue⸗ 
> 1 en, Die Vervielfältiger zur Ermitt⸗ 
9255 0 e ſind abgeſtuft nach der Dauer 
dre Beitan 3 der Rechte am Bewertungſtichtag. Das 

eichsbewertungsgeſetz unterſcheidet: 
8 Nutzungen und Leiſtungen auf beſtimmte Zeit, 
0 immerwährende Nutzungen und Leiſtungen, 
c) 1 u. Leiſtungen von unbeſtimmter Dauer. 
. Zu a. Nutzungen und Leiſtungen find auf be⸗ 
hl missen! beſchränkt, wenn Ha For 05 al! 
5 i ı m feften 3 eitpunkt überjehen werden 
a a 80 hr Geſamtwert iſt die Summe der einzelnen 
Hierin erte abzüglich der Zwiſchenzinſen unter Be⸗ 
New ng von Zinſeszinſen ($ 15 Abſatz 1 Satz 1 
en ). Die Errechnung des Wertes wird durch die 
tafel Ader . an gsbeſtinmungen beigegebene „Hilfs⸗ 
n 5 gegenwärtigen Kapitalwert einer Rente, 
5 5 er Leiſtung im Jahreswert von 1. — RM 
eſtimmte Anzahl von Jahren“ erleichtert. 


und eas genen ah rende mubungen 
gleichen agen ſind nicht den ewig währenden 


fänger wi ſſen ſowohl beim Emp- 
ein. Eine deiſtann a tdflihteten gegeben 
wenn Empfänger ei ann nicht immerwährend ſein, 


g eine natürlich i 
we türliche Perſon iſt, ſelbſt 
nn nach ihrem Ableben ein anderer für 1 . 


Der Reichsfinanzhof L 
Reich hat deshalb Lei 
Familienſtiftungen an Mitglieder ln nicht 


als immerwährende, ſondern als von unbeſtimmter 
Dauer angeſehen (RStBl. 1934 S. 1024, 1936 S. 848, 
1938 S. 11). Es können nur dann immer⸗ 
währende Leiſtungen angenommen 
werden, wenn Empfänger eine juri⸗ 
ſtiſche Perſon iſt. Ein Beiſpiel einer immer⸗ 
währenden Leiſtung bildet die Patronatslaſt. Der 
Geſamtwert iſt das Fünfundzwanzigfache des Jahres⸗ 
wertes (8 15 Abſatz 2 RBewG; nach $ 76 RBewG d 
1935 das Achtzehnfache des Jahreswerts). 

Zu c. Nutzungen und Leiſtungen ſind 
von unbeſtimmter Dauer, wenn ihr 
Fortfall in abſehbarer Zet ſicher, der 
Zeitpunkt ihres Fortfalls aber unge⸗ 
wiß iſt. Ihr Kapitalwert iſt das Zwölfeinhalbfache 
des Jahreswerts (nach 8 76 RBew dB 1935 das Neun⸗ 
fache). Die bedeutungsvollſten Nutzungen und Lei⸗ 
ſtungen von unbeſtimmter Dauer ſind die durch Tod 
einer natürlichen Perſon begrenzten Rechte. Der Wert 
eines ſolchen Rechts oder einer ſolchen Laſt iſt nach 
5 16 Abſatz 2 RBewG zu berechnen leingeſchränkt 
durch § 76 Abſatz 2 RBew DB 1935). Bei Stiftungen 
mit bezugsberechtigten natürlichen Perſonen ergibt 
ſich die Geſamtbelaſtung aus der Summe der nach 
dem Lebensalter ermittelten Einzelbelaſtungen (Hin⸗ 
weis auf RStBl. 1936 S. 848; 1938 S. 11). 


13. Abweichung von der Regelbewertung 

Der nach dieſen Beſtimmungen errechnete Kapital⸗ 
wert der Rechte auf wiederkehrende Nutzungen und 
Leiſtungen iſt dann nicht maßgebend, wenn nach⸗ 
weislich der gemeine Wert höher oder niedriger iſt. 
Die Lebensvermutung des $ 16 Abſatz 2 RBewG ($ 76 
Abſatz 2 RBew dB 1935) iſt nicht abänderlich (8 16 
Abſatz 5 RBewG). Ein niedrigerer gemeiner 
Wert wird dann angenommen werden können, wenn 
der Verpflichtete zahlungsunfähig iſt oder 
wenn die Leiſtungen nicht in voller Höhe in 
Anſpruch genommen werden und mit der Fortdauer 
dieſer beſonderen Verhältniſſe zu rechnen iſt. 


14. Neuberechnung 

Eine Neuberechnung iſt bei den auf Lebenszeit 
beſchränkten Rechten für die nicht laufend ver⸗ 
anlagten Steuern (zum Beiſpiel für die Erbſchaft⸗ 
ſteuer) vorzunehmen, wenn die Lebensvermutung des 
8 16 Abſatz 2 RBern® weſentlich unterſchritten worden 
iſt (§ 16 Abſatz 3 RBewG). Es bedarf für die Neu. 
berechnung bei Rechten eines Antrags; bei Laſten iſt 
er nicht erforderlich. Die Neuberechnung hat rück⸗ 
wirkende Kraft dergeſtalt, daß der neuberechnete Wert 
an die Stelle des bisherigen Werts tritt. Eine 
Neuberechnung ſiſt ausgeſchloſſen, wenn 
das urſprünglich lebenslänglich be» 
ſtellte Recht aus einem anderen Grunde 
als dem Tod wegfällt. Die vertragliche Auf⸗ 
hebung oder Auflöſung kann eine Neuberechnung des 
Wertes der Rechte auf wiederkehrende Leiſtungen 
nicht herbeiführen. hs 

Bei den laufend veranlagten Steuern iſt 
eine Neuberechnung des Wertes im 8 16 Abſ. 3 RBew 
nicht vorgeſehen. Für ſie gelten die allgemeinen Be⸗ 
ſtimmungen und Grenzen, die für die Fortſchreibung 
des Einheitswerts oder die Neuveranlagung der Ver“ 
mögenſteuer geſetzt find ($ 22 RBewG, § 13 VSt). 


Einkommensteuerueranlagung von 
Arbeitnehmern für 1938 in Österreich 

$167 Abſatz 2 des öſterreichiſchen Perſonalſteuer⸗ 
geſetzes gemäß ſind Zulagen für die Leiſtung von 
Nacht⸗ oder Sonntagsarbeit ſchlechthin ſteuerfrei. Das 
gleiche gilt unter beſtimmten Vorausſetzungen für 
Überſtundenentlohnungen. Um eine Ungleichmäßigkeit 
in der ſteuerlichen Behandlung der zur Einkommen⸗ 
ſteuer zu veranlagenden Steuerpflichtigen im 
Verhältnis zu den Steuerpflichtigen, die für das 
Kalenderjahr 1938 nicht veranlagt werden, zu ver⸗ 
meiden, hat der Reichsminiſter der Finanzen durch 
Runderlaß vom 22. März 1939 (S 2300 — 582 III) an: 
geordnet, daß bei der Einkommenſteuer⸗ 
beranlagung für 1938 von Arbeit- 
nehmern Zulagen für die Leiſtung von 
Nacht- oder Sonntagsarbeitals ſteuer⸗ 
freie Einnahmen zu behandeln ſind. Das 
gleiche gilt für Überſtundenentloh⸗ 
nungen, wenn das Einkommen des Steuer- 
pflichtigen im Sinn des $ 2 des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes im Kalenderjahr 1938 4 800 RM nicht 
überſtiegen hat. 

Anläßlich der Wiedervereinigung Sſterreichs mit 
dem Deutſchen Reich haben viele Banken und auch 
andere Betriebe im Land Ofterreich ihren Angeftellten 
und Arbeitern Beträge in Höhe etwa eines Monats- 
bezugs zugewandt (ſogenannte „Heim- ins- 
Reich⸗Gabe“). Auch dieſe Zuwendungen ſollen 
nach dem bezeichneten Runderlaß entſprechend der 
Vorſchrift im § 159 Abſatz 2 des Perſonalſteuergeſetzes 
als ſteuerfreie Einnahmen behandelt werden. 

O. 
Einkommensteuerpflicht der Entschö- 
digungen für eine Körperverletzung 

Nach § 6 Abſatz 3 EStG 1925 waren als ein- 
malige Vermögensanfälle, die nicht der Einkommens- 
beſteuerung unterliegen, u. a. auch die Kapitalabfin⸗ 
dungen aufgeführt, die als Entſchädigung für Unfälle 
und Körperverletzungen gezahlt werden. Im 8 3 
Ziffer 9 EStG 1938 find nur Kapitalabfindungen auf 
Grund der Reichsverſicherung, der Beamtenpenſions⸗ 
geſetze und der Militärverſorgung als ſteuerfrei be⸗ 
zeichnet. Es ſind Zweifel aufgetaucht, wie Entſchädi⸗ 
gungen für entgangene oder entgehende Einnahmen 
infolge Körperverletzung nach dem EStG 
1938 ſteuerlich zu behandeln ſind. 

In dem Fall des zur Veröffentlichung beſtimmten 
Urteils des Reichsfinanzhofs vom 10. 2. 1939 IV 
262/38 S war ein Arbeitnehmer bei einem Kraft⸗ 
wagenunfall erheblich verletzt worden. Er blieb im 
weſentlichen erwerbsunfähig. Auf Grund eines Ver- 
gleichs wurde dem Arbeitnehmer im Jahr 1935 aus 
dem Unfall eine größere Abfindungsſumme gewährt. 
Der Arbeitnehmer hat die Einkommenſteuerpflicht 
dieſer Abfindung beſtritten. Der Reichsfinanzhof hatte 
ſich bereits früher mit einem ähnlich gelagerten Fall 
in feinem Urteil vom 14. 10. 1937 (NStBl. S. 1225) 
zu befaſſen. Er hatte in dieſem Urteil ausgeführt, daß 


Eildienſt⸗ Nachrichten 


nach § 24 Ziffer 1 Buchſtabe a EStG zu den Ein⸗ 
fünften im Sinn des § 2 Abſatz 3 EStG auch Ent⸗ 
ſchädigungen auf Grund eines Unfalls gehören, die 
als Erſatz für entgangene oder entgehende Einnahmen 
gewährt werden. Durch 9 24 EStG iſt keine neue ſelb⸗ 
ſtändige Gruppe von einkommenſteuerpflichtigen Ein⸗ 
künften eingeführt, ſondern vielmehr geſetzlich nur er⸗ 
läutert worden, daß Entſchädigungen, die an Stelle 
von einkommenſteuerpflichtigen Einkünften treten, 
auch für die Einkommenſteuer dieſen gleichſtehen. Die 
Entſchädigung iſt dann auch für den Fall einkommen⸗ 
ſteuerpflichtig, wenn es ſich um Kapitalabfindungen 
handelt, ſoweit ſie als Erſatz für entgehende einkom⸗ 
menſteuerpflichtige Einkünfte gewährt werden. Der 
Reichsfinanzhof hat an dieſen Rechtsgrundſätzen nun 
auch in ſeiner letzten Entſcheidung vom 10. 2. 1939 
feſtgehalten und die Abfindungsſumme für ſteuer⸗ 
pflichtig erklärt. Einkommenſteuerpflichtig iſt aber nur 
die für entgangenen oder entgehenden Arbeitsver- 
dienſt gewährte Entſchädigung. Nicht ſteuerpflichtig 
ſind daher Beträge, die ſonſt noch (z. B. für Schmer⸗ 
zensgeld) gezahlt werden. Oo. 
7 ewinne 

bei unuerzinslichen Anleihen 

In Börſenkreiſen waren vor kurzem Zweifel 
darüber entſtanden, ob Gewinne aus Veräußerungs- 
geſchäften in un verzinslichen Anleihen als Einkünfte 
aus Spekulationsgeſchäften (8 23 EStG) einkommen⸗ 
ſteuerpflichtig ſind. Zweifelhaft erſchien, ob die Befrei⸗ 
ungsvorſchrift des § 23 Abſatz 2 EStG in vollem Um⸗ 
fang auf unverzinsliche Anleihen, wie Steuer gute 
heine, Zinsvergütungsſcheine, Neubeſitzanleihen 
uſw. Anwendung findet. 

Der Reichsminiſter der Finanzen hat nunmehr 
klargeſtellt, daß auch unverzinsliche Wertpapiere unter 
die Befreiungsvorſchrift des § 23 Abſatz 2 EStG fallen. 
Sowohl der Wortlaut des 823 Abſatz 2 wie Sinn und 
Zweck dieſer Vorſchrift führen zu dieſem Ergebnis. 

Einkünfte aus der Veräußerung unverzinslicher 
Anleihen, insbeſondere von Steuergutſcheinen, bleiben 
daher bei der Einkommenſteuer außer Anſatz. St. 
Gewerbesteuer in Östereeich 
fac das Neclinungoſalit 1939 

Durch die Verordnung zur Durchführung des Ge⸗ 
werbeſteuergeſetzes im Land Öfterreic, für das Rech⸗ 
nungsjahr 1939 vom 28. Februar 1939 (RG Bl. J 
S. 376, RStBl. 1939 S. 385) ſind an die Stelle der 
in Oſterreich noch nicht beſtehenden Einheitswerte 
Hilfswerte eingeführt worden. Wegen des In⸗ 
halts der Verordnung Hinweis auf die Eildienſtnach⸗ 
richt in Nr. 10 der DStz. N 

Der Reichsminiſter der Finanzen hat durch Erlaß 
vom 22. März 1939 L 1303 — 5/39 III (RStBl. 1939 
S. 540) eingehende Erläuterun gen zu dieſer 
Verordnung gegeben, von denen insbeſondere die fol⸗ 
genden von Bedeutung ſind: 

Es wird zunächſt klargeſtellt, daß die Hilfswerte 
nur für die Gewerbeſteuer und auch bei dieſer nur für 
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das Rechnungsjahr 1939 Bedeutung haben. Bei der 
Ermittlung der Hilfswerte kann daher grundſätzlich 
bon umfangreichen Erhebungen abgeſehen werden, 
insbeſondere bei ſolchen Betrieben, für die die Ge⸗ 
werbekapitalſteuer von untergeordneter Bedeutung iſt. 

Es ſind drei Arten von Hilfswerten 
zu unterſcheiden: der Hilfswert für den Wert des 
gewerblichen Betriebs vermögens, es ſei denn, 
daß das Gewerbekapital vorausſichtlich weniger als 
8 000 RM beträgt, der Hilfswert für den Wert der 
Betriebsgrundſtücke bei buchführenden Ge⸗ 
werbetreibenden und unter Umſtänden der Hilfswert 
für den Wert des zum Betriebsvermögen gehörenden 
Grundbeſitzes im Sinn des 89 Ziffer 1 des Ge⸗ 
werbeſteuergeſetzes bei buchführenden Gewerbetrei⸗ 
benden. 

Wegen der Bewertung iſt zu unterſcheiden, 
ob es ſich um buchführende oder um nichtbuch⸗ 
führende Gewerbetreibende handelt. Bei den erſteren 
find die Buchwerte des für die einkommenſteuer⸗ 
liche Gewinnermittlung maßgebenden Hauptabſchluſſes 
zugrunde zu legen. Dieſe Wertanſätze ſind ohnedies 
bei der Einkommenſteuerveranlagung für das Kalen⸗ 
derjahr 1938, die erſtmalig nach deutſchem Recht 
erfolgt, darauf nachzuprüfen, ob ſie den Gewinnermitt⸗ 
lungsvorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes ent- 
ſprechen. Hinſichtlich der Feſtſtellung der Hilfswerte 
für die Gewerbeſteuer iſt ſomit die Ermittlungstätig⸗ 
keit der Finanzämter auf ein Mindeſtmaß begrenzt. 
8 1 nichtbuchführenden Gewerbetrei⸗ 

enden ſind die zu einem gewerblichen Betrieb gehöri⸗ 

a Wirtſchaftsgüter grundſätzlich mit dem Teil 
vert anzuſetzen. Der Erlaß ſchreibt vor, daß bei Er⸗ 
fel. ans dieſes Teilwerts nicht kleinlich zu verfahren 
N i. In den meiſten Fällen könne der Hilfswert ſchon 
en im Weg einer wohlwollenden Schätzung ge ⸗ 
Ee werden, weil für die nichtbuchführenden Ge⸗ 
verbetreibenden die Gewerbekapitalſteuer regelmäßig 
von untergeordneter Bedeutung ſei. 

Der Erlaß bringt weiter eingehende Ausführun- 
85 über den BVewertungſtichtag und über die 
S zung des Gewinns bei nichtbuchführenden 
; verbetreibenden um den Teil des Gewerbeertrags, 
* auf den Grundbeſitz entfällt. Ein beſonderes 
Ceſtſtellungs verfahren kommt für die Er⸗ 
Heft te der Hilfswerte nicht in Betracht. Die Hilfs⸗ 
Gew e en anläßlich der Feſtſetzung des einheitlichen 
i ae meßbetrags für das Rechnungsjahr 1939 
5797 * Einwendungen gegen die Höhe 
9 70 ilfswerte find im Rechtsmittelverfahren 

eg en Gewerbeſteuermeßbeſcheid vorzubringen. 
M. 


Gew erbesteuer der freien Berufe 
in den sudetendeutschen Gebieten 
ſudetendeutſchen er beſteuer geſetz iſt in den 


1 Rbösß⸗ Erle 3 noch nicht eingeführt. Aus 
(Stel. 1939 S. 515 1 März 1939 L 1500 — 20/39 III 


mit Wirkung ab 1. A 


Zahlungen follen als Vorauszahlungen auf die Ge⸗ 
werbeſteuer verrechnet werden. 

Der Reichsminiſter der Finanzen erklärt ſich in 
dem bezeichneten Erlaß damit einverſtanden, daß die 
Perſonen, die nach dem bisher in den ſudetendeutſchen 
Gebieten geltenden Recht wegen ihrer ſelbſtändi⸗ 
gen Arbeitstätigkeit im Sinn des § 18 des 
Einkommenſteuergeſetzes zur allgemeinen Erwerbſteuer 
herangezogen worden ſind (Arzte, Rechtsanwälte, 
Architekten, Ingenieure, Dentiſten, Wirtſchaftsprüfer 
uſw.), ab 1. April 1939 Vierteljahres⸗ 
zahlungen auf die allgemeine Erwerbſteuer 
nicht mehr zuentrichten brauchen. N. 


Das Memelland 
ist umsatzsteuerliches Inland 


Das Memelland ift mit Wirkung ab dem 22. März 
1939 Beſtandteil des Deutſchen Reichs geworden (Hin⸗ 
weis auf 88 1 und 7 des Geſetzes über die Wiederver⸗ 
einigung des Memellands mit dem Deutſchen Reich 
vom 23. März 1939 — RGBl. I S. 559 —). Mit 
Wirkung vom gleichen Tag gehört das Memelland 
auch zum Deutſchen Zollgebiet (Sinweis auf 81 der 
Verordnung über das Zollweſen im Memelland vom 
28. März 1939 — RGBl. J S. 654 —). Demgemäß iſt 
das Memelland auch ab dem 22. März 1939 Inland im 
Sinn des Umſatzſteuerrechts. Daraus folgt für die 
Lieferungen aus dem übrigen Reichsgebiet mit Aus⸗ 
nahme des Protektorats Böhmen und Mähren: 

1. Umſätze an Abnehmer im Memelland ſind ab dem 
22. März 1939 nicht mehr Lieferungen an aus⸗ 
ländiſche Abnehmer. Der Lieferer iſt daher nicht 
mehr wegen Ausfuhrlieferung gemäß §4 Ziffer 3 
USE ſteuerfrei. Für die Entſcheidung der Frage, 
ob der Umſatz nach dem 21. März 1939 erfolgt iſt, 
kommt es im Fall der Beſteuerung nach verein⸗ 
nahmten Entgelten auf den Tag der Vereinnahmung 
des Entgelts und im Fall der Beſteuerung nach be⸗ 
wirkten Leiſtungen auf den Tag der Lieferung an. 

2. Iſt eine Lieferung nach dem 21. März 1939 nicht 
mehr als ſteuerfreie Ausfuhrlieferung zu behandeln, 
fo entfällt auch der Vergütungsanſpruch gemäß § 16 
Abſätze 1 und 2 UStG. 

3. Steuerfreiheit wegen Einfuhranſchlußlieferung (84 
Ziffer 2 UStG) kann für die Lieferungen von aus 
dem Memelland eingeführten Gegenſtänden der 
Freiliſte 2 nur noch beanſprucht werden, wenn die 
Gegenſtände dem Unternehmer vor dem 22. März 
1939 aus dem Memelland geliefert worden ſind. 

Im Memelland ſelbſt wird das Umſatzſteuergeſetz 
erſt auf alle Umſätze nach dem 30. April 1939 ange⸗ 
wendet werden. — 9. 


Hinweis 

In dem Aufſatz: „Die ſtrafbare Steuerzuwider⸗ 
handlung durch Unterlaſſung“ in Nr. 13/14 der Deut- 
ſchen Steuer-Zeitung vom 6. 4. 1939 muß der erſte 
Satz des letzten Abſatzes wie folgt beginnen: „Würde 
auch bei der unechten Unterlaſſung der Grundſatz 
gelten, daß die Verjährung erſt zu laufen beginnt, ſo⸗ 
bald die Verpflichtung zum Handeln wegfällt, ..“. 


Wirtſchaftlicher Beobachter 
K — . By a 


Geld, Keedit und dppeutlicue Finanzen 
Spareinlagen im Februar 1939. Es ergibt ſich 
das folgende Bild in Millionen Reichsmark: 


1938 1989 

Einzahlungen 521,9 573,7 
Auszahlungen 366,1 898,5 
Einzahlungsüberſchuß 155,8 175,2 
Zinsgutſchriften 54,7 47,6 
Zunahme 210,5 222,8. 
Ein⸗ Aus⸗ 

zahlungen zahlungen 

Januar 19839 835,5 561,9 
Februar 1939 573,7 898,5 
Abnahme 261,8 163,4. 


Stand der Geſamteinlagen (Spar- und Konto- 
korrenteinlagen) am Schluß der Monate in Millionen 
Reichsmark: 


Februar 1984 13 208,8 
Februar 1985 14 879,8 
vo 1986 16 076,9 

ebruar 1937 17 259,1 
Februar 1938 19 187,4 
Februar 1939 21 669,5. 


Konkurſe und Vergleichsverfahren im Jahr 1938. 
Nach Mitteilung von „Wirtſchaft und Statiſtik“ er⸗ 
gibt ſich das folgende Bild: 


mangels Maſſe | Ver⸗ 
abgelehnte gleiche: 
beane er | Konkursanträge] yer 


tragte fahren 


1909/1913 

(Jahresdurchſchnitt) — 
ae ee e ee 6 189 
NEE Pi) 1476 
FF r 774 
Ce 713 
NER ee 569 
De 421 
1938 (vorläufige 

Ergebniffe)........ 275 


Die Aufgliederung der Konkurſe und Vergleichsver⸗ 
fahren von Erwerbsunternehmungen in 
den Jahren 1937 und 1938 zeigt das folgende Bild: 


Konkurſe 


1988 6) 1937 
. N — 


Unternehmungs⸗ 
formen 


Nichteingetragene 
Erwerbsunterneh.] 2 
Elnzelſirmen 
Offene Handels⸗ 
geſellſchaften 
Kommandit⸗ 


Geſellſchaften mb. 
Bergrechtliche 
Gewerkſchaften 
Eingetragene 
Genoſſenſchaften 
Andere 


Erwerbsuntern. 
Insgeſamt / 2 802 


„ Einſchl. Kommanditgeſellſchaften auf Aktien. — 9 8. B. wirtſchaft⸗ 
liche Vereine. — e) Vorläufige Zahlen. — Die reſtlichen Fälle betreffen 
Nachlaſſe ſowie ſonſtige natürliche und jurliſtiſche Perſonen. 


Vi 7 7 ) 

Neue Miſchung der Krafttreibſtoffe. Die Über: 
wachungsſtelle für Mineralöl hat eine 
Anordnung Nr. 22 erlaſſen. Danach dürfen mit 
Wirkung ab 1. Mai 1939 ſpiritushaltige 
Benzine in der bisherigen Zuſammenſetzung nur noch 
in der norddeutſchen Zone verkauft, in Kraft⸗ 
ſtoffbehälter von Kraftfahrzeugen oder andere Ver⸗ 
gaſermotore eingefüllt werden. Im übrigen 
Reichsgebiet wird das Benzin durch Bei⸗ 
miſchung von Blei⸗Tetraäthyl auf die er⸗ 
forderliche Klopffeſtigkeit gebracht. Derartige ver⸗ 
bleite Kraftſtoffe wurden ſchon bisher in der Oſtmark 
in den Verkehr gebracht und ſind auch im Ausland 
eingeführt. Als neuer Kraftſtoff wird ein dem 
Benzin⸗Benzol⸗Gemiſch entſprechendes Super- 
benzin eingeführt. Das Superbenzin enthält neben 
Blei⸗Tetraäthyl auch Benzol. Außerdem werden hoch⸗ 
ſpiritushaltige Kraftſtoffe (3. B. Monopolin) auf dem 
Markt fein. Der verbleite Kraftſtoff darf nur zu mo: 
toriſchen Zwecken, keinesfalls zu Reinigungs⸗ 
zwecken irgendwelcher Art (Reinigen der Hände oder 
zum Reinigen von Kleidungsſtücken) verwendet wer⸗ 
den, da das Blei⸗Tetraäthyl außerordentlich 
giftig iſt. Alle Krafttreibſtoffe, die mit Blei ver⸗ 
ſetzt ſein können, enthalten eine Warnfarbe. Es emp⸗ 
fiehlt ſich, die körperliche Berührung mit dieſen Kraft⸗ 
ſtoffen zu vermeiden. 

Sudeten⸗Tabakfabriken in privater Bewirtſchaſ⸗ 
tung. Die im Reichsbeſitz befindlichen Tabakfabriken 
des Sudetenlandes find an Firmen des Altreichs ver⸗ 
mietet worden. Dieſe Regelung war erforderlich, da 
das Reich ein Tabakmonopol nicht ausübt. Die Tabak⸗ 
fabriken mußten demnach im Hinblick auf den Grund: 
ſatz, daß die öffentliche Hand möglichſt privatwirt⸗ 
ſchaftliche Tätigkeit vermeidet, in private Bewirtſchaf⸗ 
tung überführt werden. Es handelt ſich bei den ſu— 
detendeutſchen Erzeugungsſtätten nicht um Zigaretten 
herſtellende Betriebe, ſondern insbeſondere um Zi— 
garrenherſteller und Pfeifentabakerzeuger. 


Bewirtſchaftung der Schweinshanre, Die Über: 
wachungsſtelle für Wolle und andere Tierhaare 
hat eine Anordnung WII 3 über die Bewirtſchaf⸗ 
tung der Schweinshaare und eine Bekannt⸗ 
machung HP 4 über Höchſtpreiſe erlaſſen. Die An⸗ 
ordnung iſt im Reichsanzeiger Nr. 88 vom 17. April 
1939 veröffentlicht. Durch die Anordnung wird die 
Regelung der Bewirtſchaftung der Schweinshaare 
ausgebaut. Die Anordnung gilt auch für das Land 
Oſterreich. Die Ausdehnung ihres Geltungsbereichs 
auf die ſudetendeutſchen Gebiete bleibt vorbehalten. 


* 


Regelung der Lumpenwirtſchaft. Die Über: 
wachungsſtelle für Wolle und andere Tierhaare 
hat eine Anordnung WL 5 erlaſſen. Die An⸗ 
ordnung bringt eine alle bisherigen Beſtimmungen 
zuſammenfaſſende Regelung der Lumpenwirtſchaft. 
Die Anordnungen WI. 2 vom 27. Februar 1937 und 
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WI. 3 vom 19. Januar 1938 find aufgehoben worden. 
Die neue Anordnung WL 5 iſt im Deutſchen Reichs⸗ 
anzeiger Nr. 86 vom 14. April 1989 veröffentlicht. 


* 


Neufaſſung der Anordnung Nr. 13 der Über⸗ 
wachungsſtelle „Chemie“. Der Reichsbeauf⸗ 
tragte für „Chemie“ veröffentlicht eine Neufaſſung 
der Anordnung Nr. 13. Die Anordnung erwei⸗ 
tert in ihrer neuen Faſſung die Liſte derjenigen 
Erzeugniſſe, deren Lieferung, Bezug und Verbrauch 
durch die Überwachungsſtelle auf Grund der bisheri⸗ 
gen Anordnung Nr. 13 beſonderen Beſtimmungen 
unterworfen werden kann. Die Überwachungsſtelle 
„Chemie“ kann für Waren, die nachweislich für 
Zwecke der Ausfuhr verwendet werden, auf be⸗ 
ſonderen Antrag Ausnahmen zulaſſen. 


Industrie 

Ausfuhr von Verbreunungsmotoren im Jahr 
1938. Die Ausfuhr von Verbrennungsmotoren war 
im Jahr 1938 mit 73,3 Millionen Reichsmark um 
rund 500000 Reichsmark höher als im Vor⸗ 
jahr. Von der Geſamtausfuhr von Verbrennungs⸗ 
motoren entfielen 50 v. H. auf Dieſelmotoren. 


+ 


5 Bautätigkeit im Jahr 1938. Nach den vorläufigen 
Ergebniſſen der monatlichen Erhebungen über die 
Bautätigkeit ergibt ſich für den geſamten Woh⸗ 
nungsbau im Deutſchen Reich das folgende Bild: 


15 1937 1088 
Beelaubuifen . 840 446 362 847 
auvollendungen“) 308 485 269 807. 


*) Wohnungen in Wohungebä 
) b n i gebäuden und anderen Ge⸗ 
bäuden einſchließlich Umbau, Anbau und Aufbau. 


* 


Erſtmalige Zulaſſung von Kraftfah 

0 5 3 0 hrzeugen von 

ae in 1 Entwicklung der erſtmaligen 
g von Kraftfahrzeugen einſchließlich der fu- 

detendeutſchen Gebiete (in Stück): W - 


Januar Februar März 
1989 1939 19389 
9 erſonenkraftwagen 17 859 18 349 21 897 
aſtkraftwagen 4788 4 820 5 448 
ea ftommibuffe 124 128 238 

Krafträder. 11960 
er SEELEN und Sattel: Eh, 
BEDDETZ eee 2212 2195 8 299. 

* 
Erdöl 


„ Erdölförderung im J ; 
Entwicklung nnen Januar und im Februar 1939. 


Januar 19 
Februar 1999 * 


Auf 5 ſt . 54 576. 
ere : 
Tonnen): eich entfielen die folgenden Umſätze (in 


Januar 1989 

Nebra 1939 6 962 
. Erzeugungsrückgang im Hauptgebiet 
5 i 5 nh agen hat weiter angehalten. Das Feld war 
er Förderung im Altreich im Februar 1939 mit 


52 576 
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52,3 v. H. beteiligt gegenüber 55 v. H. im Januar 
1939. Die übrigen Gebiete ſteigerten ihre Förderung 
um 6,1 v. H. In Oſterreich wurden über ein 
Drittel mehr gefördert als im Januar 1939. 


* 


Kaliſalzherſtellung von Jauuar bis Februar 1939. 
Entwicklung in Tonnen: 
anus s Er 521 802 
Februar 1939 525 135. 


Die Erzeugung von Kaliſalz iſt gegenüber Januar 
1939 um 0,7 v. H. und gegenüber Februar 1938 um 
2 v. H. geſtiegen. 

Großer Auftragseingang bei den Blechwalz 
werken. Die Blechwalzwerke ſind außerordentlich ſtark 
beſchäftigt. Die Auftragseingänge aus dem Inland 
und Ausland waren ſehr gut. Die Nachfrage nach 
Schiffblechen iſt groß. Mit Schweden konnten einige 
große Lieferungsaufträge abgeſchloſſen werden. 


Handel - Gewerbe - Handweck 


Einzelhandelsumſätze im Januar und Februar 
1939. Im Januar und Februar 1939 waren die Ein⸗ 
zelhandelsumſätze im Reichsdurchſchnitt insgeſamt um 
15 v. H. höher als in den gleichen Monaten des Vor⸗ 
jahres. Die Umſatzſteigerung, die in den letzten Jahren 
jeweils etwa 10 v. H. gegenüber dem Vorjahr betrug, 
hat damit erheblich zugenommen. Gegenüber Januar / 
Februar 1933 iſt eine Umſatzſteigerung des Einzel⸗ 
handels um 70 bis 80 v. H. zu verzeichnen. 


Veckehr 


Übernahme der memelländiſchen Eiſenbahnen 
durch die Deutſche Reichsbahn. Durch die Rückkehr des 
Memellands ſind die memelländiſchen Eiſenbahnen 
mit 137,99 Kilometer Streckenlänge in das Eigentum 
der Deutſchen Reichsbahn übergegangen. Die Über⸗ 
gabe vollzog ſich vollkommen reibungslos. Die ge⸗ 
ſamten Deutſchen Tarife mit allen Ermäßigungen 
treten am 1. Mai 1989 in Kraft. 


Straßenverkehrsunfälle im vierten Vierteljahr 
und im Kalenderjahr 1938. Es ergibt ſich das folgende 


Bild: Dabon 
Zahl der mit tödl. 
Unfälle Ausgang 
Viertes Vierteljahr 1933 69 914 1885 
Viertes Vierteljahr 1988 . - 173 144 2 062 
Kalenderjahr 1937 246 894 7685 
274 048 7 404. 


Kalenderjahr 1988 


Tatalnerluſte der Welthandelsflotte im Jahr 
1938. Nach Mitteilung des „Germaniſchen Lloyd“ 
wurden im Jahr 1938 insgeſamt 349 Schiffe mit 
520 150 BRT als verloren gemeldet gegenüber 
233 Schiffen mit 460 831 BRT im Jahr 1937. 
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Güterverkehr der Deutſchen Binnenhäfen und der 
Deutſchen Seehäfen im vierten Vierteljahr und im 
Kalenderjahr 1938. Nach Mitteilung von „Wirtſchaft 
und Statiſtik“ ergibt ſich für die Einladungen 
und Ausladungen der wichtigſten Deut⸗ 
ſchen Binnenhäfen das folgende Bild in 1000 
Tonnen: 


Ein⸗ Aus⸗ Güterverkehr 
ladungen ladungen insgeſamt 
Oktober 138 771 8 759 16 230 
November 1938 7 168 8 430 15 598 
Dezember 1938. 5097 6 155 11 252 
Viertes Viertelj. 1938 . . 19736 23 344 48 080 
Kalenderjahr 1987 . . 85160 85 777 170 937 
Kalenderjahr 1988 .. 83 075 94023 177 098. 


Die Ein⸗ und Ausladungen der Deutſchen Binnen⸗ 
häfen waren im Jahr 1938 um 6,2 Millionen Tonnen 
oder 3,6 v. H. höher als im Jahr 1937. — Für den 
geſamten Güterverkehr der wichtigſten 
Deutſchen Seehäfen ergibt ſich das folgende 
Bild in 1000 Tonnen: 


Oktober 1938 . „ 6449 
November 18 5347 
Dezember 1938. . 4996 
Viertes Viertelj. 1938 . 15920 
Kalenderjahr 1087 1 130 
Kalenderjahr 1988 . 63 638. 


Der Güterverkehr der Deutſchen Seehäfen hat im 
Jahr 1938 gegenüber 1937 um 2,5 Millionen Tonnen 
oder 4 v. H. zugenommen. Beim Inlandsverkehr war 
eine Zunahme um 1,7 Millionen Tonnen, beim Aus⸗ 
landsempfang um 3,3 Millionen Tonnen zu ver⸗ 
zeichnen. Der Auslandsverſand hat um 2,5 Millionen 
Tonnen abgenommen. 


Zeitungsdruckſachen. Zur Förderung und Er- 
leichkerung des Zeitungsbezugs führt die Deutſche 
Reichspoſt ab 1. Mai 1939 zunächſt verſuchsweiſe die 
Zeitungsdruckſachen ein. Zeitungsdruckſachen dürfen 
nur von Zeitungsverlegern und Zeitungsvertrieb- 
ſtellen (Zeitungshändlern) verſandt werden. In der 
Aufſchrift iſt der deutliche Vermerk „Zeitungsdruck⸗ 
ſache“ anzugeben. In den Sendungen dürfen Zeitun⸗ 
gen und Zeitſchriften jeder Art, aber keine Mittei⸗ 
lungen an die Empfänger verſandt werden. Zeitungs- 
druckſachen werden als eilige Druckſachen behandelt. 
Die Gebühr beträgt für Sendungen 


je bis 50 Gramm 3 Rpf., 
über 50 bis 100 Gramm 4 Rpf., 
über 100 bis 250 Gramm 8 Rpf., 
über 250 bis 500 Gramm . 15 Rpf., 
über 500 bis 1000 Gramm. . . 80 Apr. 


Poſtpakete nach Spanien. Von jetzt an können bei 
der Deutſchen Reichspoſt Poſtpakete nach dem ganzen 
Feſtland von Spanien eingeliefert werden. 


Poſtverkehr mit Albanien. Der Poſtanweiſungs⸗ 
und Nachnahmedienſt mit Albanien wurde vorüber⸗ 
gehend eingeſtellt. 


Zahl der Rundfunkteilnehmer im erſten Viertel ⸗ 
jahr 1939. Am 1. April 1939 waren in Großdeutſch⸗ 
land 12 415 121 Rundfunkteilnehmer vorhanden ge⸗ 
genüber 11 503 019 am 1. Januar 1939. 


Acheit und Soziales 

Arbeitseinſatz im März 1939. Die Zahl der be⸗ 
ſchäftigten Arbeiter und Angeſtellten im Altreich nahm 
weiter zu und betrug Ende März 1939 20,61 Mil⸗ 
lionen. Der Arbeitseinſatz war im März 1939 in faſt 
allen Wirtſchaftszweigen äußerſt angeſpannt. Die 
wenigen zahlenmäßig noch vorhandenen Arbeitsloſen 
ſtellen heute keine Arbeitsreſerve mehr dar, weil es 
ſich entweder um Perſonen handelt, die am Stichtag 
gerade ihren Arbeitsplatz wechſeln oder die nicht mehr 
vermittlungsfähig ſind. Eine Veröffentlichung dieſer 
Arbeitsloſenziffern erfolgt künftig nicht mehr. Gegen⸗ 
über Ende März 1938 hat die Zahl der Beſchäftigten 
um 1,2 Millionen zugenommen. Die Zahl der be⸗ 
ſchäftigten Männer ſtieg ſeit dem Vorjahr um 
4,9 v. H., die Zahl der beſchäftigten Frauen um 
8,6 v. H. 


Bevölkerungsbewegung in den Deutſchen Grof- 
ſtädten im vierten Vierteljahr und im Kalenderjahr 
1938. Nach Mitteilung von „Wirtſchaft und Statiſtik“ 
ergibt ſich das folgende Bild (ohne Wien, Graz und 
Linz): 


Lebend ⸗ 
geborenen 


Geſtorbene!) Sterbefälle!) an 


Dez. 1988. 1804 
Dez. 1937. 1623 
4. Bj. 1938. 4177 
4. Bj. 1937. 4101 
Jayr 1938. 17 470 
Jahr 1937. 16 681 
auf 1000 Einwohner und aufs Jahr berechnet 
Dez. 1988. 12,7 | 159 | 16 | 129 6,4] 0,62 | 2,20 | 1,0 
Dez. 1997.. 114 15,6 1,4 12.1 5,8 0,63 | 1,91 091 
Deg. 1986. 10.9 149 1.4 15,4 6,71 0,76 | 2.24 1.70 
4. Bj. 1988. 8 11,9 15,8 1,5 11,5 35,71 0,59 | 1,86 | 0,78 
4. Vi. 1937. 11,4 15.0 1,3 11,3 15,5 0,61 1.74 J 0,78 
Jahr 1988. 10,6 16,2 1.5 11.4 5,8 0,63 1.75 | 0.82 
Jahr 1937. 10.1 15,4 1.4 118 6,1] 0,69 | 1,66 | 0,80 
Jahr 1936. 9.8 15,4 1.4 11,4 6,2 0.71 161 0,85 


) Ohne Ortsfremde. — ) Auf 100 in der Berichtszeit Lebendgeborene 
berechnet. 


Ernährung und Landwirtschaft 

Ergebnis der Schweinezählung vom 3. März 1939. 
Die Schweinezählung vom 3. März 1939 hat einen 
Geſamtſchweinebeſtand von 21,30 Millionen Stück er⸗ 
geben, das find 1,04 Millionen Stück oder 5,1 v. H. 
mehr als in der gleichen Zeit des Vorjahres. Gegen⸗ 
über März 1938 haben ſich die Beſtände bei allen 
Altersklaſſen erhöht. Beſonders erfreulich iſt die Zu⸗ 
nahme des Beſtands an trächtigen Sauen und an 
Ferkeln, die eine erhöhte Nachzucht gewährleiſtet. Auch 
die Zahl der Schlachtſchweine hat ſich gegenüber dem 
Vorjahr erhöht, ſo daß mit einer reichlicheren 
Schweinefleiſchverſorgung gerechnet werden kann. 


Milcherzeugung im Februar 1939. Entwicklung 
im Altreich: 


Durchſchnitts⸗ 
Geſamt⸗ 

Age in 
Februar 1938 . . 1,88 Milliarden kg 186 kg 
Januar 1939 . . 1,92 Milliarden kg 192 kg 
Februar 1939. 1,87 Milliarden kg 187 kg. 
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Deutſche Getreideernte 1938. Die endgültige 
Ernteermittlung für 1938 iſt erheblich gün⸗ 
ſtiger ausgefallen als die Vorſchätzung vom September 
1938, Nach Mitteilung von „Wirtſchaft und Statiſtik“ 
ergibt ſich für das Altre ich das folgende Bild in 
Millionen Tonnen: 


Endgültige 
Ernte · 


ä ermittlung 

1 1:37 1 1982/87 
Winterroggen 8,37 6,84 | 7.68 
Sommerroggen 0,09 | 0,08 | 0,08 
Winterweizen 4.92] 3.97 427 
Sommerweizen 0,48 | 0,49 0,52 
Spelz 0,10] 0,11] 0,13 
Wintergerſte 153 | 1.02 | 0.87 
Sommergerſte 2,65 | 2,62 | 2,52 
Mer 5 EN: 6,27] 6,92] 5,70 
Menanet inter 0,21 0.18 |ı 

a ogetreide | Sommer 1,04 | 0,97 | | 985 
EI 500,19] 012| — 


*) Dezembervorſchätzung. 


Die Ernteerträge in dz je Hektar bebauter Flä 
8 äche 
zeigen das folgende Bild: 3 


Endgültige 
Ernte⸗ 


ermittlung 


ee 
19:7 | 1agP787 


Winterroggen 
Sommerroggen 135 
Sönterwelern . 223 
merwei 8 
Spelz. 1405 
Wintergerſte 8 
Sommergerite . 
Hafer 2 


Menggetreide Winter j 
Mai Sommer 
ais. 4 j 


“ee 


*) Dezembervorſchätzung. 


Lebenshaltungskosten im März 1939 


Die Reichskennziffer für die Lebenshaltungsko 
5 ſich im März 1939 gegenüber Februar 1939 15 
die ar auf 126,0 erhöht. Ausgangspunkt find dabei 
115 ahre 1913/14 = 100. Die Richtzahl für Ernäh⸗ 
a erhöhte ſich um 0,5 v. H. auf 122,5, für Beklei⸗ 
„Werken 0.3 b. H. auf 132,7. Die Kennziffer für 
Die 5 — enes ging um 0,1 v. H. auf 141,9 zurück. 
8 f tichtzahlen für Heizung und Beleuchtung (125,6) 
Ur Wohnung (121,2) find unverändert geblieben. 


Bewälker und Wirtschaft 
des en 4 


belräct du Gegen von „Wirtſchaft und Statiſtik“ 
d Haller . des Memellands 2 848 qkm; 
Wenn x qkm auf Binnengewäſſer. Gegen: 

g kann die Bevölkerungszahl mit etwa 153 000 
Perſonen angenommen werden. Auf die Stadt Memel 
entfallen davon rund 39 000 Perſonen. Die Vevölke⸗ 
rungsdichte beträgt 54 Perſonen auf 4 qkm gegen- 


über 186 Perſonen auf 1 qkm im jetzigen Reichs. 


gebiet. — Im Memelland überwiegt die Landwirt⸗ 
ſchaft. Von der Geſamtfläche entfallen auf: 


Landwirtſchaftlich genutzte Fläche 1 734,1 qkm 
Davon Aerland 11181 qkm 
Wieſen 298,6 qkm 

ue 5 5 337,5 qkm 
dre ar. 79,0 qkm 
Sonſtiges Unland . 138,1 qkm. 


Für die Induſtrie des Memellands ergibt ſich das 
folgende Bild: 


Zahl der Betriebe . 175 
Beſchäftigte Perſonen 10 673 
Erzeugung 
Stromerzeugung (1935) . 75 Mill. kWh 
Schnittholz aller Art. 230 000 ebm 
Seto 2 eco 
Baummollgemebe . . » 14,4 Mill. m 
W der industriellen Erzeugung 47,8 Mill. RM 
avon 
Maſchinen⸗ und Metallinduſtri 1,0 Mill. RM 
Holzinduſtri e.. 8,4 Mill. RM 
Zelluloſe⸗ und Papierinduſtrie 8,3 Mill. RM 
Textil⸗ und Bekleidungsinduſtrie 11,9 Mill. RM 


Nahrungs- und Genußmittelinduſtrie 12,2 Mill. RM. 


und Wirtschaft des Auslandes 
Devifenablieferung in Danzig. Der Senat hat 
eine Verordnung über die Deviſenablieferung er⸗ 
laſſen, die mit Wirkung ab 17. April 1939 in Kraft 
getreten iſt. Danach müſſen Deviſeninländer die 
ihnen am 17. April 1939 gehörenden Deviſen in Form 
von Gold, Goldmünzen, ausländiſchen Scheidemünzen 
und Banknoten gegen Gulden an die Bank von Dan⸗ 
zig oder eine Deviſenbank verkaufen. Währungsgut⸗ 
haben, die am 17. April 1939 bei Danziger Deviſen⸗ 
banken unterhalten werden, werden zum amtlichen 
Geldkurs in Gulden umgeſtellt. Die Verordnung gilt 
nicht für Deviſen in Reichsmark oder Zloty mit 
Ausnahme von Goldmünzen. Die Verordnung gilt 
außerdem nicht für die Danziger Auslandsanleihen. 


Warenverkehr mit Latein⸗Amerika und Portugal. 
Die Deutſche Überſeeiſche Bank in Berlin hat eine Zu⸗ 
ſammenſtellung der Deutſchen Einfuhr und Ausfuhr 
in den Jahren 1937 und 1938 im Verkehr mit verſchie⸗ 
denen latein⸗amerikaniſchen Staaten und Portugal 
angefertigt. Die Zuſammenſtellung iſt nach den wich⸗ 
tigſten Waren abgeteilt. 


Deutſchlands Außenhandel im Vergleich zum 
Welthandel im Jahr 1938. Entwicklung des Umſatzes 
in vom Hundert des Welthandels ohne den Han⸗ 
delsverkehr zwiſchen dem Deutſchen Reich (altes Reichs⸗ 
gebiet) und Oſterreich: 

1. Vierteljahr 1937. 9,4 
2. Vierteljahr 1937 . 10,1 
8. Vierteljahr 1937 . 10,8 
4. Vierteljahr 1937 10,9 


1. Vierteljahr 1938 . 11,0 
2. Vierteljahr 1988 . 11,5 
3. Vierteljahr 1938 . 11,5 
4. Vierteljahr 1988 . 11,5. 


Deutſchlands Außenhandel (altes Reichsgebiet) 
mit wichtigen außereuropäiſchen Ländern im Jahr 


S. 480 / Deutsche Steuer-Zeitung u. Wirtschaftlicher Beobachter 28. Jahrg. / Nr. 17-18 / 4. Mal 1939 


1938. Entwicklung des reinen Warenverkehrs in Mil- 
lionen Reichsmark: 


Ausfuhr nach Einfuhr aus 
1937 1988 1997 1938 
Ram. a ae 49,2 45,2 47,6 45,8 
hs . 148,3 99,5 9386 101,7 
Sion e ... . 6,7 8,9 1,9 4,2 
Alt ” =» 50,2 46,3 88,7 88,4 
Japan 117,3 93,0 25,7 25,0 
Mandſchukuo 11,8 27,2 64,6 76,9 
Vereinigte Staaten 
von Amerika 208,8 149,3 281,9 404,6 
Kanada 83,4 25,4 48,7 72,8 
Argentinien 147,1 1473 295,83 216,1 
Braſilien 177,3 161,3 186,3 214,4 
a 65,8 45,8 64,6 62,2 
Ders m. us . 2 80,9 49,0 88,7 
Venezuela 42,7 88,3 28,7 80,8 


Großdeutſches Zollgebiet ab 1. April 1939. Im 
Reichs geſetzblatt I S. 529 iſt das neue Zoll- 
geſetz vom 20. März 1939 veröffentlicht, das 
mit Wirkung ab 1. April 1939 in Kraft tritt. Mit dem 
gleichen Zeitpunkt werden im Land Oſterreich und 
in denjenigen ſudetendeutſchen Gebieten, 
in denen bisher das öſterreichiſche Zollrecht galt, der 
Zolltarif, der Obertarif, die Ausfuhrzolliſte, das 
Warenverzeichnis und andere wichtige Beſtimmungen 
des Tarifrechts eingeführt. Außerdem tritt die al l⸗ 
gemeine Zollordnung mit Wirkung ab 
1. April 1939 in Kraft. Die Zollgrenzen zwiſchen dem 
Altreich, dem Land Oſterreich und den ſudetendeutſchen 
Gebieten, die bisher wegen der Verſchiedenheit der 
Zollſätze und des Zollverfahrens noch aufrechterhalten 
werden mußten, fallen nunmehr. 


Zollgebiet Böhmen und Mähren. Im Reichsgeſetz⸗ 
blatt 1 S. 551 iſt eine Verordnung über das Zoll⸗ 
weſen im Protektorat Böhmen und Mähren 
veröffentlicht. Danach bleiben bis auf weiteres die bis⸗ 
herigen Vorſchriften auf dem Gebiet des Zollweſens in 
Kraft. Die bisherige Zollgrenze zwiſchen dem 
Deutſchen Reich und dem Gebiet des Protektorats 
bleibt bis auf weiteres beſtehen. Dieſe 
Regelung iſt nur als Zwiſchenlöſung anzuſehen; denn 
das Protektorat ſoll nach dem Erlaß des Führers 
vom 16. März 1939 in die Zollgrenze des Reiches ein⸗ 
bezogen werden. 


Warenverkehr mit Böhmen und Mähren. Der 
Reichswirtſchaftsminiſter veröffentlicht mit 
Runderlaß 38/39 Deviſenſtelle — 19/39 Über⸗ 
wachungsſtelle eine Bekanntmachung vom 24. März 
1939 über das deviſenpolitiſche Abferti⸗ 
gungs verbot. Die Neuregelung tritt mit Wir⸗ 
kung ab 1. April 1939 an die Stelle der mit Runderlaß 
9/39 Deviſenſtelle — 7/39 Überwachungsſtelle heraus- 
gegebenen Bekanntmachung vom 27. Dezember 1938. 
Sie gilt nicht im Protektorat Böhmen und Mähren. 
Die Neufaſſung war erforderlich mit Rückſicht auf die 
Neugeſtaltung der früheren Tſchecho⸗Slowakei. Waren, 
die aus dem Protektorat Böhmen und Mähren in das 
übrige Deutſche Reichsgebiet eingeführt werden, unter⸗ 
liegen einem deviſenpolitiſchen Abferti- 
gung3perbotnidht mehr. Auch für Waren, die 


aus der Slowakei oder der Karpato— 
Ukraine ſtammen, gilt ein Abfertigungsverbot nicht 
mehr allgemein, ſondern nur für beſtimmte Erzeug⸗ 
niſſe. 

Amerika. Zuſchlagszölle für Deutſche Erzeugniſſe. 
Amerika erhebt mit Wirkung ab 23. April 1939 auf 
alle zollpflichtigen Deutſchen Erzeugniſſe ſowohl aus 
der Einfuhr als auch aus dem Zollverſchleiß außer den 
üblichen Zöllen einen zuſätzlichen Ausgleichs- 
zoll von 25 v. H. des Rechnungswertes in bar. Die 
Verordnung wird mit einem angeblichen Verſtoß 
des Baumwoll- und Kupferverfahrens gegen die Be⸗ 
ſtimmungen der Section 303 begründet. In Wirklich⸗ 
keit handelt es ſich aber um einen polit iſchen 
Kampfakt im Rahmen des politiſchen Frontenaus⸗ 
baues gegen Deutſchland. 


Belgien. Regelung des Warenverkehrs mit 
Deutſchland. Zwiſchen Deutſchland und Belgien haben 
Wirtſchaftsbeſprechungen ſtattgefunden. Es wurden 
Vereinbarungen über den Warenverkehr und über die 
Handhabung des Transfers (Währungsübertragung) 
für die nächſten Monate getroffen. 


Braſilien. Lockerung der Deviſenbewirtſchaftung. 
In der braſilianiſchen Deviſenbewirtſchaftung iſt eine 
grundſätzliche Anderung eingetreten. Danach iſt der 
Deviſenhandel, ſoweit der Ankauf von Deviſen zur 
Abdeckung von Einfuhrverpflichtungen in Frage 
kommt, mit ſofortiger Wirkung wieder frei. Ausge⸗ 
nommen find Geſchäfte in ſogenannten Kompen⸗ 
ſationsdeviſen (3. B. Verrechnungsmark), 
deren Ankauf und Verkauf ſich die braſilianiſche 
Staatsbank vorbehält. 


Finnland. Die Ausfuhr von Sperrholz nach 
Deutſchland im Jahr 1938. Entwicklung in Tonnen: 


1987 


„ 3 rn 


Der Wert der Ausfuhr von Sperrholz nach Deutſch⸗ 
land betrug im Jahr 1938 55,6 Millionen Finnmark 
(im Jahr 1937 35,8 Millionen Finnmark). Deutſch⸗ 
land iſt das einzige Land, nach welchem Finnland ſeine 
Sperrholzausfuhr im Jahr 1938 ſteigern konnte. 


Holland. Der Außenhandel mit Deutſchland im 
Jahr 1938. Entwicklung nach holländiſchen Angaben 
(in Millionen Gulden): 


Ausfuhr Einfuhr Hollands 

nach aus Einfuhr⸗ 

Deutſchland überſchuß 
LEJ 455 842 887 
S I, 154 801 147. 


* 


Deutſchlands Anteil an der holländiſchen Geſamt⸗ 
einfuhr im Jahr 1938 betrug 21,3 v. H. (30,6 v. H. 
im Jahr 1929). Deutſchlands Anteil an der hollän⸗ 
diſchen Geſamtausfuhr im Jahr 1938 betrug 
14,8 v. H. (22,9 v. H. im Jahr 1929). 
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Iran. Verrechnungsabkommen mit Deutſchland. 
Zwiſchen Deutſchland und Iran iſt am 4. Januar 1939 
ein neues Verrechnungsabkommen abgeſchloſſen wor⸗ 
den, das mit Rückwirkung ab 1. Juli 1938 vorläufig 
angewendet wird. Der Reichswirtſchafts⸗ 
miniſter hat mit Runderlaß Nr. 20/39 
Deviſenſtelle — 13/39 Überwachungsſtelle die Durch⸗ 
führungsvorſchriften zu dieſem Abkommen 
erlaſſen und ein Merkblatt für die Wareneinfuhr 
überſandt. Nach dem neuen Runderlaß haben alle 
Zahlungen nach Iran im Weg des Verrechnungs⸗ 
abkommens zu erfolgen. Die Neuregelung gilt mit 
Rückwirkung ab 15. Juli 1938 auch für das Land 
Oſter reich. 

Litauen. Wirtſchaftsverhandlungen mit Deutſch⸗ 
land. Zwiſchen Deutſchland und Litauen finden Wirt- 
ſchaftsverhandlungen ftatt. Litauen erwartet, daß dieſe 
Verhandlungen in wirtſchaftlicher Hinſicht eine Er⸗ 
weiterung des beiderſeitigen Warenverkehrs bringen 
werden. Auf Grund einer Vereinbarung zwiſchen der 
Deutſchen Reichsbahn und dem litauiſchen Verkehrs⸗ 
miniſterium find neue übergangsſtationen 
im Verkehr zwiſchen Litauen und dem ehemaligen 
Memelgebiet feſtgelegt worden. Außerdem iſt 
ein Vertrag unterzeichnet worden, der die Uber⸗ 
gabe von Eiſenbahnmaterial an Deutſch⸗ 
land regelt. Beide Verträge ſind am 31. März 1939 
unterzeichnet worden. 


Litauen. Der Warenverkehr und Dienftleiftungs- 
u zwiſchen dem Memelland und Litauen. Die 
1 5 für den Warenverkehr und Dienſtleiſtungs⸗ 
sehr zwiſchen dem bisherigen Reichsgebiet und 
Litauen geltenden Beſtimmungen ſind auch auf den 
l tenberfehr und Dienſtleiſtungsverkehr zwiſchen 

em Memelland und Litauen ausgedehnt worden. Die 

Warenperbindlichkeiten memelländiſcher Schuldner an 
litauiſche Gläubiger aus der Zeit vor dem 23. März 
1939, die aus der Lieferung von Waren litauiſchen 
Urſprungs entſtanden ſind, können ebenfalls im Ver⸗ 
rechnungsweg bezahlt werden. 


Litauen. Die Ausfuhr von Holz nach Deutſchland 
Sit Jahr 1938. Die litauiſche Ausfuhr von Rundholz, 
h un Ei Pit Zellſtoff und Fur⸗ 
ar mach Deutſchland hat ſich wie folgt entwickelt 
einſchließlich Memelgebiet): * . 


in Tonnen 


in 1000 RM 
1987 1938 1937 1938 
66 978 714 324 2 552 8 065. 
Der wertmäßi il Li f 
Geſamtein uhr äßige Anteil Litauens an der Deutſchen 


f von Holz betrug im 1938 
1,1 v. H. (im Jahr 1937 09 v. 60. N 


ſches Ab ü i . 
fammenftellung Deutfcier Srafanen in Polen 
Zwiſchen Deutſchland und Polen iſt ein Abkommen 
über die Zuſammenſtellung Deutſcher Kraftwagen in 
Polen getroffen worden. Der Vertrag gilt für die 
Dauer von fünf Jahren. Der Zeitpunkt des Inkraft⸗ 
tretens iſt noch von der Zuſtimmung der beiderſeitigen 


Polen. Deutſch⸗polni 


Regierungen abhängig. Die Freie Stadt Danzig 
iſt an dieſem Abkommen beteiligt. Ein beſtimmter 
Hundertſatz der Wagen wird in Danzig zuſammen⸗ 
geſtellt werden. Die Lieferungen der Danziger In⸗ 
duſtrie für dieſe Zwecke ſollen allmählich erhöht 
werden. 

Türkei. Der Außenhandel mit Deutſchland im 
Jahr 1938. Der Außenhandel des Altreichs mit 
der Türkei hat ſich wie folgt entwickelt (in Millionen 
Reichsmark): 


Ausfuhr Einfuhr Deutſchlands 
Kalender⸗ na aus Ausfuhr⸗ 
jahr der Türkei überſchuß 
IE A Ed 110 88 12 
LOB A 151 116 85. 


der Türkei hat ſich im Jahr 1938 wie folgt entwickelt 
(in Millionen Reichsmark): 


Ausfuhr Einfuhr Deutſchlands 
Kalender⸗ na aus überſchuß 
jahr der Türkei überſchuß 
1988 % 155 125 30. 
0 
Türkei. Anwendung des Deutſch⸗türkiſchen Ver⸗ 


rechnungsabkommens auf die ſudetendeutſchen Gebiete. 
Das Deutſch⸗türkiſche Verrechnungsabkommen vom 
25. Juli 1938 findet mit Wirkung ab 1. Februar 1939 
Anwendung auf die ſudetendeutſchen Gebiete. Zah⸗ 
lungen aus dem türfifch-fudetendeutfhen Zahlungs⸗ 
verkehr find im Weg des Deutſch⸗türkiſchen Verrech⸗ 
nungsabkommens zu begleichen. Ausgenommen 
find abgeſchloſſene private Verrech⸗ 
nungsgeſchäfte, die bis zum 31. Auguſt 1939 
noch im Rahmen des türkiſch⸗tſchechiſchen Verrechnungs⸗ 
abkommens abgewickelt werden. 


Türkei. Zum Deutſch⸗türkiſchen Kreditabkommen. 
Der Reichswirtſchaftsminiſter hat durch 
Runderlaß 21/39 Deviſenſtelle Durchführungs⸗ 
beſtimmungen über die Überweiſung von Zahlungen 
nach der Türkei im Weg des Deutſch⸗türkiſchen 
Kreditabkommens erlaſſen. Die türkiſche 
Regierung muß den Kreditbetrag grundſätzlich 
für Zahlungen in Deutſchland verwenden. Bis zu 
20 v. H. des Wertes jedes Auftrages können für Aus⸗ 
gaben in der Türkei dorthin überwieſen werden. Die 
betreffende Deutſche Firma bedarf zur Überweiſung 
einer beſonderen Deviſengenehmigung nicht, ſondern 
nur einer Beſcheinigung der Deviſenſtelle Branden- 
burg in Berlin, das der Satz von 20 v. H. nicht über. 
ſchritten wird. 

Ungarn. Ländermäßige Verteilung des unga⸗ 
riſchen Außenhandels. Entwicklung in vom Hun⸗ 
dert der ungariſchen Geſamteinfuhr oder Geſamt⸗ 
ausfuhr: 


Ausfuhr Einfuhr 

1937 1938 1937 1938 
Deutſchland 24,04 27,65 25,92 29,75 
1 3 16,83 18,17 17,97 11,16 
Tſchecho⸗ Slowaken. 3,58 4.18 6,28 7.25 
Rumänien . . 4,7 4,02 9,84 10,06 
Jil?! 12.27 8,46 7,02 6,06 
England 7,21 7,98 5,26 6,01 
Amerika 2,92 2,48 4,68 5,11 
Frankreich 2,04 1,94 0,88 1,47. 


Einnahmen!) des Reichs an Steuern, Zöllen und anderen Abgaben im Monat März 1939 


Aufgetommen ſind Auf⸗ 


März 1939 vom vom bh En wis] kommens 


gegenüber | 1. April 1. April ade Iſt im 
März 1938 | 1938 bis 1937 bis | 1. 4. 37 bis] Rechnungs⸗ 
+ (mehr) 31. März | 81. März 31. 8. 38 jahr 


= + (mehr) 
(weniger) 1939 1938 e 1937 


CCC... 1 
A. Beſitz⸗ und Verkehrſteuern N i illi i 
etener (in Millionen Reichsmark) 
5 Steuerabzug vom Arbeitslohn (Lohnſteuer) 2 090,7] 1 760,1 ＋ 330,6 
Steuerabzug vom ee, Ge 
ertragſteuer) 80 Er 0 ＋ 96,0 
o) Veranlagte Einkommenſteuer De ß 3 165.1 


gzuſammen Ifde, 2=] 
Abgabe der Hufftsentömitglieher 5 = 
Wehrſteuer ) LE 
ies 
FCC 
Vermögenſteur er 
Aufbringungsum lane Br 
r snchucl Jen eh euieghen ange 
Umſatzſteuer oe alen : 
Grunderwerbſteuer⸗) un oe 
Kapitalverkehrſteuer 

a) Geſellſchaftſter er 

b) Wertpapierſt euer 

o) Börſenumſatzſteuer 
10 | Urkundenſteuer ) 8 
11 | Kraftfahrzeugſteuer 
12 Verſicherungſteuer 
13 | Rennwett⸗ und Lotterieſteuer 
natd mm), SER 
b) andere Rennmettfteuer . . . . 5 


zuſammen ron ae 10 und b 

e) Lotterieſteuer ne 
14 | Wechſelſtenen „ % ea 2 „ „„ „ „ 0» 
15 Beförderungſteuer 

a) Perſonenbeförderunn g 

b) Güterbeförderung Et, 
16 | Steuer zum Geldentwertungsausgleich bei 

Schuldverſchreibungen een: 
17 Reichsfluchtſteue e 5 
18 | Wandergewerbeſteuer )))) 
18al Feuerſchutzſteuer ) „ „ u 
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B. Zölle und Berbrauchſteuern 
19 One . e e e 
20 abakſteuer 
Tabakſteuer 
80 ner (einſchl. Kabatausgleichteuer) 
e) Tabakerſatzſtoffabgabe & 


e 115 r . bis o 
21 | Zuckerſteuer Ge 
22 algſteuer „ En 
23 | Bierſteuer ee 
232] Reichsanteile an der Gemeindebierſteuer 7 % 8 
24 Aus dem Spiritus monopol!!! 
e eee 
26 3 ndiwarenfteuer . . . ee 
us bem ündwarenmonopol „ RE 
28 | Reuchtmiltelleuer . : oo. 0 2 2 se 0. 
29 Spielkartentg ern 
90] Statiſtiſche Abgabte 00 0a 
81 | Süßftoffiteuer 0 A 


82 | Branntweinerſatzſteuer 
83 Ausgleichſteuer auf Diineralöle (Wineralötteuer) 
34 | Fettſteurer 555 
35 Schlachtſteuer 

Schlachtſteuer . N 

50 Schlachtausgleichſteuer 


zuſammen Ifde. Nr. 85a 190 b 


Im ganzen (Summen A und B) 


.) Einſchließlich der aus den Einnahmen den Ländern uſw. Fa Anteile 15 — 50 Die . beſteht ‚ei 1. September 18397. — 
2 Hierin iſt die von Landesbehörden erhobene Grunderwerbſteuer nicht enthalten. — 4) Die Urkundenſteuer 1 als Reichsſteuer feit 1. Juli 1936. 

ußerbem find bei den Juſtizbehörden an Ürkundenſteuer feſtgeſetzt worden: im Monat März 1939 — 680 466,21 AM, in der Zeit vom 1. April 1938 
bis 31. März 1939 = 7645 878,83 RM. — 5) Die Wandergewerbeſteuer wird als Reichsſteuer erſtmals für das Kalenderlahr 1938 erhoben. — 8) Die 
5. bench iſt am 1. Januar 1939 in Kraft getreten. 
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